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Vorwort 

Zu den frunreformatorißchen Vorgängen in Wittenberg. 

In der folgenden Untersuchung sollte festgestellt 
werden, welche Geltung das ohne Zustimmung des Reichs- 
tags erlassene Wormser Edikt in den ersten Jahren nach 
seiner Veröffentlichung gehabt hat. Zu diesem Zwecke 
wurde bei der Stellungnahme der ständischen Reichs- 
regierung und einzelner Fürsten geprüft, welche staats- 
rechtlichen Erwägungen ihren Erlassen zugrunde liegen 
und welche Behandlung der lutherischen Bewegung be- 
absichtigt wurde. Da hierbei das politische Interesse im 
Rahmen der Reichsgeschichte im Vordergrunde steht, so 
wurden die kirchlichen Vorgänge und territorialen Ver- 
hältnisse nur soweit berücksichtigt, als es die Aufgabe 
erforderte. Auch schien es methodisch richtiger zu sein, 
wenn zunächst über die reichsrechtliche Lage Klarheit 
gewonnen wurde, um dann zu den von ihr bedingten 
Fragen Stellung zu nehmen, wie sie im Anschluß an die 
Beurteilung Karlstadts über die »frühreformatorischen 
Vorgänge in Wittenberg 1 )« aufgeworfen worden sind. 
Denn wenn H. Barge betont, daß »über die geschicht- 
lichen Tatsachen selbst, die die Grundlagen für ein zu- 
sammenfassendes Gesamturteil abgeben müssen, noch 
keineswegs eine Einigung erzielt sei«, so muß dies auch 

*) Vgl. diese Erwiderung H. Barges (»Zur Genesis der« usw. 
Hist. Vierteljahrsschrift 1914) auf eine Nachprüfung der gesamten 
Kontroverse durch W. Köhler in den Gotting, gelehrten Anzeigen 
1912, besonders S. 528—531. 
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von dem in diesem Zusammenhange vielfach herange- 
zogenen Erlaß des Reichsregiments gelten, dessen Be- 
urteilung wieder von der des grundlegenden Reichsgesetzes 
abhängt. Und wenn nun in meiner Arbeit über »die 
Entstehung des Wormser Edikts« zunächst die staats- 
rechtliche Seite der Frage erörtert wurde, so wurde in 
einer noch ungedruckten Arbeit »Zur Geschichte des 
Wormser Reichstags« versucht, den geschichtlichen Vor- 
gang durch eine Würdigung der beteiligten Personen 
weiter aufzuklären. Auch bei der politischen Bewertung 
des Erlasses vom 20. Januar 1522 darf also nicht außer 
acht gelassen werden, daß hier zwar das einseitig vom 
Kaiser herausgegebene Gesetz völlig beiseite gelassen 
wurde, daß hinter diesem aber fort und fort der deutlich 
ausgesprochene und unbeugsame Wille des Reichsober- 
hauptes stand, der auf rücksichtslose Ausrottung der 
lutherischen Ketzerei abzielte. Und diesem Willen stand 
die vielleicht nur vorübergehend anderweitig gebundene 
Gesamtmacht des Hauses Spanien- Habsburg und ein un- 
berechenbarer, aber nicht zu unterschätzender Einfluß 
auf die Reichsstände zu Gebote: die Gegnerschaft des 
Kurfürsten von Sachsen in Verteidigung Luthers war 
daher beim Ausgang der Wormser Tagung zwar reichs- 
rechtlich unanfechtbar, tatsächlich aber gefährlicher, als 
man bisher anzunehmen pflegte 1 ). 

Für die zwischen den Kirchenhistorikern schwebende 
Frage 1 ) ergibt sich nun aus den folgenden Beobachtungen, 
daß das Reichsregiment gerade in jenen Monaten nicht 
die schlechthin »katholische« Behörde war, die den Kur- 
fürsten zu rücksichtsloser Unterdrückung der evangeli- 
schen Bewegung im Sinne des Wormser Edikts zu nötigen 
beabsichtigt hätte, und daß der Kurfürst ihrer Kund- 

*) Vgl. unten S. 37 ff. 

•) Barge a. a. O. Kap. II: »Das Eingreifen Kurfürst Fried- 
richs in die Wittenberger Bewegung auf Grund des Nürnberger 
Mandats vom 20. Januar 1522«. 
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gebung auch nicht die entscheidende Bedeutung bei- 
gelegt hat, um sich dadurch in seiner Haltung wesentlich 
beeinflussen, sich »scharf machen« zu lassen. Aber er 
deutet seine wahren Besorgnisse an mit dem Hinweis 
auf die ruhelose Agitation seines Vetters Georg 1 ), der es 
leicht dahin bringen konnte, daß die schon in Worms 
von Aleander vorbereitete Liga papistischer Fürsten sich 
aus diesem Anlaß mit dem Kaiser in Verbindung setzte, 
um dem Ernestiner »zu Leibe zu gehen«. Seinen Beamten 
und Theologen gegenüber war ihm also das Mandat des 
Reichsregiments doch gerade ernst genug, um sie zur 
Vorsicht zu mahnen. Aber Friedrich verwirft damit nicht 
»jede kirchliche Neuerung überhaupt«, und auch die 
Reichsbehörde hatte diese keineswegs »aufs strengste«, 
also nach Maßgabe des kaiserlichen Religionsgesetzes, 
verboten: denn es wollte sie vorerst nur durch belehrende 
Einwirkung auf das Volk hintanhalten, bis diese Fragen 
auf einem Konzil geklärt und entschieden seien. Der 
Kurfürst aber war keinesfalls unduldsamer als die Nürn- 
berger Politiker und verbat sich also nur 1 ), daß seine 
Räte durch Abschluß eines förmlichen Vergleichs mit den 
fortschrittlichen Theologen den Anschein erweckten, als 

*) Schreiben an den Rat Einsiedel vom 12. Februar 1522. 
Barge, Aktenstücke zur Wittenberger Bewegung. Leipzig 1912. 
S. 24. Hier auch eine vortreffliche Wiedergabe des Mandats vom 
20. Januar (Nr. 2) unter Verwertung des Abdrucks von K. Pallas 
im Archiv f. Ref. -Gesch. V, 238 ff. Hüne Anspielung auf die Studen- 
tenunruhen vom 3. und 4. Dezember 1521, bei denen Priester vom 
Altar verjagt wurden, scheint mir jedoch nicht vorzuliegen; wenn 
diese dem Herzog Georg bekannt gewesen wären, hätte er sicher 
nicht unterlassen, sie dem kurfürstlichen Gesandten am 1. Januar 
vorzuhalten. Aus dem engen geschichtlichen Zusammenhang der 
im Mandat des Regiments erhobenen Beschuldigungen geht über- 
dies hervor, daß auch der in Frage stehende Satz auf die vom Herzog 
ausgiebig verwendeten Angaben der EUenburger Zeugen und somit , 
auf eine dort gefallene Äußerung Zwillings zurückzuführen ist. 
Vgl. unten S. 22, 25, 30. 

■) Instruktion für Einsiedel vom 17. Februar. Aktenstücke S. 46. 
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hätten sie in seinem Auftrage gehandelt, da er vor allem 
vermeiden wollte, seinem gefährlichen Nachharn urkund- 
liches Material zu Anklagen hei Kaiser und Reichsständen 
zu liefern. Es läßt sich also wohl nicht aufrecht erhalten, 
daß »die Unterdrückung der von Karlstadt geführten 
Reformbewegung auf eine katholische Initiative zurück- 
zuführen sei 1 ).« Die von W. Köhler vorgeschlagene Formel, 
daß man »im besten Falle nur von einem mittelbaren 
Einfluß des Mandats vom 20. Januar sprechen könne«, 
wird in dem hier angedeuteten Sinne gestützt durch die 
im folgenden umschriebene Bedeutung der Aktion des 
Reichsregiments, besonders aber auch durch die Haltung, 
die Friedrich daraufhin der Reichsbehörde gegenüber ein- 
nimmt. 

Endlich geht aus dem gesamten Verhalten des Kur- 
fürsten zu Luthers lehrender und reformierender Tätig- 
keit, aus seiner planmäßigen und folgerichtigen, dabei 
durchaus nicht zaghaften Verteidigung der evangelischen 
Richtung doch wohl hervor, daß es sich für ihn auch jetzt 
nicht um eine Unterdrückung, sondern nur um eine 
Mahnung zu ordnungsmäßigem Vorgehen, zu besonnenem 
Maßhalten handelte. 

Dabei unterschätzen selbst die Gegner Barges noch 
die wohlmeinende Absicht des Kurfürsten, trotz dieser 
unliebsamen Vorgänge störende Einwirkungen der katho- 
lischen Mächte fernzuhalten. Denn »Friedrichs Politik« 
ist eben gerade in den letzten Jahrzehnten keineswegs 
»richtig gedeutet worden«, wie K. Müller unter Hinweis 
auf die von der Auffassung Th. Koldes abhängige Dar- 
stellung v. Bezolds meint 2 ). Er beschränkte sich auch 
dem Reichsregiment gegenüber nicht auf »die alte Taktik 
des passiven Widerstandes, des Hinhaltens des Gegners 
und des Ausweichens vor einer Entscheidung 1 )«; tat- 

l ) Barge, Frühprotestantisches Gemeindechristentum in Witten- 
berg und Orlamünde. Leipzig 1909. S. 114. 

•) Luther und Karlstadt. Tübingen 1907. 8. 83ff. 
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sächlich hatte er sich »auch in seinem Verhältnis zu 
Luther« keineswegs »darauf zurückgezogen, daß er sich 
mit der Sache nicht bemengt habe«, und es handelte sich 
für ihn schon längst nicht mehr um Dinge, »die er nicht 
verstand oder nicht verstehen wollte.« Gewiß hat der 
gewiegte Staatsmann auch die »formelle Deckung« nie 
außer acht gelassen, aber doch in seinem mit größter 
Umsicht und Zähigkeit, mit unbeugsamer Entschlossen- 
heit und Kühnheit geführten Kampfe gegen Papst und 
Kaiser auch ganz bestimmte positive Forderungen er- 
hoben. So hat er auch die auf das Mandat vom 20. Januar 
begründeten Zumutungen des Bischofs von Meißen nicht 
bloß abgelehnt mit einer »höflichen, aber sehr nichts- 
sagenden Antwort 8 )«, sondern seiner Tätigkeit sofort enge 
Grenzen gezogen, bei deren Überschreitung er zu einem 
Gegenzug bereit war, und auch der Reichsgewalt gegen- 
über beschränkte er sich nicht auf die Defensive. 

Auf dem Grunde seiner gefestigten Uberzeugung von 
der Wahrheit der evangelischen Lehre hat Friedrich auch 
bei diesen bedenklichen Vorgängen im eigenon Lager un- 
geachtet der von außen drohenden Gefahren die Milde 
und Langmut bewährt, die er auch leidenschaftlichen oder 
übereilten Schritten Luthers gegenüber gezeigt hatte, so 
daß auch die Art, wie er die Schwierigkeiten dieses 
Zwischenfalles bemeistert hat, seinem Verdienst als »Be- 
schützer Luthers und des Reformationswerkes 8 )« keinen 
Abbruch tut. 

*) Diese Beurteilung war schon durch meine 1904 und 1905 
erschienenen Arbeiten zu Luthers römischem Prozeß unhaltbar 
geworden. 

*) Köhler a. a. O. S. 529 f. Treffender hat K. Müller a. a. O. 
die Zurückweisung des Bischofs von Merseburg betont, wenn er auch 
dem Meißener gegenüber nur »ganz vorsichtige Zurückhaltung« 
beobachtet (S. 85ff.) Vgl. unten S. 47 Anm. 1. 

*) Vgl. die unter diesem Titel im Jubiläumsheft des Archivs 
f. Ref.-Gesch. erscheinende Skizze. 
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Eückblick auf die Entstehung des Wormser Edikts. 

Vis consili expers mole ruit sua . . . 

Horaz, Oden III, 4, 65. 

Selten ist eine gesetzgebende Versammlung um ihr 
verfassungsmäßiges Recht der Mitwirkung bei der Ent- 
scheidung über eine Lebensfrage der Nation mit so dreistem 
Vorbedacht, so zähem Hinhalten und schließlich so 
wohlvorbereitetem Gaukelwerk betrogen worden wie der 
deutsche Reichstag bei der von römischen und burgundi- 
schen Staatsmännern durchgeführten Intrige, die man 
als »die Entstehung des Wormser Edikts« 1 ) zusammen- 
fassen kann. Selten auch ist es gelungen, die Mit- und 
Nachwelt über den wahren Hergang so völlig und so 
lange im Irrtum zu erhalten, so daß bis auf den heutigen 
Tag in den wichtigsten Punkten gerade das Gegenteil 
des geschichtlichen Sachverhalts hat gelehrt werden können. 

Wohl hat schon L. Ranke festgestellt, daß das Edikt 
den Ständen nicht in einer ordnungsmäßig veranstalteten 
Versammlung vorgelegt, daß »seine Billigung ihnen durch 
eine Art Überraschung abgewonnen wurde« unter Ver- 
letzung des formellen Rechts; aber er kannte nicht den 
Beschluß des Reichstags vom 30. April 1521, der Vor- 

*) Titel meiner Arbeit, einer »Geschichte des Wormser Reichs- 
tags vom Standpunkt der lutherischen Frage«, Leipzig 1913. Weiter 
angeführt mit »Entstehung«. 

Kalkoff, Da* Wormser Edikt. 1 
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legung und Verhandlung über den vom Kaiser ange- 
kündigten neuen Entwurf des Religionsgesetzes forderte, 
so daß also keineswegs einfach »der ältere Beschluß der 
Stände, der zu Luthers Berufung Anlaß gegeben (vom 
1£, fäbruarj, auch für seine Verdammung in Kraft« 
trat 1 .), . Durch Ablehnung aller bisherigen Entwürfe 
•hätte'. überdies- die durchaus altkirchlich gesinnte Mehr- 
heit des Reichstags unzweideutig kundgegeben, daß sie 
die Verhängung der Reichsacht über Luther nicht billige 
und daß sie seine Anhänger nicht einer tumultuarischen 
Verfolgung unterwerfen wolle. Da sie nicht einmal eine 
unterschiedslose Vernichtung aller Schriften Luthers bil- 
ligte, wäre sie noch weniger für die Ausrottung der ge- 
samten nicht nur glaubens-, sondern auch romfeindlichen 
Literatur, die grausame Bestrafung der Verfasser und 
Buchdrucker zu haben gewesen; und von dem Zensur- 
edikt, das die gesamte geistige Produktion aller Zweige 
der Wissenschaft und Dichtung der Willkür bischöflicher 
Richter preisgeben sollte, hatte man wohlweislich völlig 
geschwiegen. 

Und, wie natürlich, treten gerade im letzten Akt der 
schamlosen Komödie die Widersprüche des wirklichen 
Hergangs mit der bisherigen legendären Darstellung am 
schärfsten hervor. Nicht eine Versammlung der Reichs- 
stände »in der kaiserlichen Behausung« bildete den Hinter- 
grund für die scheinbare Annahme des »Reichsgesetzes«, 
sondern außer den vier noch anwesenden Kurfürsten, 
von denen zwei, Trier und Brandenburg, mit im Komplott 
waren, eine kleine Gruppe Mitverschworener, im wesent- 
lichen ein halbes Dutzend Bischöfe, die von den Nuntien 
längst schon als papistische Kerntruppe angeworben 
waren. Treffend beobachtet Ranke, »welches Vergnügen« 
noch dem Geschichtschreiber des Tridentiner Konzils, 
Pallavicini, »das Gelingen eines so klugen Verfahrens 

J ) Deutsche Geschichte im Zeitalter der Reformation, 7. Aufl., 
Leipzig 1894, I, 338 f. 
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macht«, wenn er die beiden Nuntien nach Aleanders 
Berichten als die Regisseure feiert; aber daß »das Ge- 
heimnis (il misterio) selbst dem Großkanzler von Burgund 
unbekannt« gewesen wäre 1 ), ist grundfalsch; vielmehr hat 
gerade Gattinara, schon als Friedrich von Sachsen seinen 
Plan, den Reichstag durch Veröffentlichung des Dezember- 
entwurfs vor eine vollendete Tatsache zu stellen, ver- 
eitelt hatte, das Programm entworfen 2 ), das den Reichs- 
ständen jeden materiellen Einfluß auf den Inhalt des 
kaiserlichen Erlasses verschränken sollte. Am Abend 
des 25. Mai, als spanische und italienische Hofleute den 
Chorus der deutschen Stände vorstellten, traten als 
Akteurs der junge Kaiser und sein leitender Staatsmann 
dem Nuntius Aleander und dem anmaßenden Sprecher 
dieser Trugversammlung, dem Kurfürsten Joachim L, zur 
Seite. Wunderlich vertauscht sind die Rollen zwischen 
den Erzbischöfen von Trier und von Köln; während 
bisher jener der lutherfreundliche, zum mindesten ent- 
gegenkommende Vertreter eines das päpstliche Urteil 
beiseite setzenden schiedsrichterlichen Austrags zu sein 
schien, während der Kölner angeblich jene erste Bücher- 
verbrennung in einer Reichsstadt veranstaltet hatte, die 
Luther durch den trotzig verwegenen Akt vor dem Elster- 
tore in Wittenberg erwiderte, ist vielmehr der schlaue 
Richard von Greifenklau der gefügige und hinterlistige 
Helfershelfer der Nuntien gewesen, während der Graf 
Hermann von Wied damals schon den Bannspruch als 
ungerecht und übereilt mißbilligte, durch eine geharnischte 
Beschwerdeschrift über die kirchlichen Mißbräuche gerade 
in der kirchlich schwierigsten Situation (am 22. April) 
den Römlingen sehr unbequem wurde und schließlich 
dem erschlichenen Reichsgesetz seine Anerkennung ver- 

x ) Ranke a. a. O. S. 342 Anm. 3. 

a ) Vgl. meine zusammenfassende Darstellung »Luther und 
die Entscheidungsjahre der Reformation«, Leipzig und München 
1917, S. 212 f., 253 ff. 
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sagte 1 ). Dessen ungesetzliches Zustandekommen durch 
»Zurückdatieren auf den 8. Mai« vertuschen zu wollen, 
hat seinen Urhebern so fern gelegen 2 ), daß dieses Datum 
vielmehr das diplomatische Kriterium darstellt für die 
Richtigkeit der Auffassung, die in dem Wormser Edikt nur 
einen einseitig vom Kaiser ausgegangenen Erlaß erblickt; 
denn es hält den staatsrechtlich dafür entscheidenden 
Moment fest, den Beurkundungsbefehl, den Karl V. so- 
fort nach Vorlegung des soeben von dem Nuntius ausge- 
arbeiteten, von seinen bestochenen Helfern in der Kanzlei 
übersetzten Entwurfs erteilte. Endlich ist jene Komödie 
die am späten Abend des 25. Mai stattfand, so geheim 
gehalten worden, daß außer den Beteiligten niemand unter 
den noch recht zahlreich anwesenden Fürsten oder Städte- 
boten davon erfuhr, und Aleander hat zwar versucht, 
»einen urkundlichen Akt darüber aufzunehmen«, wie 
Pallavicini und Ranke ihm nacherzählen 3 ), aber es ist 
selbstverständlich unterblieben 4 ); er hat diese immerhin 
fatale Tatsache ebensowenig nach Rom berichtet, wie er 
die Weigerung des Erzkanzlers, des Erzbischofs von 
Mainz, die verfassungswidrigen Reichsgesetze zu unter- 
zeichnen, gemeldet hat; über diesen Umstand hat er 
sogar sich nicht gescheut, eine Lüge zu berichten, die man 

*) Vgl. meine Untersuchung über »die Anfangsperiode der 
Reformation in Sleidans Kommentarien« in der Ztschr. f. die Ge- 
schichte des Oberrheins, N. F. XXXII, Heidelberg 1917. Ent- 
stehung S. 267 habe ich noch von einer antilutherischen »Mehrheit 
im Kurfürstenrate« gesprochen, was nicht zutreffend ist. 

*) Ranke a. a. O. S. 343 und danach noch D. Schäfer, Deutsche 
Geschichte, 3. Aufl., Jena 1913, II, 28. 

*) Ranke a.a.O. S. 342: »Aleander eilte usw.«; und fast 
wörtlich ebenso H. Baumgarten, Geschichte Karls V., Stuttgart 
1885, I, 492 : »A. eilte, sich darüber einen authentischen Akt auf- 
setzen zu lassen.« Ranke fährt fort (S. 343): »Noch im Laufe 
des Tages besorgte er zwei Reinschriften . . .«; diese aber hielt der 
Nuntius schon seit dem 12. Mai bereit. Kalkoff, Die Depeschen 
Aleanders vom Wormser Reichstage, 2. Aufl., Halle 1897, S. 230. 

«) Entstehung S. 267 f. 
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in Rom an der Hand der später dort hinterlegten und 
noch heute im vatikanischen Archiv aufbewahrten Originale 
gewahr werden mußte : man kannte dort überdies den Preis, 
den man für den Liebesdienst eines untergeordneten Be- 
amten, des Reichsvizekanzlers Ziegler, hatte zahlen 
müssen, der es auf sich genommen hatte, dem Staats- 
streich des Kaisers und dem Übergriff der Kirche ein 
leidlich kanzleimäßiges Mäntelchen umzuhängen. 

Das Wormser Edikt hat, wie sich in einer Ubersicht 
über die »Wirkungen der erschlichenen Reichsgesetze« 
zeigen ließ 1 ), tatsächlich zunächst nur die Bedeutung eines 
kaiserlichen Erlasses gehabt, über dessen peinliche Neben- 
umstände in den Kreisen der Reichsfürsten nur eben aus 
höfischer Rücksicht auf die Person des Kaisers 2 ) ge- 
schwiegen wurde. Aber es zeigte sich nun, wie treffend 
die alten Räte Maximilians I. vor einer Überspannung 
des kaiserlichen Verordnungsrechtes gewarnt hatten, die 
nur zu Nichtbeachtung des kaiserlichen Willens und vöDiger 
Wirkungslosigkeit derartiger Verfügungen führen könne. 
Und so ergibt sich die weitere Ungereimtheit, daß dieses 
mit der größten Feierlichkeit als »unverletzliches Grund- 
gesetz«, als »der einmütige Beschluß aller Stände des 
heiligen Reiches« auftretende Edikt nur in dem Teile 
des Reichsgebiets von der Landesobrigkeit mit der Ab- 
sicht buchstäblicher Vollziehung veröffentlicht und auch 
durch die härtesten Maßregeln vollstreckt wurde, der 
nach dem Willen gerade dieses Kaisers nicht mehr zum 
Reiche gehören sollte, in den burgundischen Niederlanden. 

x ) A. a. O. 276 ff. und Entscheidungs jähre S. 187 f. 

») Man empfand es sehr bitter, daß der Kaiser in einem an 
sich untergeordneten Falle selbst seine Autorität preisgab und sich 
dem Bischof von Würzburg zu Gefallen »den Unglimpf und Schimpf 
auferlegte«, als habe er das fragliche Geleit einem Kauf manne 
»unbedächtlicher Weise« verliehen. Des . . . Hans von der Planitz' 
Berichte aus dem Reichsregiment 1521—23. Hrsg. von E. Wülcker 
und H. Virck, Leipzig 1899, S. 142 f. 
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Und hier wieder ergab sich sofort der Widerspruch, daß 
der religiös höchst zuverlässige Landesherr, der das 
Wormser Edikt auch formell in die territoriale Gesetz- 
gebung aufnehmen und zu diesem Zwecke sogar in die 
Landessprachen, das Französische und das Vlämische, 
übersetzen ließ, nichts Eiligeres zu tun hatte, als die Kirche 
von der Vollziehung des päpstlichen Urteils über die 
Ketzer auszuschließen und dieses nützliche und gewinn- 
reiche Geschäft einer eigens dazu gegründeten Behörde 
seiner Jurisdiktion vorzubehalten 1 ). 

Von alledem ist im Reiche selbst bei entschieden 
lutherfeindlichen Fürsten nichts Entsprechendes zu ver- 
spüren; selbst für die entschlossensten Landesherren be- 
deutete das Wormser Edikt vielmehr eine Verlegenheit. 
Dieser in einem normalen Staate kaum denkbare Zu- 
stand, der jedoch dem monströsen Verfassungswesen 
des römischen Reiches nur zu adäquat war, wurde wenig- 
stens formell aus der Welt geschafft, als durch den Ab- 
schied des dritten Nürnberger Reichstages vom 18. April 
1524 2 ) das erschlichene Reichsgesetz nachträglich als 
»mit Bewilligung von Kurfürsten, Fürsten, Prälaten, 
Grafen und aller Stände ausgegangen« anerkannt, gleich- 
zeitig aber auch im wesentlichen suspendiert wurde: 
denn jetzt wurde nicht nur seine Ausführung jedem 
Reichsstand, »soweit ihm möglich«, anheimgestellt, son- 
dern es wurde auch zugleich die Entscheidung über die 



*) Vgl. meine »Anfänge der Gegenreformation in den Nieder- 
landen«, Halle 1903, besonders II, 57 ff., Kap. VI über die »Er- 
richtung der landesherrlichen Inquisition«, sowie »Aleander gegen 
Luther«, Leipzig 1908, S. 85 ff., 97 f., 99 ff. über die gesetzgeberi- 
schen Maßregeln Karls V. in den Niederlanden. 

2 ) Vgl. Deutsche Reichstagsakten unter Karl V. Jüngere 
Reihe, IV. Bd., hrsg. von A. Wrede, Gotha 1905, S. 603 ff. und 
meine Arbeit über »Luthers Ansichten über die Reichs Verfassung 
und die Rezeption des Wormser Edikts« in der Hist. Vierteljahr- 
schrift, hrsg. von G. Seeliger, Leipzig 1917. 
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religiöse Frage einem »allgemeinen freien Konzil an 
geeigneter Malstätte in deutscher Nation« vorbehalten 1 ). 

Die in der Zwischenzeit erfolgten Beschlüsse und 
Maßregeln der Reichsgewalten wie einzelner Landes- 
regierungen wurden nun schon tunlichst für den Nachweis 
des ungesetzlichen und daher unverbindlichen Charakters 
des Wormser Edikts verwertet, vor allem jener Erlaß 
der ständischen Reichsregierung vom 20. Januar 1522, 
in dem das Vorhandensein eines gegen die lutherische 
Sekte gerichteten Reichsgesetzes völlig ignoriert wurde 2 ). 
Nachdem aber diese grundlegende Tatsache hinlänglich 
gesichert ist, ergibt sich die Notwendigkeit, sie ihrerseits 
zur Aufklärung bisher dunkler oder streitiger Punkte in 
den kirchenpolitischen Vorgängen und Kundgebungen 
dieser Jahre zu benutzen und die Gesamtauffassung der 
damaligen Lage ihr anzupassen. 

1 ) Dennoch weigerten sich die Städte und die Grafen, den 
Abschied zu besiegeln, weil sie nicht in eine Erneuerung des Wormser 
Edikts willigen wollten. Reichstagsakten IV, 782, 17. 

2 ) Vgl. seine Würdigung in der Entstehung S. 276 f. 
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Die Mitglieder des Beichsregiments nach 
ihrer kirchlichen Haltung. 



Ranke hat davon gesprochen, daß »im Anfange des 
Jahres 1522 die Stimmung des Regimentes den religiösen 
Bewegungen sehr abgeneigt« gewesen sei. Er führt dann 
zwar zutreffend an, daß es der Herzog Georg von Sachsen 
war, der seiner persönlichen Abneigung gegen Luther 
durch den Hinweis auf die Wittenberger Unruhen solchen 
Nachdruck zu geben verstand, daß er jenes »Edikt aus- 
bringen konnte« 1 ). Aber wir wissen seitdem aus den 
Berichten des wackern kursächsischen Gesandten Hans 
von der Planitz genauer, daß es eben ausschließlich auf 
die Initiative des Albertiners 2 ) zurückzuführen war, 
wenn sich das Regiment zu jenem Schritte verstand. 
Und war schon die Haltung der seit dem Herbst 1521 
versammelten Regimentsmitglieder bis zu dem am 1. Ja- 
nuar erfolgten Eintritt des Herzogs Georg zum mindesten 



*) Ranke a. a. O. II, 35. 

») Der bald darauf (31. Mai) verstorbene Bischof von Bam- 
berg, ein Schenk zu Limburg, der die Beratungen des Regiments 
durch das Erzählen seiner Kriegserlebnisse zu unterbrechen liebte, 
fällt mit seinem Poltern gegen Luther wenig ins Gewicht. Virck, 
S. 82; Reichstagsakten III, 20. 
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als passiver Widerstand gegen den Willen des Kaisers 
und des Papstes aufzufassen, so war die »Stimmung« 
auch über den Kreis der fürstlichen Räte und Städte- 
boten hinaus durchaus nicht lutherfeindlich: hatte doch 
der damalige Vorsitzende, Pfalzgraf Friedrich 1 ), sich in 
Worms eifrig mit Luthers Schriften beschäftigt, seine 
Lehre sogar dem Nuntius Aleander gegenüber freimütig 
verteidigt und dann nur unter dem Druck der drohenden 
kaiserlichen Ungnade geschwiegen. Gegen Schluß des 
Reichstages aber hatte er den ausgetretenen Dominikaner 
Butzer als Hofprediger angestellt und das ihm als Landes- 
herrn der Oberpfalz übersandte kaiserliche Edikt einfach 
unter den Tisch fallen lassen 2 ). Als dann seinem Bruder 
Heinrich, dem Bischof von Worms, auch noch das Ut- 
rechter Bistum in Aussicht stand, hat er sich den Schritten 
des gesamten Kurhauses beim Papste angeschlossen und 
so vorerst noch das Lob Aleanders geerntet, daß er ein 
»gutgesinnter, kluger Mann« sei 8 ); aber zu ernstlichem 
Einschreiten gegen die evangelische Bewegung hat er 
sich doch nie verstanden 4 ), und jedenfalls auch die »Stim- 
mung« des Regiments nicht in diesem Sinne beeinflußt. 

Sehr günstig war es ferner für die Sache Luthers, 
daß mit dem abgelaufenen Vierteljahr die Erzbischöfe 
von Trier und von Salzburg aus dem Regiment ausge- 
schieden waren, von denen der erstere nicht nur dem 
Papste zu Gefallen in der kirchlichen Frage eine höchst 

*) Er fungierte als zeitweiliger Stellvertreter des vom Kaiser 
noch in Worms ernannten Statthalters, des Erzherzogs Ferdinand. 
Baumgarten a. a. 0. II, 182. Vgl. auch die vortreffliche Einleitung 
Vircks zu den Planitz-Berichten S. LXXXV ff. : Errichtung, Ord- 
nung und Aufgaben des Reichsregiments, und die Wredes\ Reichs- 
tagsakten III, 1 ff. 

*) Entstehung S. 83 Anm. 2, 281 f. 

»j Aleander gegen Luther S. 131, 139. 

4 ) Über das freundschaftliche Verhältnis, das der Kurfürst 
von Sachsen mit ihm zu unterhalten wußte, vgl. Virck a. a. O. 
S. XCI. 
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zweideutige Rolle gespielt hatte 1 ), sondern auch beflissen 
gewesen war, durch Entgegenkommen gegen den Kaiser 
seine frühere Parteinahme für Franz I. vergessen zu 
machen. Der hochmütige und herrschsüchtige Kardinal 
von Salzburg hatte zwar in Worms durch seine wider- 
spenstige Haltung den Nuntien manchen Ärger bereitet, 
aber die Gründe seines Mißvergnügens lagen auf persön- 
lichem Gebiet; einer Begünstigung der lutherischen Be- 
wegung stand er teils aus hierarchischem Interesse, teils 
aus Gleichgültigkeit gegen die religiösen Motive fern. 
Der neu eintretende Kurfürst, Ludwig V. von der Pfalz, 
stand zwar auch dem innersten Wesen der Reformation 
verständnislos gegenüber, hatte aber in Worms aus altem 
Haß gegen Habsburg dem Beschützer Luthers stets die 
Stange gehalten und die abschließende Intrige scharf 
gemißbilligt; wenn er sich um der kirchlichen Versorgung 
seiner vielen Brüder willen demnächst der Kurie wieder 
näherte, so wurde er zwar schon in Nürnberg »in seiner 
Haltung schwankend« 2 ), ließ sich aber dann durch den 
kursächsischen Gesandten zurechtweisen. 

Hinsichtlich der »Stimmung« der gelehrten Räte 
aber, die als Vertreter von lutherfreundlichen Reichs- 
ständen oder Berater ihrer indolenten oder gar mißgünstig 
gesinnten Herren der Sache Luthers gerade bei den 

>) Auch Virck a. a. O. S. LXXXVIII f. nimmt noch an, 
daß er »Luther in Worms das größte Entgegenkommen gezeigt 
habe«; vermerkt aber (S. CXVI), daß Richard von Greifenklau 
sich nicht scheute, in einem Briefe an den Nuntius Chieregati Luther 
die Schuld an dem Uberfalle Sickingens in die Schuhe zu schieben. 
Daß Friedrich der Weise stets bemüht war, mit dem »alten Fuchs« 
ein freundschaftliches Verhältnis aufrechtzuerhalten, hatte seinen 
Grund in gemeinschaftlicher reichspolitischer Haltung, geschah 
aber zugleich zur Deckung Luthers. 

2 ) Virck a. a. O. S. XCV und 90; über den Grund dieses 
Stimmungswechsels, den Virck noch nicht kannte, vgl. Aleander 
gegen Luther, S. 128 ff. Zu den Sessionsverhaltnissen Virck XCI1I. 
Reichstagsakten III, 19 f. 
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Arbeiten der nächsten Reichstage wesentliche Dienste 
geleistet haben, mag hier nur in Kürze daran erinnert 
werden, mit welchem Entsetzen der Nuntius Aleander 
alsbald nach seinem Erscheinen in Deutschland fest- 
stellte, daß gerade die Juristen, die Legisten wie die Kano- 
nisten, Priester wie verheiratete, sich als Gegner Roms 
und offenkundige Lutheraner gebärdeten. Auch ließ 
sich nachweisen, daß manche dieser Männer selbst als Mit- 
glieder bischöflicher Regierungen der Vollziehung der Ver- 
dammungsbulle widerstrebten, und zwar weil sie schon an 
der leichtfertigen Verketzerung Luthers durch das un- 
ehrliche und überstürzte römische Prozeßverfahren ebenso 
.Anstoß genommen hatten wie an dem verfassungswidrigen 
Zustandekommen des Religionsedikts 1 ). Es genügt, an 
die bedeutsame Rolle zu erinnern, die neben Hans von der 
Planitz der bischöflich bambergische Hofmeister Johann 
von Schwarzenberg auf den Reichstagen jener Jahre ge- 
spielt hat. Die Begünstigung, die der Sache Luthers 
im Schöße fürstlicher und städtischer Regierungen durch 
den Einfluß humanistisch gebildeter Räte und Sekretäre 
zuteil wurde, braucht hier nur angedeutet zu werden. 
Besonders stark waren diese Wirkungen zum grimmigen 
Ärger Aleanders soeben erst auf dem Wormser Reichstage 
in der Umgebung des Erzbischofs von Mainz hervorge- 
treten, wo sie unter der zielbewußten Leitung Capitos 
zu einem regelrechten Feldzug gegen das Zustandekommen, 
dann gegen die Ausführung des kaiserlichen Edikts zu- 
sammengefaßt wurden 2 ). Aus dem Kreise dieser »luthe- 
risch gesinnten Räte« erschien am 4. Januar 1522 als Ver- 

*) Vgl. meine Arbeit über »die Vollziehung der Bulle ,Ex- 
surge, Domine' durch den Bischof von Freising und Naumburg« 
in der Ztschr. für Kirchengeschichte (EKG.) XXXV, 174 ff., be- 
sonders S. 201 ; ferner über »die Vollziehung der Verdammungs- 
bulle durch die Bischöfe von Eichstädt, Augsburg, Regensburg 
und Wien« in derselben Ztschr. Jahrgang 1917. 

*) Vgl. Kalkoff, W. Capito im Dienste Erzbischof Albrechts. 
Berlin 1907. 
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treter des Mainzers der vielseitig gebildete Jurist Dr. 
Sebastian von Rotenhan, der u. a. zu seinem Schwager 
Ulrich von Hutten und Capito in freundschaftlichen Be- 
ziehungen stand: von jenem hatte er die Widmung der 
»Trias Romana « angenommen, dem andern hatte er selbst 
seine Ausgabe der Chronik Reginos von Prüm gewidmet. 
Zweifellos hat er auf den nächsten Reichstagen als Mit- 
glied des mit der kirchlichen Frage betrauten Ausschusses 
nachdrücklich im Sinne der für die Evangelischen gün- 
stigen Beschlüsse gewirkt 1 ). 

Als Vertreter des Kurfürsten von Brandenburg saß 
Christoph von Taubenheim im Regiment, der weiterhin 
mit Planitz im besten Einvernehmen stand und schwerlich 
geneigt war, gerade aus Anlaß der Eilenburger Vorgänge 
scharfe Maßregeln gegen die Lutherischen zu befür- 
worten. Denn dort war an der Spitze der Kommunikanten 
der kurfürstliche Amtmann Hans von Taubenheim zum 
Altar getreten, derselbe erprobte Rat Friedrichs, der am 
23. April 1521 seinen Kurfürsten in einem tief emp- 
fundenen Schreiben darauf hingewiesen hatte, daß die 
Veröffentlichung des Sequestrationsmandats einen Bruch 
des Luther zugesagten Geleits bedeute 2 ). 

Auch der Vertreter von Kurköln, der Landkomtur 
der Bailei Koblenz, Ludwig von Sinsheim, war keines- 



J ) A. a. O. S. 58 Anm. 2, 116. Fr. Herrmann, Die evange- 
lische Bewegung in Mainz, Mainz 1907, S. 65, 101, 103, 129. Als 
Albrecht seine Schwenkung in das römische Lager vollzog, trat er 
in den Dienst des Bischofs von Würzburg. Er war ein großer Freund 
der deutschen Geschichte und hatte auch wissenschaftliches Ver- 
ständnis für die theologischen Streitfragen der Zeit, so daß er die 
Ausgabe des Neuen Testaments von Erasmus gegen dessen Wider- 
sacher verteidigen wollte. G. Bauch, Die Universität Erfurt, 
Breslau 1904, S. 135 f. Er starb 1532. G. Knod, Deutsche Studenten 
in Bologna, Nr. 3134. 

a ) Sein Lebensgang von N. Müller im Aren. f. Ref.- Gesch. 
VIII, 37 ff., wo jedoch seine Beteiligung an jener Abendmahlsfeier 
Zwillings übersehen worden ist. 
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wegs ein Widersacher des kursächsischen Gesandten und 
Luthers. Wenn Planitz im Januar 1523 bemerkt, die 
Fürsten, geistliche und weltliche, seien auf diesem Reichs- 
tage dem Luther ganz entgegen, ihre Räte aber in der 
Mehrheit gut lutherisch, so wissen wir jetzt, daß der Erz- 
bischof von Köln zu diesen Fürsten nicht gehörte. Der 
von ihm entsandte Ordensritter ist nicht besonders hervor- 
getreten. Als im April 1522 die Feinde des Kurfürsten 
beabsichtigten, durch den Fiskal zunächst gegen die 
Städte Augsburg, Ulm und andere vorgehen zu lassen, die 
das Wormser Edikt verachtet und die Reichsacht über 
Luther nicht durch Anschlag bekannt gemacht hätten, 
wurde ein Ausschuß von entschieden lutherfeindlichen 
Fürsten gebildet, dem vom Regiment auch Ludwig von 
Sinsheim und der Gesandte Augsburgs, Dr. Johann 
Rehlinger, beigegeben wurden 1 ). Planitz meldet nun, 
daß ihm etliche Mitglieder des Ausschusses, zu denen er 
»ein sonderlich heimlich Vertrauen habe«, schon ver- 
sprochen hätten, diesen in letzter Linie gegen Friedrich 
den Weisen gerichteten Anschlag zu hintertreiben. Be- 
stimmt läßt sich diese gute Meinung Planitzens freilich 
nur auf den Stadtschreiber von Augsburg beziehen. 
Denn als der Statthalter, Erzherzog Ferdinand, im No- 
vember 1522 einen Ausschuß bildete, der gegen Luther 
wegen seines Buches gegen Heinrich VIII. einschreiten 
sollte, hatte er weder Planitz noch Dr. Rehlinger hinzu- 
ziehen wollen, weil sie beide »der Sache verdächtig seien«; 

J ) Dieser war auch auf dem Reichstage in Worms gewesen. 
Reichstagsakten II, 779 Anm. 1. Er war ein tüchtiger Jurist, aber 
ein skrupelloser Rabulist und hat als Gesandter der deutschen 
Städte an den Kaiser mehr die Interessen der großen Monopolien- 
inhaber von Augsburg als die der Gesamtheit wahrgenommen. 
Anfangs der Reformation nicht abgeneigt, trat er später auf die 
Seite der Geistlichkeit und zerfiel noch vor seinem 1537 erfolgten 
Tode mit der Ratsmehrheit, als diese die Reformation entschieden 
durchführte. Fr. Roth, Augsburgs Reformationsgeschichte, 2. Aufl., 
München 1911 ff., I, 89, 99 f.; II, 4, 197, 212. 
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die andern Mitglieder seien »alle sehr bös lutherisch < 
ausgeschlossen Herr Sebastian von Rotenhan 1 ). 

Auch der Vertreter des Pfalzgrafen Ludwig, Kaspa 
Erlhaupt von Saulem, ging in der lutherischen Sache mi 
Planitz Hand in Hand. Denn dieser beklagte seine vor 
übergehende Abberufung im Februar 1523 lebhaft mi 
dem Bemerken: wenn er noch einen oder zwei Gehülfe: 
im Regiment hätte wie Hansen von Schwarzenberg, s 
hoffe er mit Gottes Gnade die Absichten der große: 
Herren gegen Luther zu vereiteln. Kurz vorher aber hatt 
er berichtet, daß der Kurfürst mit Erlhaupt unzufriede 
sei, weil dieser die mit Sickingen verbundenen Edelleut 
gegen die drei siegreichen Fürsten in Schutz genomme 
habe. Der Pfalzgraf Friedrich hatte ihm dies mit harte 
Worten vorgehalten und hinzugefügt: er sei überdie 
auch gut lutherisch, worüber sich Erzherzog Ferdinan 
und Kurfürst Joachim bei ihm beschwert hätten und wa 
er selbst nicht billigen könne 2 ). 

Wenn also Virck treffend bemerkt, daß im Reiche 
regiment die eigentliche Entscheidung bei den kurfürst 
liehen Räten lag, da die Fürsten und die Vertreter de 
Prälaten und der Städte vierteljährlich wechseltei 
während die des Kaisers und der sechs Kreise nie vo! 
zählig erschienen 3 ), so ergibt sich, wie günstig gerade i 
jenen Monaten die Zusammensetzung der höchsten Reiche 
behörde für die evangelische Sache war. Und dabei ws 
das Regiment auf Grund des konstituierenden Gesetzes, de 
Regimentsordnung vom 26. Mai 1521, ausdrücklich befug 
und verpflichtet, sich mit der religiösen Frage zu befasser 
gegen die Widersacher des Glaubens vorzugehen und zu die 
sem Zwecke auch mit dem Oberhaupt der Kirche in Verhanc 
lung zu treten 4 ). Und nun war bei jener wichtigen Eni 

1 ) Virck S. 304, 18 ff.; 128, 11 ff.; 245, 19 ff. 

2 ) Virck S. 374, 15 ff.; 377, 7 ff.; 379, 11 ff. 
8 ) Virck S. LXXXVI. 

«) Reichstagsakten II, 225, 5 ff . 
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Scheidung, ob angesichts der Wittenberger und Eilenburger 
Neuerungen nach Vorschrift des kaiserlichen Edikts einge- 
schritten werden solle, gerade der Kaiser selbst nur sehr 
kümmerlich im Regiment vertreten: die beiden ihm für 
seine Erblande zustehenden Stimmen waren überhaupt 
nicht besetzt, und von den beiden Räten, die dem Willen 
des Reichsoberhaupts in der ständischen Regierung 
Geltung verschaffen sollten, benutzte der eine, Balthasar 
Merklin, Propst von Waldkirch, die erste beste Gelegen- 
heit, um ohne Erlaubnis des Statthalters schon im No- 
vember 1521 Nürnberg wieder zu verlassen 1 ). Er begab 
sich zu einem Tage des Schwäbischen Bundes nach Ulm, 
wo es österreichische Interessen wahrzunehmen gab, zu- 
gleich aber in der auch sonst nachweisbaren Absicht, 
das Regiment bedeutungslos zu erhalten. Da dessen 
Beschlußfähigkeit erst mit vierzehn Stimmen erreicht 
wurde und im Januar bei fünfzehn Mitgliedern — ohne 
den Statthalter 2 ) — nur notdürftig gesichert war, be- 
deutete das Verhalten Merklins eine bösartige Obstruktion. 
Man vermißte ihn im übrigen nicht ungern, da er in der 
bei den Reichsständen gründlich verhaßten Klique der 
alten Räte Maximilians I. einer der habgierigsten und 
ehrgeizigsten war. Er stieg als Werkzeug der spanisch- 
habsburgischen Politik nachmals zur Würde des Reichs- 
vizekanzlers und Koadjutors von Konstanz empor und 
bahnte sich in Ausnutzung der durch die Hildesheimer 
Stiftsfehde geschaffenen Lage schließlich noch den Weg 
zu diesem sonst den Fürstensöhnen vorbehaltenen Bischofs- 
sitze 3 ). Er hatte versucht, die Verkündigung des Wormser 
Edikts in der Reichsstadt Konstanz persönlich vorzu- 



*) Virck S. 40, 2 ff. 

2 ) Virck S. 74, 1 ff.; S. LXXXIX ff. 

8 ) Vgl. über ihn eine kritisch-biographische Arbeit »Zur Ge- 
schichte des Wormser Reichstags«, deren Druck seit 1914 durch 
den Weltkrieg aufgehalten wurde. 
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nehmen 1 ), und würde auch im Reichsregiment ein scharfes 
Vorgehen gegen Luther und die evangelische Bewegung 
betrieben haben. Auf die Nachricht von der baldigen 
Abreise des Kaisers nach Spanien befürchtet Planitz im 
Februar, daß nun der des Deutschen unkundige Ferdinand 
die Statthalterschaft antreten und sich dabei »der alten 
kaiserischen Räte « bedienen werde : diese würden durch ihre 
bekannten Ränke und ihre Bestechlichkeit die Zerrüttung 
und Auflösung der ständischen Reichsregierung herbei- 
führen und würden die jetzigen Maßregeln gegen die 
kirchlichen Neuerungen zum Anlaß nehmen, um rück- 
sichtslos gegen Luther selbst und seine Verteidiger einzu- 
schreiten; da ein Teil der Fürsten dazu »gar hitzig und 
begierig« sei, würden sie auch auf die Vorstellungen des 
Kurfürsten von Sachsen und anderer verständiger Leute 
keine Rücksicht mehr nehmen 2 ). Die Abwesenheit 
Merklins war also für den Erfolg der lutherfreundlichen 
Regimentsräte wie Planitz und Rotenhan von der größten 
Bedeutung, zumal der andere Vertreter des Kaisers, 
der Deutschordensmarschall Georg von Eitz, Land- 
komtur im Elsaß, dessen Bruder das bald darauf von 
Sickingen verbrannte Städtchen Bliescastell zur Hälfte 
gehörte, sich wenig bemerkbar machte; er war überdies 
leidend und mußte nach Jahresfrist wegen Krankheit 
beurlaubt werden 3 ). Ebensowenig ist der Abt von Sal- 
mansweiler, Jodocus Necker (1510 — 1529), hervorge- 
treten, der dann auch auf dem Reichstage die Stimme der 
Prälaten führte 2 ). Dieser Zisterzienser dürfte ebenso- 
wenig wie die ritterlichen Ordensleute geneigt gewesen 

l ) Entstehung S. 283 u. ö. über seine Rolle bei den Verhand- 
lungen in Luthers Sache. 
») Virck S. 80, 35 ff. 

8 ) Virck S. 40, 1; 422. 451, 30 f f . Reichstagsakten III, 
281, 30; 784. Ein Jakob von Eitz war als Domdechant von Trier 
mit mehreren Verwandten im Gefolge des Erzbischofs auf dem 
Wormser Reichstage, II, 968. 

*) Virck S. 234, 9. 
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sein, das Auslaufen der Mönche zu begünstigen, war aber 
ebenso weit davon entfernt, die tumultuarische Voll- 
ziehung der Reichsacht an den Lutheranern zu befür- 
worten : in diesem Falle wäre sein reiches Stift, das durch 
alte kaiserliche Privilegien berechtigt war, Reichsächtern 
eine Freistatt zu gewähren, kaum imstande gewesen, die 
Bedrängten alle aufzunehmen. 

Uber den zweiten Vertreter der Reichsstädte, den 
Kölner Peter Odenkhoven, sind wir nicht näher unter- 
richtet; doch war sein Stadtrat damals noch nicht aus 
sozialen Gründen in die gegenreformatorische Richtung 
umgebogen; vielmehr hatte er noch bei jenem Versuch der 
Bücherverbrennung von 1520 seine antiklerikale Haltung 
betätigt. Von den sechs Kreisen waren nur drei Bevoll- 
mächtigte entsandt worden: von dem des fränkischen 
Kreises, Dr. Wolf von Thorn, der noch 1524 dem Regiment 
angehörte 1 ), erfahren wir nicht viel mehr als von Eber- 
hard von Heusenstein; dagegen war der Abgeordnete 
des sächsischen Kreises, Joachim Marschall von Pappen- 
heim, ein geschäftskundiger, rühriger Mann, der ebenfalls 
noch 1524 bis zur Auflösung des Regiments in Eßlingen 
beteiligt und kurz vor seinem Erscheinen von der öster- 
reichischen Regierung in Geschäften des Kaisers gebraucht 
worden war 2 ). Eigentlich aber war er kursächsischer 
Rat und im Gefolge Friedrichs schon in Worms erschienen. 
In Nürnberg treten Planitz, Dietrich von Techwitz, der 
sächsische Beisitzer am Kammergericht, und Pappenheim 
meist geschlossen als Vertreter des Kurfürsten auf, werden 
von ihm auch beim Reichstage beglaubigt und bei Unter- 
zeichnung des Abschieds genannt; sie wohnen gemein- 

x ) Reichstagsakten IV, 647. Er war in Diensten des Erz- 
bischofs von Mainz auf dem Wormser Reichstage. A. a. O. II, 998. 
In Nürnberg war er Korrespondent des Bischofs von Würzburg; 
IV, 29 ff. 

*) Virck S. 33 Anm. 4. Reichs tagsakten III, 10, Anm. 7; 
IV, 647, 757. 

Kalkoff. Das Wormser Edikt. 2 
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schaftlich, werden am 1. Januar 1522 von Herzog Georg 
zur Entgegennahme seiner Beschwerden über die Witten- 
berger Vorgänge geladen, und während der Beurlaubung 
Planitzens berichten die beiden andern an den Kurfürsten 1 ). 
Daß auch Pappenheim dem Kreise der evangelisch ge- 
sinnten Edelleute im Rate Friedrichs angehörte, die in 
Planitz einen so gewandten und freimütigen Vorkämpfer 
besaßen, ergibt sich noch aus zwei Zeugnissen. Bald nach 
seiner Abreise von Worms sandte Luther mit den bekannten 
Erklärungen an Kaiser und Reichsstände vom 28. Mai 
durch Spalatin auch Grüße an Joachim und seinen Vetter, 
den Reichserb mar schall Ulrich von Pappenheim, der ihn 
aus der gemeinsamen Herberge vor die Reichs Versamm- 
lung geleitet hatte ; bald darauf hatten ihn seine treuesten 
und rührigsten Freunde am kursächsischen Hofe, Bern- 
hard von Hirschfeld und Hans von Dölzig 2 ) auf den 
Ritter Hartmut von Cronberg aufmerksam gemacht, der 
soeben wegen des Wormser Edikts auf sein kaiserliches 
Jahrgehalt verzichtet hatte. Dessen offene Briefe an 
den Kaiser und an Sickingen, »zur Förderung der gött- 
lichen und evangelischen Lehre und Wahrheit bei gemeiner 
Christenheit« geschrieben, ließen jene beiden Räte Fried- 
richs in Wittenberg drucken als Angebinde für ihren 
Amtsgenossen Joachim von Pappenheim 8 ). 

Man darf also annehmen, daß Planitz bei seiner 
Verteidigung Luthers und seiner fürstlichen Beschützer 
an Pappenheim und Rotenhan, und in zweiter Linie 
etwa noch an Rehlinger und Erlhaupt hinlänglichen Rück- 
halt fand, um dem Herzog Georg und dem Bischof von 

A ) Reichstagsakten II, 986; III, 756. Virck S. 59, 3; 205, 8ff. ; 
207, 2 ff.; 209, 3; 218. 247; 269, 10; 280; 449; 562. 

2 ) Uber diese, die sich schon im Dez. 1521 zu der »gutgründigen 
Lehre« Luthers bekannten (Weim. Ausgabe VIII, 337 Anm. 1), 
vgl. N. Müller a. a. O. VII, 404 ff. und VIII, 10 ff., wo jedoch ihre 
hier erwähnte Schrift nicht vermerkt ist. 

3 ) Enders, Luthers Briefwechsel III, S. 143 f. Luthers Werke, 
Krit. Gesamtausgabe, Weimar 1907, X, II, 42. 
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Bamberg, sowie später dem Spanier Ferdinand, mit Erfolg 
Widerpart zu halten. Nur allmählich haben die gegen- 
reformatorischen Tendenzen in der ständischen Regierung 
das Übergewicht erlangt; erst kurz vor ihrer Auflösung 
in Eßlingen klagt Planitz (Juli 1524), es seien »jetzt alle 
im Regiment bös evangelisch, was sie lutherisch nennen« 1 ). 
Bis dahin aber hat der tapfere Mann, unterstützt von 
seinen Gesinnungsgenossen, mit der größten Wachsam- 
keit und Entschlossenheit dafür gesorgt, daß die Saat 
der evangelischen Lehre nicht schon im Keimen ausge- 
rottet werden konnte, wie die Urheber des grausamen 
Religionsgesetzes es geplant hatten. Und wenn ein 
Erasmus und Capito frühzeitig erkannt hatten, daß alles 
davon abhänge, die Lehre Luthers in einigen Jahren 
der Ruhe in Geist und Herzen des deutschen Volkes 
Wurzel fassen zu lassen, so haben jene einsichtigen Politiker 
sich um das leidliche Gelingen dieses Programms das 
größte Verdienst erworben. Ihrem Wirken vor allem ist 
es zuzuschreiben, wenn der Inhalt der Denkschriften, 
die Formulierung der Beschlüsse mitunter weit günstiger 
für die Sache des Evangeliums ausfiel, als die zuständigen 
Fürsten es beabsichtigt hatten; und so ist es auch ihrem 
verschwiegenen Walten in dem mit der Abfassung des 
Reichsstrafgesetzbuchs betrauten Ausschusse zuzuschrei- 
ben, wenn »die Todesstrafe für Andersgläubige« nicht erst 
durch den Augsburger Religionsfrieden 2 ), sondern schon 
durch die »Carolina« aufgehoben wurde, indem sie den 
Ketzerparagraphen der »Bambergensis « einfach ausfallen 
ließen 3 ). 

*) Außer dem Unterstatthalter und einem Vertreter der 
Städte. Virck S. 634, 30 ff. Nach der Verlegung des Regiments 
berichtete der kaiserliche Gesandte Jean Hannart an seinen Herrn, 
daß die Entlassung der alten Mitglieder nicht zu bedauern sei, 
denn die meisten seien eifrige Lutheraner. Reichstagsakten IV, 
781, 21 f. 

2 ) D. Schäfer a. a. O. S. 36. 

8 ) Entstehung S. 299 f. 

2* 
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Die Mandate des ßeichsregiments und des 
Herzogs Georg von Sachsen nach ihrer 
kirchlichen Bedentnng. 



Die landläufige Auffassung der in Rede stehenden 
Maßregel der Reichsregierung geht nun dahin, daß, nach- 
dem »die höchsten weltlichen Gewalten ihr verdammendes 
Urteil über Luther getan« und dessen Landesherr durch 
die Verbringung auf die Wartburg »ihn und sein Werk gegen 
Kaiser und Reich zu beschirmen versucht« hatte, »das 
Reichsregiment in voller Übereinstimmung mit dem ab- 
wesenden Kaiser seiner Entscheidung Nachdruck geben 
zu wollen schien«, indem es »die Bischöfe zu scharfem 
Einschreiten gegen die Neuerungen aufforderte und sie 
eben hiermit des Rückhalts und der Hilfe versicherte, 
die sie« — nach Maßgabe des Wormser Edikts — »von 
Seiten des weltlichen Arms haben sollten« 1 ). Dieser 
Zusammenhang zwischen beiden Erlassen wird weiter 
angenommen, wenn gegenüber der Rückkehr Luthers 
nach Wittenberg beobachtet wird, daß das Reichsregiment 
»keineswegs schon die letzten entscheidenden Schritte 
tat, welche das Wormser Edikt und sein Mandat vom 
20. Januar 1522 erwarten ließ«. 

i) J. Köstlin, M. Luther, 5. Aufl., Berlin 1903, I, 580. 585. 
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Noch schärfer hebt H. Baumgarten hervor, daß 
dieser Erlaß auf die bewußte Einsicht von der höchsten 
Staatsnotwendigkeit, einer folgerichtigen Gesetzgebung, 
zurückzuführen sei: »Kaiser und Reich hatten Luther 
und alle seine Anhänger geächtet. Das Regiment, welches 
an Kaisers Statt Recht und Gesetz handhaben sollte, 
konnte sich der Forderung gar nicht entziehen, das Reichs- 
gesetz gegen die Ketzerei zu vollstrecken. Solange es 
Gesetz war, mußte man seine Beobachtung fordern, oder 
man verkündete Gesetzlosigkeit. So wurde denn auch 
unter dem 20. Januar ein Mandat erlassen, welches gegen 
die Neuerungen, namentlich gegen die Änderungen beim 
Abendmahl und die Priesterehe einzuschreiten befahl« 1 ). 
Ganz abgesehen davon, daß man im Reiche an ein gutes 
Teil Gesetzlosigkeit von alters her gewöhnt war, und daß 
auch diese ständische Zentralgewalt schon die weitere 
trübe Erfahrung gemacht hatte, wie wenig der Kaiser 
selbst geneigt war, den soeben von ihm sanktionierten 
Gesetzen nachzuleben, muß man jedoch anerkennen, 
daß gerade im Kreise der Regimentsräte ein ernstes Be- 
streben sich geltend machte, nach Recht und Gesetz 
zu verfahren, und ein löblicher Eifer, auch die säumigen 
oder widerspenstigen Reichsmitglieder an ihre Pflichten zu 
mahnen. Um so auffallender ist nun die Tatsache, daß 
gerade diese Körperschaft das angebliche Reichsgesetz als 
in mehrfacher Hinsicht ungesetzlich fallen ließ. Und 
weiterhin hat gerade Herzog Georg, von dem man ge- 
meinhin annimmt, daß er »in der vordersten Reihe der 
Gegner Luthers stehend, alsbald am Regiment die Durch- 
führung des Wormser Edikts betrieben« habe 2 ), fest- 
gestellt, daß eben die buchstäbliche Durchführung dieses 
»Gesetzes «, das die tumultuarische Ausrottung der Luthe- 
raner anordnete und den Mördern ihre Güter als Belohnung 
preisgab, zu der furchtbarsten Gesetzlosigkeit führen 

») A. a. O. S. 226. 

*) D. Schäfer a. a. 0. S. 29. 



Digitized by Google 



22 



Zweites Kapitel. 



müsse, zu der er auch nach jener formellen Rezeption 
des Erlasses in das Reichsrecht und auf das erneute 
Drängen des Kaisers hin nicht die Hand bieten mochte 1 ) : 
»ohne rechtlichen Prozeß und Verurteilung« — das war 
in der Tat die Meinung der ruchlosen Urheber des Wormser 
Edikts gewesen — wollte er seine Untertanen auch im 
Jahre 1524 nicht der Verfolgung unterwerfen, und er hat 
es von vornherein nicht gebilligt. 

Und dies war der Fürst, auf dessen Betreiben 2 ) die 
einzige Maßregel der ständischen Reichsregierung gegen 
die evangelische Bewegung nicht sowohl, als nur gegen 
gewisse einseitige und übereilte Schritte einzelner Prädi- 
kanten erfolgt ist. 

Auch die tatsächlichen Angaben, auf die sich das 
Mandat vom 20. Januar stützt 8 ), beruhen ausschließlich 
auf den Mitteilungen des Herzogs, die uns erstmals in 
den beiden Berichten Planitzens vom 2. und vom 16. Ja- 
nuar und schließlich in Georgs eigenem Erlaß vom 10. Fe- 
bruar vorliegen. Und zwar hat er noch in dieser Dar- 

J ) Entstehung S. 288 f. 

2 ) Auch in dem nachträglichen Bericht vom 19. Februar 
versichert Planitz, der Erlaß sei »auf Anregen Herzog Jorgen be- 
sehenen«. Virck S. 89, 29 f. 

8 ) Eis wurde zuerst abgedruckt mit dem begleitenden Erlaß 
des Bischofs von Naumburg vom 24. Februar (vgl. ZKG. XXXV, 
199) in der Wittenberger Ausgabe der deutschen Werke Luthers 
IX (1558), fol. 139b f.; über die späteren Drucke vgl. Reichstags- 
akten III, 21 Anm. 2. Die Urkunde ist hier in Schreibung und Wort- 
form der Sprache Luthers angepaßt; die ursprüngliche Fassung 
findet sich in der »Sammlung vermischter Nachrichten zur Säch- 
sischen Geschichte« IV, Chemnitz 1770, S. 382 ff., wo die Ausfer- 
tigung für den Bischof von Meißen benutzt worden ist, sowie nach 
dem an Herzog Georg gerichteten Original bei Fei. Geß, Akten u. 
Briefe zur Kirchenpolitik Herzog Georgs von Sachsen, Leipzig 
1905, I, 250 ff., wo jedoch die mit »(!)« bezeichneten Worte leicht 
nach den alten Drucken hätten richtiggestellt werden können: 
S. 251, 18 ist zu lesen: »in vergess (= Vergessenheit) der gehorsam 
(mhd. Femininum); S. 252, 16 »an der Kanzel^ ist der allgemeine 
Sprachgebrauch; Z. 17 muß es heißen: »anhangen«. 
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Stellung genau unterschieden zwischen den Wittenberger 
Vorgängen, die er schon vor seiner Abreise nach Nürnberg 
erfahren hatte, und zwischen den Szenen, die sich am 
Neujahrstage in Eilenburg bei der Austeilung des heiligen 
Abendmahls durch den ausgetretenen Augustiner Gabriel 
Zwilling (Didymus) abgespielt hatten. Wegen der Schritte, 
die seit dem Herbst 1521 von Luthers Anhängern in 
Wittenberg selbst unternommen worden waren, stellte 
er die kursächsischen Gesandten sofort nach seiner An- 
kunft zur Rede: er müsse fürchten, wenn er nicht mit Ge- 
walt einschreite, daß sein eignes Land ganz ketzerisch 
werde, da alle nach böhmischer Weise sub utraque kom- 
munizieren wollten; damit dieses Vornehmen nicht 
weiter einreiße, drohte er bei dem Reichsregiment 
vorstellig zu werden. Er verwickelte sich dann mit 
Planitz in eine Disputation über Luthers Recht fertigungs- 
lehre, die er in der bekannten Manier der literarischen 
Gegner Luthers, wie seines Hofkaplans Emser, dahin 
mißverstanden hatte, daß Luther verbiete, gute Werke zu 
tun; als ihm Planitz die Grundlosigkeit dieser Verdächti- 
gung nachwies, wurde er so erregt, daß jener es für gut 
fand, auf ein harmloses Thema überzuleiten 1 ). In seinem 
Erlaß hat dann der Herzog über diesen Punkt wohl- 
weislich geschwiegen. 

In den nächsten Tagen erhielt er nun den Bericht 
der bischöflichen Regierung von Meißen, der sich wieder 
auf die schriftlichen Angaben von drei Augenzeugen der 
Eilenburger Vorgänge stützte 8 ), und sofort ließ er durch 

*) Virck S. XCIII und 59 f. 

*) GeßS. 247 Anm. 3. Die Berichte abgedruckt bei J. K. Seide- 
mann, Erläuterungen zur Reformationsgeschichte, Dresden 1844, 
S. 37 — 43. Nur flüchtig erwähnt wird diese wichtige Kundgebung 
des Reichsregiments in der Schrift von Adolph Qrabner, Zur 
Geschichte des zweiten Nürnberger Reichsregimentes 1521—1523 
(Historische Studien, Heft XLI, Berlin 1903) S. 46, die im wesent- 
lichen eine unbeholfene Zusammenstellung von Notizen aus den 
Planitz-Berichten ist. 
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seinen Rat Dr. Dietrich von Werthern den Entwurf eines 
für sein Fürstentum bestimmten Erlasses ausarbeiten, 
den er am 10. Januar seinen beiden mit der Stellvertretung 
des Vaters betrauten Söhnen zugehen ließ, damit sie ihn 
durch die daheim gebliebenen Räte prüfen und dann an 
alle Stände ausgehen und in Städten und Flecken öffent- 
lich anschlagen ließen 1 ). Die Tätigkeit der beiden Räte, 
die sich weiter mit dem Schriftsatz befaßten, beschränkt 
sich jedoch auf stilistische Änderungen, da ja der wesent- 
liche Inhalt durch die persönlichen Anordnungen des 
Herzogs festgelegt war; es wurde später nur der Hinweis 
auf das Mandat des Reichsregiments eingefügt, und aus 
höfischer Rücksicht auf den Kurfürsten Friedrich die 
namentliche Anführung von »Wittenberg und Eilenburg« 
als der Schauplätze jener Vorgänge, sowie der Universität 
Wittenberg vermieden 2 ), ohne daß damit das »Aus- 
schreiben« an sich »gemildert« wurde 8 ). Auch diese 
Änderungen sind von Georg selbst angeordnet worden, von 
dem die Söhne am 14. Februar den Text zurückerhalten 
hatten, um ihn nun schleunigst ausfertigen zu lassen 4 ). 

») Entstehung S. 287. 

2 ) Geß S. 270, 18 ff., 30; 271, 9. 

3 ) Geß S. 269 Anm. 1. Neben dem »schlechten Abdruck bei 
Hof mann« usw. hätte der gute in Luthers Werken, Wittenberger 
Ausgabe IX, 140b f. erwähnt werden sollen. Ein Faksimile des 
in der Karl-Alexander-Bibliothek in Eisenach aufbewahrten be- 
siegelten Originaldrucks findet man in der textlich völlig wertlosen 
Publikation des Weberschen Verlags: Martin Luther. Ein Bild 
seines Lebens und Wirkens. Von P. Schreckenbach und Fr. Neubert. 
Leipzig o. J. (1916), S. 86 f. 

4 ) Geß S. 271, 30 ff. Sie sprechen hier nach dem wiederholt 
darin vorkommenden Ausdruck von »einer Notel, das unchristlich 
Lutterisch Furnehmen berührend«; wenn sie dann am 22. Februar 
zwei der ihnen zugegangenen Mandate des Reichsregiments, »die 
Reichsordnung etc. samt dem Ausschreiben die Lutterische Hand- 
lung betreffend«, in die Druckerei nach Leipzig geschickt haben 
zu baldiger Veröffentlichung, so ist damit nicht, wie Geß S. 280 
Anm. 1 will, das Ausschreiben des Herzogs (Nr. 299), sondern das 
des Regiments (Nr. 288) gemeint. 
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In dem Briefe an seine Söhne geht der Herzog etwas 
genauer auf die Eilenburger Ereignisse ein, als er sie 
nach Planitzens Bericht dem Regiment vorgetragen zu 
haben schien; doch findet sich gerade hier der Keim zu 
einer sonst durch Tatsachen nicht zu belegenden Be- 
hauptung des Erlasses vom 20. Januar. Der Herzog 
erzählt, daß »der ausgelaufene Mönch« zunächst in der 
Pfarrkirche der Stadt in )>einem weltlichen Kleid« ge- 
predigt habe, wobei er »das Amt der heiligen Messe, wie 
es nach Aussetzung der heiligen christlichen Kirche bisher 
gehalten, verächtlich getadelt habe«, mit der aufreizen- 
den Bemerkung, »daß die Priester, es zu halten nicht 
aufhören würden, das gemeine Volk zöge sie denn mit den 
Haaren davon«. Daraus entstand im Erlaß des Reichs- 
regiments der als gröbster Unfug an das Ende des Ab- 
schnitts über die Mißbräuche beim Abendmahl gestellte 
Satz: (»uns langt glaublich an,) daß auch etliche Personen 
freventlich [sich] unterstehen sollen, die Priester, so 
nach ordentlichem rechten, hergebrachten Gebrauch Messe 
lesen wollen, mit Gewalt vom Altar zu treiben« 1 ). Der 
Bericht fährt fort: da der Pfarrer dem Mönch nicht ge- 
statten wollte, das heilige Sakrament unter beider Gestalt 
zu reichen, habe er das Volk bewogen, mit ihm auf das 
Schloß und in die davor gelegene Kirche zu gehen, wo er 
nach kurzer Predigt das Sakrament in deutscher Sprache 
»gewandelt« habe. Es folgen dann die Mitteilungen, die 
nachweislich auch dem Regiment gemacht wurden; jeden- 
falls konnte der Herzog nicht behaupten, daß dem Eilen- 
burger Pfarrer etwas zuleide getan worden wäre. 

Aus dem weiteren Wortlaut des Briefes geht nun 
deutlich hervor, daß der früheste uns erhaltene Entwurf 

J ) Geß S. 247, 24 f. und S. 251, 15 ff. Nach den Berichten 
bei Seidemann S. 38 und 39 : »man ziehe sie denn mit den Haaren 
vom Altar.« Ähnlich steht es mit der Beschuldigung, daß die Lu- 
therischen den Kindern das Abendmahl reichten (vgl. unten); keines- 
falls hatte Zwilling sie dazu aufgefordert. 
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auch wirklich der erste, damals schon vorhandene war, 
da die Begründung wie die Aus führ Imgsbestimmungen 
hier schon in genauer Ubereinstimmung mit der end- 
gültigen Fassung 1 ) gegeben werden; nur der Abberufung 
der Landeskinder von der Universität Wittenberg wird in 
dem Briefe nicht gedacht. 

In der Sitzung des Regiments vom 14. Januar hat 
dann Herzog Georg seine Beschwerde über das Gebaren 
des ausgelaufenen Augustiners vorgebracht und seine 
Berechtigung zu dieser Anklage damit dargetan, daß sich 
in seinem eigenen »Lande Meißen an vielen Orten eine 
große Ketzerei erhebe: die Mönche liefen aus dem Kloster 
und wollten ihren Oberen nicht mehr gehorchen, unter- 
stünden sich Weiber zu nehmen und in weltlichen Kleidern 
zu gehen, was man ihnen straflos hingehen lasse«. Dies 
war zunächst ein Hieb auf den Kurfürsten, der ein der- 
artiges Vorgehen der Wittenberger Augustiner und ein- 
zelner Theologen wie des Barth. Bernhardi (Feldkirchen) 
und Karlstadts geduldet hatte; die Angabe über Wider- 
setzlichkeit der Mönche ging auf die Klage des dortigen 
Priors Konrad Held über das ungestüme Verfahren dieser 
Konventualen zurück 2 ). Auch hatte Karlstadt schon am 
Weihnachtstage das Sakrament unter beiderlei Gestalt 
gespendet und die voraufgehende Beichte für unnötig er- 
klärt. In Eilenburg aber, so fuhr der Herzog fort 8 ), 

x ) Z. B. : »daß unsere Untertanen . . . ihrer Seelen Seligkeit zu 
Beschwerung nicht vergiftet werden. « Geß S. 248, 12 ff. = 270, 34 f. 

a ) Köstlin a. a. O. I, 463 f., 468, 481 f. 

*) Ende Januar hatte er Planitz einen ihm zugegangenen Bericht 
gezeigt, der noch weitere Einzelheiten enthielt, wie, daß manche 
der Kommunikanten, denen Zwilling das Brot in die Hand ge- 
geben, Brocken auf die Erde fallen ließen, einige auch das Sakra- 
ment in ihrer Tasche bargen. Auch nähere Angaben über die Pre- 
digt Zwillings fanden sich da, die auf offenbarer Entstellung der 
evangelischen Lehre von dem Erlösungswerk Christi beruhten. 
Virck S. 73. Vgl. Seidemann S. 38. 40. Die Ausdrücke des Her- 
zogs sind fast wörtlich diesen Berichten entlehnt; doch reden diese 
zweimal von einem oder zwei »vergoldeten Hof bechern« (S. 37. 41). 
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»seien am Neujahrstage über zweihundert Menschen also 
gespeist worden, und zwar unter Vortritt der kurfürstlichen 
Beamten. Der ausgelaufene Mönch, der sie dazu verführt 
habe, habe das Sakrament in deutscher Sprache geweiht 
(»getirmet) ohne Kasel, Meßgewand und Stola«, auch nicht 
in einem Kelch, sondern in zwei vergoldeten Bechern; er 
habe ihnen das Brot in die Hand gegeben, desgleichen 
auch die vergoldeten »Köpfe« und nach Bedarf auch so 
von neuem geweiht. Er habe auch gepredigt, daß es 
nicht nötig wäre, vorher zu beichten; man dürfe auch 
vorher etwa eine Suppe essen, »brauche das Sakra- 
ment also nicht nüchtern zu empfangen«; alles »gegen den 
Gebrauch und die Aussetzung der heiligen christ- 
lichen Kirche« und im Widerspruch mit unser m Glauben. 

Von diesen wörtlichen Anklängen abgesehen, geht 
schon aus der sachlichen Ubereinstimmung dieses Be- 
richts mit der Narratio der beiden Erlasse hervor, daß der 
Herzog, der schon am 14. Januar Maßregeln gegen die 
weitere Ausbreitung dieser Neuerungen »vast heiß und 
heftig« gefordert hatte, gleichzeitig den Entwurf seines 
Erlasses übergeben hatte, den er zugunsten eines Gesetzes 
der Reichsbehörde wohl zurückgestellt haben würde, 
aber dann, da ihn die vom Regiment getroffenen Ab- 
änderungen nicht befriedigten, doch noch als landes- 
herrliches Gebot veröffentlichte. Während der nächsten 
Tage wurde, wie Planitz berichtet 1 ), viel von der Ange- 
legenheit »gehandelt und geredet«; d. h. es wurde von den 
Regimentsräten der Entwurf ihres eigenen Mandats 
hergestellt, über den dann in der Sitzung des 16. Januar 
debattiert wurde. Denn wenn Planitz zur Verteidigung der 
Stellungnahme des Regiments beweisen wollte, daß »die 
angezeigten drei Stücke 2 ) keine Ketzerei wären«, so 
erkennen wir darin die wichtigste grundsätzliche Ände- 
rung, die man an dem eingereichten Material vorgenommen 

l ) Virck S. 68. 

*) So rekapituliert Planitz auch am 28. Januar, Virck S. 72, 30 ff. 
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hatte. Sodann hatte man statt der chronologischen 
Anordnung zuerst die Neuerungen beim Abendmahl, 
dann das Auslaufen der Mönche und drittens die Ver- 
ehelichung der Geistlichen behandelt. Der kursächsische 
Gesandte bediente sich bei seiner Begründung vernünftiger- 
weise als Laie des historischen Beweises, daß es »nach 
Christi Himmelfahrt etliche hundert Jahre keine Mönche 
gegeben habe, daß die Priester damals Weiber gehabt 
hätten und lange Zeit auch den Laien das Sakrament 
unter beiderlei Gestalt gereicht worden sei. Dies alles 
sei später durch die Päpste und vielleicht auch durch 
Konzilien anders geordnet worden; jedenfalls stünde es 
aber in der Gewalt beider Instanzen, den ursprünglichen 
Zustand wieder herzustellen, der also keine Ketzerei be- 
deuten könne, sondern höchstens einen Ungehorsam. 
Obwohl nun der Herzog sich sehr entrüstet zeigte und vor 
Zorn kaum noch die rechten Worte fand, siegte doch die 
gemäßigte Richtung nicht nur in der Beurteilung der ge- 
rügten Vorgänge, sondern auch in ihrer Behandlung. 
Planitz befürchtet, daß, wenn man nach dem Antrage 
des Herzogs verfahren wollte, »nicht viel Schicklichkeit 
daraus erfolgen würde«; er umschreibt die milden An- 
ordnungen des Regiments treffend, wenn er mitteilt, der 
Erlaß werde die betreffenden Fürsten auffordern, darauf zu 
achten und Vorkehrung zu treffen, daß solch unschickliches 
Vornehmen in Zukunft unterbleibe. Auf den Herzog 
scheint die Argumentation Planitzens insofern aber doch 
Eindruck gemacht zu haben, als er in seinem Mandat nur 
eben feststellt, es sei bisher jeder, der das Sakrament 
»wider die Ordnung der heiligen Konzilien unter beider 
Gestalt empfange, für einen Ungehorsamen und Ketzer 
geachtet worden«. Im übrigen vermeidet er, wie es ja 
auch in den Erlassen der süddeutschen Bischöfe über die 
Vollziehung der Verdammungsbulle geschehen war 1 ), die 



) Vgl. meine beiden oben angeführten Arbeiten. 
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Lehre Luthers mit den Worten des päpstlichen Urteils 
als ketzerisch zu bezeichnen. Er stellt in der Einleitung 
bei Erwähnung des römischen Prozesses nur fest, daß 
Luther und seine Anhänger sich dem Verdacht ausgesetzt 
hätten, »Ungehorsame und Widerstreber der christlichen 
Kirche« zu sein, daß Luther, da er von dem, worin er »in 
seinen Schriften geirret, nicht abstehen wollte «, bei Papst 
und Kaiser für einen Ungehorsamen geachtet und gehalten 
worden sei, und daß er als Landesherr verhüten müsse, daß 
seine Untertanen, durch seine »verbotene und unchrist- 
liche Lehre vergiftet «, zu derartigen »unchristlichen Wer- 
ken und Irrtümern verführt« würden 1 ). 

So vorsichtig er nun auch damit das päpstliche Urteil 
umschrieben hat, es ergibt sich daraus der zweite wichtige 
Unterschied in der Haltung des Regiments: denn in 
dessen Erlaß wird Luthers Name nicht nur nicht genannt, 
sondern es wird überhaupt vermieden, die getadelten 
»Neuigkeiten und verkehrten Gebräuche« 2 ) mit irgend- 
einer theologischen Richtung, einer bestimmten Lehre 
in Verbindung zu bringen; es wird nur eben festgestellt, daß 
diese »Neuerungen und Änderungen wider die Aufsatzung 
und den Gebrauch der christlichen Kirche« verstießen, 
wie sie »von unsern Vorfordern viele hundert Jahre un- 
verändert überliefert seien«. Damit aber knüpften die 
im Regiment vertretenen Reichsstände an ihre eigene 
Erklärung vom 19. Februar 1521 an, in der sie billigten, 
daß Luther widerrufen müsse, was er »wider unsern 
heiligen christlichen Glauben, den wir und unsere Vor- 
eltern bisher gehalten haben«, gelehrt habe 8 ). Indem sie 
nun zwar das päpstliche Urteil wie die Auffassung Herzog 

x ) Geß S. 289 ff. Luthers Werke IX, fol. 141. 

*) Oder »Neuerungen und Mißbräuche*. 

s ) Oder: »Artikel, die wider die christliche Kirche und wider 
den heiligen christlichen Glauben sein und die wir und unsere 
Väter und Voreltern bisher geglaubt und gehalten haben . . .« 
Reichstagsakten II, 516. Vgl. Entstehung S. 119 f., 136. 
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Georgs beiseite ließen und eine Verleugnung des christ- 
lichen Glaubens nicht als vorliegend erachteten, nahmen 
sie doch auch die verletzten Gebräuche und Zeremonien 
in ihren Schutz und eigneten sich sogar aus dem münd- 
lichen Referat des Herzogs einige scharfe Wendungen 
an, die dieser in seinem Mandat vermieden hatte. Sie 
mißbilligten, daß etliche Priester »die Messe unter merk- 
lichem Abbruch der wesentlichen Stücke, Zere- 
monien und anderer Ordnungen veränderten, das heilige 
Sakrament unzüchtigerweise jedem ohne vorherige 
Beichte und ohne Auferlegung der Buße in die laiischen 
Hände reichten, das heilige Blut Christi nicht in einem 
Kelch, sondern auch in andern Trinkgeschirren 1 ) 
darböten und es sogar den Kindern 2 ) zugänglich mach- 
ten.« Es mußte auch auf einen vom Herzog zur Sprache 
gebrachten Vorgang sich beziehen, wenn gerügt wurde, 
daß etliche Personen sich freventlich unterstanden 
hätten, Priester, die nach hergebrachtem Gebrauch Messe 
lesen wollten, mit Gewalt vom Altar zu treiben. Der Aus- 
tritt der Ordensleute wurde als eine Verletzung ihres 
Gelübdes gekennzeichnet; indem sie den Gehorsam 
vergessen, den sie ihrem Orden schuldig sind, ent- 
äußern sie sich, frei mutwillig und ohne Erlaubnis 
ihrer Obern, des Mönchsstandes, werfen die geistlichen 
Kleider von sich und widmen sich in weltlicher Bekleidung 
andern Gewerben und Geschäften, wobei sich etliche 
sogar feindseliger (fehlicher) Bedrohung ihrer Obern 



*) In dem Mandate Georgs heißt es: »sie sollen den Wein 
in einem Kopfe, auch mit deutschen Worten konsekrieren « . . . 
und ihres Gefallens daraus trinken lassen. Geß S. 270, 23 ff. 
Seidemann S. 37. 

2 ) Diese Beschuldigung beruht auf der Mitteilung nur 
eines Augenzeugen, daß, als Zwilling das Abendmahl unter 
beider Gestalt reichte, »Männer, Frauen, Jungfrauen und 
Kinder von 10 und 11 Jahren herzugetreten seien«. Seidemann 

S. 39. 
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unterfangen, andere ohne Scheu Weiber nehmen 1 ). 
Auch diese Einzelheiten mußte der Herzog mitgeteilt 
haben, der erfahren hatte, daß ein Wittenberger Augustiner 
sich als Tischler zu beschäftigen gedachte, und der in 
seinem Mandat nicht vergessen hatte zu vermerken, 
daß sie »sich die Platten verwachsen ließen« 2 ) und dann 
von einem Orte zum andern zögen, um wider das Amt der 
heiligen Messe zu predigen. Aber gerade hier tritt jener 
wichtige Unterschied noch einmal scharf hervor: das 
Regiment vermeidet jede Anspielung auf den Einfluß 
Luthers; der Herzog sagt: indem Luther trotz Kaiser 
und Papst in seinem Vornehmen verharrte, ist sein und 
seiner Anhänger Lehre entstanden, so daß nun die 
Geistlichen seines Ordens zu Wittenberg und 
andern Orten ihre Klöster verlassen haben und in 
diesem Sinne predigen. Und der Herzog kannte auch sehr 
wohl die Beziehungen der Wittenberger Augustiner zu 
den niederländischen, besonders von Antwerpen, denn 
die Verhaftung des dortigen Priors Jakob Propsts', die 
Planitz schon am 2. Januar meldete 8 ), hatte er wohl 
soeben von Herzog Georg erfahren. 

Aber indem das Regiment die Entrüstung des eifrigen 
Albertiners über diese »Neuerungen« zu teilen und der 

*) Da ein ausfertigender Sekretär unter dem einzigen erhal- 
tenen Original in Dresden sich nicht genannt hat, so ist nicht fest- 
zustellen, ob die schärfere Ausdrucksweise etwa auf eine besonders 
lutherfeindliche Persönlichkeit in der Kanzlei zurückzuführen ist. 
Doch darf man annehmen, daß der Wortlaut von den Regiments- 
räten festgestellt worden ist. Die in den Drucken nicht genau 
mitgeteilte Unterschrift lautet nach Mitteilung der Direktion 
des Kgl. Sächs. Hauptstaatsarchivs: »Friderich pfalzgrave bei 
Rein, herzog in Baiern, Rom. Kais. Mt. stathalter, die Churfursten, 
fursten und ander verordent Regiments rate im heiligen reich.« 

2 ) Geß S. 270, 5 f. Auch dies nach der Beschreibung eines der 
Eilenburger Berichte über Zwillings Erscheinung : »in einem langen 
schwarzen Studentenrock, keine Krone, sondern nur über den 
Kamm geschnitten, sehe er aus wie der Teufel «1 Seidemann S. 37. 

3 ) Virck S. 60. 
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bestehenden kirchlichen Ordnung einen Rückhalt ge- 
währen zu wollen schien, wich es gleichwohl in einem wei- 
teren Hauptpunkt von dem durch das päpstliche Urteil 
wie durch das kaiserliche Edikt vorgezeichneten Wege ab. 
Nach kurialistischem Grundsatz war durch das Verdam- 
mungsurteil des höchsten und alleinigen Richters die 
Entscheidung über alle von Luther angeregten Fragen 
gefallen und die Beteiligung eines Konzils an den kirch- 
lichen Angelegenheiten allenfalls im Rahmen des kürz- 
lich geschlossenen Laterankonzils, also nur nach dem 
souveränen Ermessen des Papstes zulässig. Das Regi- 
ment aber erklärte jetzt, daß man zwar jene Neuerungen 
»ohne guten, bewährten und angenommenen Grund und 
ohne sonderliche Verordnung und Determination der 
Kirche 1 )« nicht annehmen und »einwurzeln« lassen dürfe; 
aber, indem es seine Befehle und Strafandrohung aus- 
spricht, begrenzt es deren Zweck, den »bisher in Übung 
gewesenen, von der (all)gemeinen Kirche angeordneten 
Gebrauch« aufrechtzuerhalten 2 ), bis zu dem Zeitpunkte, 
da »durch Vorsehung der gemeinen Reichsstände, christ- 
liche Versammlung oder Konzilia solcher Sachen halber 
eine bedächtigliche, wohl erwogene, begründete, gewisse 
Erklärung, Erörterung und Determination vorgenommen 
und beschlossen werde.« Nun ist es bekannt, daß schon 
bei Beginn des Wormser Reichstags sich unter den Stän- 
den laut und dringlich der Ruf nach einem allgemeinen 
Konzil behufs Abstellung der kurialen Übergriffe und 
Mißbräuche erhoben hatte, und daß besonders Herzog 



l ) Oder : »vor derselben genügsamer gemeiner Erklärung und 
Erörterung, ob die füglich, ehrbar, gut und dem Glauben gemäß 
seien oder nicht . . . « 

f ) Daß man »sich des Gebrauchs und Wesens . . . stätigen 
und benugen lasse . . .« Geß S. 251 f. Nach den beiden andern 
Abdrücken lautet das Verbum S. 252, 19 nicht »settigen«, sondern 
»stetigen«, was sich auch sonst belegen läßt. 
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Georg, wie schon vordem in Augsburg 1 ) auch jetzt am 
Schluß einer scharfen Beschwerdeschrift, in der auch die 
Übelstände des Ablaßwesens gegeißelt wurden, »eine 
allgemeine Reformation« gefordert hatte, die »nicht be- 
quemer als durch ein allgemeines Konzil« durchgeführt 
werden könne 2 ). Aber der gut katholische Fürst hatte 
dann der vermeintlichen Ketzerei Luthers gegenüber doch 
zur angenehmen Überraschung Aleanders in dem reichs- 
ständischen Ausschusse »in vollem Maße seine Pflicht 
getan« 3 ), und so sieht man, wo nun auch bei der Beratung 
vom 16. Januar 1522 sich seine Wege von denen der 
übrigen Stände scheiden mußten. Jene Reichstagskom- 
mission, die der kaiserlichen Erklärung vom 19. April 
zum Trotz noch einmal mit Luther verhandelte, hatte 
ihm zuguterletzt noch am 25. April durch ihren Vorsitzen- 
den, den Kurfürsten von Trier, das nach dem Urteil des 
Nuntius »ganz abscheuliche und teuflische Anerbieten« 
gemacht, er solle Kaiser und Reichsstände zu Richtern 
wählen, und endlich, er solle »für den Augenblick einige 
der ungeheuerlichsten Irrlehren widerrufen, in betreff 
der übrigen aber sich einem künftigen Konzil unterwerfen «, 
was nach Erlaß der päpstlichen Bannbulle völlig unzu- 
lässig und durch den Aufschub, wie Aleander wohl ein- 
sah, »am allerverderblichsten « gewesen wäre 4 ). Damals 
hatte der Nuntius die Reichsfürsten zum Einlenken be- 
wogen, indem er ihnen zu bedenken gab, daß auf einem 
allgemeinen Konzil die Deutschen leicht überstimmt 
werden könnten. Die Folge war, daß man für die not- 
wendige Reform in erster Linie den Reichstag selbst und 
dann eine »christliche Versammlung oder Konzil« — 

1 ) Vgl. seinen Entwurf zu einer Antwort des Reichstags an 
den Legaten Kajetan. Geß S. 41 f. 

2 ) Reichstagsakten II, 666, 3 ff. und Anm. 2. Depeschen 
Aleanders S. 69. Entstehung S. 97 f. 

a ) Depeschen S. 186. 

4 ) Depeschen S. 191. Reichstagsakten II, 874. 
Kalkoff, Das Wormser Edikt. 3 
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nicht ein allgemeines Konzil — ins Auge faßte; in den 
nächsten Jahren reifte dann diese Forderung dahin aus, 
daß die Stände ein Nationalkonzil für das einzig Richtige 
hielten oder, wie es 1524 offiziell bezeichnet wurde, ein 
»freies allgemeines Konzil«, aber »an gelegner Malstatt 
in deutscher Nation« 1 ). Es kann nicht wundernehmen, 
daß Herzog Georg vorzog, in seinem Gesetz über diese 
Stellungnahme des Regiments zu schweigen. 

*) Reichstagsakten IV, 604, 13 ff. 
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Die politische Bedeutung des reichs- 
standischen Erlasses und seine Wirkung 
anf die Kurfarsten von Brandenburg und 
Sachsen sowie auf Luther. 



Soweit die kirchliche Seite der beiden Erlasse; die 
politische zeigt nicht minder lehrreiche Gegensätze. Es 
wurde schon angedeutet, daß, ebenso wie die Verdammung 
der Lehre Luthers durch den Papst, auch seine und seiner 
Anhänger Ächtung durch das kaiserliche Edikt jetzt völlig 
ignoriert wird. Von Planitz erfahren wir auch, daß dieser 
Punkt sehr wohl zur Erörterung gekommen ist. Der 
Herzog von Sachsen und der Bischof von Bamberg wollten 
es durchsetzen, daß die Vorgänge im Kurkreise dem Kaiser 
angezeigt würden. Man habe das nur mit Mühe verhin- 
dert, indem man bedachte, daß dies zur Auflösung (»Zer- 
rüttung«) des ganzen Regiments und zum Stillstand der 
Geschäfte (»alles guten Vornehmens«) führen würde; 
denn man wisse, wie der Kaiser und seine nächste Um- 
gebung — also der Großkanzler Gattinara, der Beicht- 
vater Glapion und die Nuntien — in der lutherischen Frage 
gesinnt seien: es würde von dieser Seite her mit aller 
Strenge — nach Maßgabe des Wormser Edikts — ein- 

3» 
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geschritten werden 1 ); dadurch aber würde vielleicht großer 
Aufruhr im Reiche entstehen. An dieser Argumentation 
läßt sich nun erkennen, wie getreu der kleine Kreis der 
im Regiment versammelten Vertreter die Haltung der 
gesamten Reichsstände bewahrte, die bei Ablehnung des 
ihnen am 15. Februar 1521 vorgelegten Entwurfs des 
Religionsgesetzes dem Kaiser zu bedenken gegeben hatten, 
daß bei der tiefen Wirkung, die Luthers Schriften auf 
den »gemeinen Mann« ausgeübt hätten, »Aufruhr und 
Empörung« hervorgerufen würde, wenn die Mandate nur 
durch strenge Strafen (»allein mit der Schärfe«) wirken 
sollten 2 ). Damals hatte der Kaiser Luther selbst zu Voll- 
ziehung der Todesstrafe zu verhaften, seine Anhänger als 
geächtet mit Tod und Güterverlust zu bestrafen vorge- 
schlagen und die Nichtbeachtung dieser Vorschrift mit 
Acht und Aberacht bedroht 8 ). Obwohl auf letztere Maß- 
regel in dem Antrag vom 30. April verzichtet worden war, 
kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß der Reichs- 
tag auch die Achtserklärung gegen Luther und seine 
Anhänger nicht zu billigen entschlossen war; der vom 
Kaiser am 8. Mai approbierte Entwurf wäre ebenfalls 
abgelehnt und damit, da es unmöglich war, den Reichstag 
noch länger beisammen zu halten, die lutherische Frage 
vertagt worden. Die beiden opponierenden Kurfürsten 
von Sachsen und von der Pfalz gaben durch ihre vorzeitige 
Abreise das Signal zur Auflösung des Reichstags. Diesem 
Verhalten seines Auftraggebers entsprechend, wird ge- 
rade der kursächsische Gesandte erklärt haben, daß für 
seinen Herrn ein Erlaß, der auch nur entfernt an den 

*) Der Ausdruck: »die Heftigkeit darinnen vorgenommen 
werden« (S. 89, 37 f.) bedeutet nicht, wie Virck S. XCIV es um- 
schreibt: »unbesonnene Maßregeln«, sondern Beharrlichkeit, Strenge. 
Rücksichtslosigkeit. Der Gesandte meint damit ein Vorgehen im 
Geiste des Wormser Edikts, das er absichtlich nicht erwähnt. 

2 ) Entstehung S. 118, 185. Über das gleiche Bedenken der 
baierischen Herzöge vgl. ZKG. XXXV, 195 f. 

3 ) Reichstagsakten II, 512 f., 515 f. 
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furchtbaren Inhalt des kaiserlichen Edikts erinnere, un- 
annehmbar sei und mit seiner Abberufung beantwortet 
werden würde. Angesichts der ohnehin schwachen Auto- 
rität der reichsständischen Regierung hätte diese Sezession 
des Kurfürsten von Sachsen bei dessen großem persönlichen 
Ansehen den Zerfall herbeigeführt. Indem der energische 
Diplomat die ablehnende Haltung Friedrichs gegenüber 
allen gewaltsamen Maßregeln des Glaubenszwanges auch 
im Reichsregiment so erfolgreich zur Geltung brachte, 
arbeitete er an seinem Teil dem freilich erst viel später 
offen ausgesprochenen Grundsatze vor, daß in Religions- 
fragen keine Mehrheitsbeschlüsse stattfinden dürften 1 ). 

Dabei war sich Planitz sehr wohl bewußt, welche 
Gefahr das kaiserliche Gesetz selbst für einen so ansehn- 
lichen Reichsfürsten bedeutete, sobald es in der Macht 
Karls V. stand, an seine Ausführung auch im Reiche 
heranzutreten oder nachträglich doch noch die Mehrheit 
der Reichsstände dafür zu gewinnen; schon die unter 
Mitwirkung des Kurfürsten selbst wieder aufgerichtete 
Reichsjustiz konnte in der Hand des höchsten Gerichts- 
herrn eine gefährliche Waffe gegen den Beschützer des 
Geächteten werden 2 ). Und so machte Planitz bald darauf 

*) Entstehung S. 277. 

2 ) Wenn man sich vergegenwärtigt, daß durch die Bannbulle 
vom 3. Januar 1521 der Kurfürst von Sachsen mit aller Deut- 
lichkeit exkommuniziert worden war, und daß die Nuntien schon 
damals Mittel und Wege zu einer Reichsexekution erwogen, so 
ermißt man die Tragweite eines Artikels des Reichstagsabschieds, 
in dem vorgesehen war, daß, wenn ein mächtiger Reichsstand, 
»der weder Acht noch Bann fürchten oder ansehen wollte«, das 
Urteil des Kammergerichts mißachten oder den Verurteilten seine 
»Schlösser und Befestigungen« oder sonstige Hilfe und Fürschub 
gewähre, das Kammergericht sich an Statthalter und Regiment 
wenden solle, um mit Beistand des Reichstags eine Exekution herbei- 
zuführen. Die Anführung des Bannes ist um so auffälliger, als die 
Stände sich sonst heftig über den Mißbrauch des Bannes beschwert 
hatten. Über die gefahrvolle Lage des Kurfürsten gegen Ende des 
Reichstags vgl. »Entscheidungsjahre« S. 267 ff. 
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(18. März) nach Luthers Rückkehr von der Wartburg 
»erinnerungsweise« den Kurfürsten auf die damit für ihn 
verbundenen Gefahren aufmerksam, zumal Herzog Georg 
und der Bischof von Bamberg schon dafür Stimmung 
machten, jetzt Luther ins Gefängnis zu werfen und dann 
seine weitere Bestrafung zu bewirken. »Der Kurfürst 
wisse oder habe wohl gehört, wie der Kaiser den Dr. Mar- 
tinus, auch seine Anhänger, Vorschieber usw. in die Acht 
getan habe; er für seine Person habe diesen Erlaß nicht 
gesehen, aber davon sagen hören, daß er an vielen Orten 
öffentlich angeschlagen worden sei.« Wenn nun Luther 
sich in Wittenberg sehen lasse, könnten die bekannten 
Gegner des Kurfürsten ihm deswegen Schwierigkeiten 
machen, indem sie den Fiskal (am Reichskammergericht) 
bestimmten, gegen ihn vorzugehen. Damit nun dem Kur- 
fürsten daraus nicht Schimpf und Schaden erwachse, 
sei es vielleicht nicht unschicklich, wenn Luther sich noch 
eine Zeitlang verborgen hielte, bis zum wenigsten der 
bevorstehende Reichstag vorübergegangen wäre 1 ). 

Man kann es dabei dem Gesandten aufs Wort glauben, 
daß er den Text des Wormser Edikts noch nicht zu Ge- 
sicht bekommen hatte 2 ); jedenfalls war die völlige Über- 
gehung des kaiserlichen Erlasses bei den bisherigen Be- 
ratungen auch von seiner Seite nur eine staatsrechtliche 
Fiktion, deren jedoch auch Herzog Georg im wesentlichen 
sich bediente, wenn er sich auch in seinem Erlasse schein- 
bar auf die kaiserliche Verordnung berief. Er geriet dabei 
in die wunderliche Lage, den Bann des Papstes mit der 
Acht des Kaisers in einem Atem verleugnen zu müssen. 
Und während die Vertreter des Papstes das größte Ge- 
wicht darauf gelegt hatten, daß nicht etwa das Urteil 
des Papstes durch Anstellung einer neuen Untersuchung 
als nichtig behandelt werde, und daß der Kaiser nur eben 
als Vollstrecker der Bannbulle auftrete, stellte Herzog 

*) Virck S. 111. 

s ) Vgl. meine Arbeit in der Hist. Vierteljahrschrift. 
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Georg Papst und Kaiser als »die obersten christlichen 
Häupter« in eine Linie und konstruierte einen Verlauf 
des von beiden zugleich ausgeführten Prozesses, der von 
den an gleicher Stelle in der Bulle wie im Edikt gegebenen 
Darstellungen grundverschieden ist. Nach ihm waren 
beide höchste Gewalten durch Luthers Schriften zunächst 
veranlaßt worden, zu gebieten, daß man auf Luthers 
Lehre und Schriften »Achtung und Aufsehen habe, da- 
mit das christliche Volk dadurch nicht in Irrtum geführet 
werde.« Aus diesem Grunde hätten Papst und Kaiser 
auch »etliche Handlung mit Dr. Martinus vorgenommen« 
und dabei festgestellt, daß er von seinen Irrtümern nicht 
ablassen wolle: sie hätten ihn darum für ungehorsam 
erklärt und befohlen, daß niemand mehr seine Schriften 
lesen dürfe; auch dürften diese nicht mehr gedruckt 
werden 1 ). Der Herzog schweigt also sogar von der wieder- 
holten Vorschrift der Verdammungsbulle, daß Luthers 
Bücher öffentlich verbrannt werden müßten. 

Am schärfsten tritt aber die Abweichung der beiden 
Erlasse von dem Willen der höchsten Gewalten bei den 
Ausführungsbestimmungen hervor. Das Beichsregiment 
bahnt sich den Ubergang dazu durch eine Betrachtung, 
die deutlich an die von Planitz erneuerten Bedenken des 
Wormser Beichstages erinnert, nur daß man sich der 
Öffentlichkeit gegenüber den Anschein gab, als wenn man 
sich durch die Bücksicht auf das niedere Volk keineswegs 
von der Bekämpfung des Unwesens abhalten lasse; viel- 
mehr stellte man eben dies als obersten Beweggrund hin, 
daß die Duldung jener Neuerungen »bei den Christgläu- 
bigen nicht wenig Irrsal und Wankelmütigkeit des Glau- 
bens und sonst bei dem gemeinen Manne Leichtfertigkeit, 
Ärgernis und anderes « mit sich bringen könnte. Die Sorge 
um eine Gefährdung der öffentlichen Ruhe und Ordnung 
wurde also nicht gänzlich von der Hand gewiesen; doch 

») Geß S. 269 f. 
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war man weit davon entfernt, im Sinne des Wormser 
Edikts von der lutherischen Lehre die Untergrabung 
aller kirchlichen und weltlichen Autorität zu befürchten. 
Während Aleander den Kaiser hatte verkünden lassen, 
daß Luther »allen Gehorsam aufhebe und nichts anderes 
schreibe, als was zu Aufruhr, Zertrennung, Krieg, Totschlag, 
Räuberei und Brand «, vor allem aber zu einem allgemeinen 
Priestermord führen müsse 1 ), wurde hier zu bedenken 
gegeben, daß es »nichts Höheres und Teureres gebe als 
die Seele, der Glaube aber die Seele am meisten belange.« 
Daher würde es »etwas pfändlich und sorglich sein«, jenen 
Neuerungen »so leichtlich anzuhängen oder sie einwurzeln 
zu lassen. « Um dies zu verhüten, werden die betreffenden 
Fürsten ersucht und gebeten, — Papst und Kaiser be- 
fehlen hier bei allen Strafen des Bannes und der belei- 
digten Majestät, bei Lehens- und Güterverlust — die 
Neuerungen bei hoher Strafe zu verbieten. Die eigent- 
liche Aufgabe der Landesregierungen aber erblickt das 
Reichsregiment darin, diese Abweichungen vom Her- 
gebrachten »mit Fleiß zu verhüten«, indem sie das Volk 
durch geschickte Prediger von der Kanzel ermahnen 

— nicht im Beichtstuhl mit kirchlichen Strafen bedrängen 2 ) 

— lassen, daß niemand sich den Neuerungen anschließen 
wolle. Denn selbst wenn dies schon geschehen sei, sollen 
sie die Urheber und Teilnehmer zunächst »gütlich, und 
erst wenn dies erfolglos wäre, mit Ernst zurechtweisen«; 
und nur, »wenn es die Notdurft erfordere, mit gebühr- 
licher Strafe gegen sie vorgehen, jedoch nur »nach 
Gelegenheit der Sache, wie die gefunden werde«, 
also nach gehöriger Feststellung des Tatbestandes vor 
dem ordentlichen Gericht und unter wohlerwogener Be- 
messung der Strafe je nach der Schwere der Ver- 
schuldung. 

i) Entstehung S. 52 ff. 

*) Wie dies sogar den baierischen Herzögen unleidlich war. 
ZKG. XXV, 576 Anm. 3; XXXV, 196 f. 
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Die letztere Anordnung entspricht nun so genau 
dem schwersten Bedenken, das Herzog Georg noch im 
Jahre 1524 gegen die Ausführbarkeit des Wormser Edikts 
erhob 1 ), wenn es die Lutheraner »ohne allen rechtlichen 
Prozeß und Verurteilung« an Leben und Gut zu strafen 
befahl, daß man annehmen möchte, der gewissenhafte 
Fürst habe sich nicht nur durch Beibringung des be- 
lastenden Materials an der Ausarbeitung dieses Erlasses 
beteiligt, zumal sich seine eigenen Bestimmungen trotz 
scheinbar größerer Strenge mit dem milden Vorgehen des 
Regiments sehr wohl vertragen. Planitz meint zwar, 
»es wäre wohl schärfer und härter ausgangen, wenn 
man es dem Herzog hätte einräumen wollen«; aber wäh- 
rend man in den Niederlanden sofort »ein halbes Dutzend 
Lutheraner lebendig verbrennen« wollte und dann auch 
bald die furchtbarste Verfolgung einleitete, der in den 
zwanziger Jahren die erste Generation der Evangelischen 
zum Opfer fiel, ist man erstaunt, daß der Herzog die 
»böhmische Weise« in Döbeln nur damit geahndet hatte, 
daß er den überdies rückfälligen Pfarrer in den Turm 
setzen ließ und dazu 13 Bürger: »die sollten auch eine 
Zeit sitzen, Wasser und Brot essen« 2 ); das nannte er, 
»der Ketzerei mit Gewalt wehren. « An dem klaren Wort- 
laut des kaiserlichen Edikts und noch mehr an den Ab- 
sichten seiner Urheber gemessen, war das eine väterliche 
Polizeimaßregel gegenüber der geplanten Schreckens- 
herrschaft der von vornherein und ausdrücklich für straf- 
frei erklärten Raub- und Mordgier. Und dieser maßvollen 
Haltung entsprach nun auch das landesherrliche Mandat. 
Da das Reichsregiment ihm befohlen habe, »darauf 
Achtung zu geben« — wie es Kaiser und Papst nicht 
anders ausgedrückt haben sollten — und solcher un- 
christlichen Lehre möglichst zuvorzukommen, so befiehlt 
der Herzog seinen Behörden ebenfalls, »gute Aufsehung 

1 ) Entstehung S. 288 f. 

2 ) Virck S. 89, 30 ff. ; 59, 7 ff. 
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zu haben« und ausgelaufene Mönche in weltlicher Klei 
düng, weltliche Priester, die Luthers oder seiner Jünger 
— der Herzog ist also weit davon entfernt, alle Neue- 
rungen Luther selbst zur Last zu legen — verbotene Lehre 
verbreiten, und endlich alle, die unter beider Gestalt 
kommunizieren, gefangen zu setzen, damit der Herzog 
selbst ihnen die gebührliche Strafe auferlegen könne. 
Endlich folgt noch die vorbeugende Maßregel, daß man 
die Landeskinder von den verdächtigen Universitäten 
und Schulen abberufen und nicht weiter dahin ziehen 
lassen solle 1 ). Man muß zugestehen, daß dies ebenso 
selbstverständliche wie milde Maßregeln waren, ja daß 
der Herzog den vorliegenden Anzeichen des kirchlichen 
Abfalls gegenüber weniger gar nicht tun konnte, ohne 
der Bewegung geradezu Vorschub zu leisten. 

Sein Verfahren hat jedenfalls trotz der unaufrichtigen 
Behandlung der päpstlichen und kaiserlichen Gesetze 
noch den Vorzug der Ehrlichkeit verglichen mit dem der 
beiden andern weltlichen Fürsten, denen das Regiment 
gleichfalls als Nächstbeteiligten sein Mandat zugehen ließ. 
Der Kurfürst von Brandenburg, dessen Antwort erst 
am 17. März verlesen werden konnte, erklärte mit nichts- 
sagenden Wendungen, daß er an den Neuerungen nicht 
wenig Mißfallen habe und sich dem Schreiben des Regi- 
ments gemäß und sonst überhaupt »als ein christlicher 
Kurfürst nach Gebühr und Billigkeit erzeigen« werde 2 ). 
Unter gewöhnlichen Umständen würde man bei einem 
so entschiedenen Feinde der lutherischen Bewegung 

*) Geß S. 270f. Der Dominikanerorden hatte schon seit 
dem ^Frühjahr 1518 seine Mitglieder von einer Universität abbe- 
rufen, die dann durch das Breve vom 23. August 1518 bei fernerer 
Beherbergung und Begünstigung Luthers mit dem Interdikt und 
Verlust aller päpstlichen Privilegien belegt worden war, ein Urteil, 
das durch Verdammungs- und Bannbulle von 1520 bzw. 1521 nur 
bestätigt worden war. ZKG. XXXII, 38. H. Emser, der Hofkaplan 
Georgs, wird also diese Verordnung schon längst betrieben haben. 

«) Virck S. 111, 34 ff. 
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darin eine höfliche Absage an das Regiment erblicken 
müssen, insofern Joachim I. freie Hand behalten wollte, 
vielmehr nach Maßgabe des kaiserlichen Edikts einzu- 
schreiten. Da aber gerade er der einzige Reichsfürst war, 
der sich aktiv an der großen Intrige beteiligt, ja lange 
vorher den Plan zur Umgehung des Reichstags entworfen 
und auch am 19. April 1521 im Kurfürstenkolleg die so- 
fortige und rücksichtslose Durchführung der kaiserlichen 
Willensmeinung beantragt hatte 1 ), so muß man wohl 
diese Antwort als den Ausdruck der Verlegenheit auf- 
fassen darüber, daß er mit seinem Werke nun völlig allein 
stand. Hat er doch auch nie gewagt, sich der zweideutigen 
Rolle zu berühmen, die er am 25. April in Worms gespielt 
hatte, und so unterließ er es klüglich, das Regiment daran 
zu erinnern, wie weit seine Maßregeln hinter den Vor- 
schriften des Reichsgesetzes zurückblieben. Der eigentlich 
maßgebende Grund für diese auffallende Zurückhaltung 
kann jedoch nur der Umstand gewesen sein, daß Joachim I. 
selbst weit davon entfernt war, das Wormser Edikt im 
eigenen Lande buchstäblich ausführen zu lassen, so daß 
er sich bisher mit der bloßen Veröffentlichung begnügt 
hatte 2 ). Er betätigte seinen kirchlichen Eifer daheim nur 
dadurch, daß er die Bürgertöchter von Berlin und Köln 
zu fleißiger Beteiligung an den Prozessionen anhalten 
ließ 8 ). Als er am 29. Februar 1524 auf Betreiben der 
Frankfurter Theologen den Gebrauch der Bibelübersetzung 
Luthers verbot, zugleich aber den Gebrauch anderer 
Übertragungen der heiligen Schrift ausdrücklich erlaubte, 
tat er es einmal mit der merkwürdigen Begründung, 
daß durch jene »Verfälschung« der Bibel »großer Auf- 

*) Entstehung S. 177 ff. 
■) Entstehung S. 286 f. 

3 ) Hagemeyer, Über die Stellung des Kurfürsten Joachim I. 
zur Reformation. Gymnasialprogramm, Inowrazlaw 1880, S. 7. 
P. Steinmüller, Einführung der Reformation in die Kurmark Br. 
durch Joachim IL, Halle 1903, S. 22, wo indessen der gegenrefor- 
matorische Eifer Joachims I. etwas übertrieben wird. 
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rühr und Uneinigkeit« zu besorgen sei, und erinnerte im 
Eingang dieses Erlasses daran, daß er schon »hievor aus 
Befehl und Mandat Rom. Kaiserlicher Majestät Luthers 
Bücher als der heiligen christlichen Kirche entgegen bei 
hoher Pön und Strafe ernstlich verboten habe 1 ).« Doch 
ist uns kein besonderer Erlaß des Kurfürsten gegen Lu- 
thers Schriften aus jener Zeit bekannt; er hätte also 
kaum weniger tun können, auch wenn gar kein Reichs- 
gesetz gegen die ketzerische Sekte vorhanden gewesen 
wäre. Ein boshafter Beobachter aber hätte bemerken 
können, daß der Erlaß des Regiments gegen das Aus- 
laufen der Klosterinsassen und die Verletzung der Ordens- 
gelübde ihm persönlich fatal sein mußte, da während 
seines Aufenthalts in Worms seine vierzehnjährige Tochter 
Anna auf »Anregung« seines sechzehnjährigen Sohnes und 
mit Billigung seiner Gemahlin »aus dem Kloster gezogen 
war, die heillose Kappe abgelegt und das weltliche Kleid 
wieder angezogen hatte«, wie dies der Kurprinz am 29. Mai 
im tiefsten Vertrauen dem Herzog Albrecht VI. von Meck- 
enburg anzeigte 2 ), mit dem sich die Prinzessin dann 
1524 vermählte. 

Das Verhalten des Kurfürsten von Brandenburg war 
nun für den Meistbeteiligten, den Kurfürsten von Sachsen, 
insofern von Bedeutung, als er es nur nachzuahmen 
brauchte, um aller Verlegenheit wegen einer zugleich un- 
verbindlichen und doch für das Regiment annehmbaren 
Antwort überhoben zu sein. Der verdienstvolle Heraus- 
geber der Planitzberichte dürfte die Schwierigkeiten, die 
sich für den Beschützer Luthers aus dem Erlaß der Reichs- 
behörde ergaben, doch etwas überschätzt haben 3 ). Zu- 
nächst lag es nahe genug und konnte ihm bei dem gerade 
in Reichsfragen üblichen Geschäftsgang kaum verübelt 

*) A. F. Riedel, Codex diplomaticus Brandenburgensis, 
III. Hauptteil, III. Bd. (Berlin 1861), S. 302 f. 
2 ) Riedel a. a. O. S. 294 f. 
») Virck S. XCIV. 
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werden, wenn er »temporisierte «, abwartete, bis sich die 
Erregung über die Wittenberger und Eilenburger Vor- 
gänge gelegt haben würde und sich herausstellte, daß 
Luther selbst damit nichts zu tun gehabt hatte. Aus der 
Fassung des Erlasses, in dem Luthers Person nicht heran- 
gezogen wurde, konnte er schon abnehmen, daß das Regi- 
ment noch mehr jeden Vorwurf gegen dessen Landes- 
herren zu vermeiden wünschte; er wußte, daß eigentlich 
nur sein Vetter Georg diesen Schritt veranlaßt hatte, der 
überdies nur auf einen kleinen Kreis von Reichsfürsten 
berechnet war; so brauchte er wahrlich nicht zu fürchten, 
daß sein passives Verhalten »das Signal zur Auflehnung 
gegen die von ihm selbst mit soviel Eifer ins Leben ge- 
rufene Behörde « geben würde. Er erwiderte die Zusendung 
des Mandats also zunächst am 3. Februar mit der Be- 
merkung, daß er mit Gottes Hilfe darauf zu antworten 
gedenke, aber sich noch nicht schlüssig gemacht habe. 
Darauf legte ihm Planitz am 19. Februar einige Ent- 
gegnungen zurecht: der offensive Satz, daß weit mehr 
»Übels geschehe von Priestern, die keine Eheweiber 
hätten«, eignete sich natürlich nicht für das Antwort- 
schreiben eines loyalen Reichsfürsten, wohl aber der Hin- 
weis, daß es Sache der kirchlichen Oberen sei, das Aus- 
laufen der Mönche zu verhindern, und daß der Kurfürst 
als weltlicher Fürst über sie keine Jurisdiktion habe, sie 
also auch nicht zur Rückkehr zwingen könne; endlich der 
dem Kurfürsten schon längst geläufige Grund, daß nach 
dem Urteil mancher Gelehrten die Änderungen in Messe 
und Abendmahl nicht unvereinbar seien mit den Haupt- 
lehren des Glaubens, und daß er als Laie das Urteil darüber 
den Kennern der Heiligen Schrift überlassen müsse. 
Schon hatte Planitz auf eigene Hand dem Regiment nahe- 
gelegt, diese Streitfragen durch Gelehrte prüfen zu lassen, 
die auf Grund der Bibel das Vorgehen der Wittenberger 
Theologen zu widerlegen hätten — das war dasselbe un- 
abhängige gelehrte Schiedsgericht, das der Kurfürst nun 
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schon seit Jahren als wirksamste diplomatische Schutz- 
wehr betrieben hatte und das nach seiner ausdrücklichen 
Bedingung nur nach dem Worte Gottes entscheiden dürfe. 
Jedenfalls ließ es sich leichter versammeln als das vom 
Regiment selbst begehrte Konzil. In seinem Schreiben 
vom 3. März eignete sich der Kurfürst die Einwendungen 
Planitzens wegen der vom Regiment gerügten Neuerungen 
an, die damit »leichtlich verantwortet werden könnten, i 
Auf den Vorschlag eines theologischen Schiedsgerichts 
ging er nicht ein, da dieses schwere Geschütz für den 
Kampf auf den nächsten Reichstagen zurückgehalten 
werden mußte. Ohnehin war die in dem Mandat gegebene 
Stellungnahme des Regiments unter Beiseitelassung des 
Kaisers zeitlich begrenzt bis zu dem auf den 2. März ge- 
planten Zusammentritt der Kurfürsten und des in Worms 
eingerichteten Zwölferausschusses der Fürsten 1 ): dann 
konnte Friedrich selbst diese gewichtige Forderung mit 
weit mehr Nachdruck erheben. Wie wenig er aber um eine 
Abwehr »in Verlegenheit« war, zeigt der Vorstoß, den er 
nun seinerseits gegen seine und Luthers Widersacher 
unternimmt: der Gesandte soll den Regimentsräten zu 
verstehen geben, daß sie dem Reiche mehr nützen würden, 
wenn sie die Mühe, die sie jetzt auf Luthers Sache ver- 
wendeten, der Abstellung der kirchlichen Mißbräuche 
widmen wollten. Es sei notwendig, jetzt die in Worms 
»wider die Geistlichen eingebrachten« Beschwerden zu 
beraten und — das mußte der nächste Schritt sein — 
ihre Annahme und weitere Vertretung durch den Kaiser 
der Kurie gegenüber zu bewirken, was in Worms sich 
nicht mehr hatte erreichen lassen 2 ). Am 29. März brachte 
er dann die Angelegenheit zum förmlichen Abschluß: er 

J ) Virck S. LXXXVf.; XCVIII. 90, 1 ff . 

*) Gleichzeitig wurde dem Gesandten eine Abschrift zur 
Verfügung gestellt. Reichstagsakten II, 671, 1. Ein Beweis, daß 
an der Zusammenstellung der Gravamina in Worms die kursäch- 
sische Regierung sich lebhaft beteiligt hatte. 
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konnte jetzt darauf hinweisen, daß er den benachbarten 
Bischöfen von Meißen und Merseburg bei ihrem durch 
den Erlaß des Regiments angeregten Vorhaben, durch 
Predigten und Ausschreiben auf das Volk einzuwirken, 
seine Förderung zugesagt und schon den Dank des einen 
empfangen habe 1 ); im übrigen bezog er sich auf die 
Antwort des Kurfürsten von Brandenburg und ließ so- 
mit dem Regiment seinen guten Willen versichern: »er 
werde sich mit Gottes Gnade als ein christlicher Mensch 
halten 2 ).« Während jener also seine Pflicht als »christ- 
licher Kurfürst« anerkannt hatte, lehnte der wahrhaft 
fromme und weise Ernestiner in dieser Frage alle poli- 

*) Friedrich hatte dem Bischof von Meißen auf dessen An- 
zeige vom 7. Februar 1522, daß er gegen die bewußten Neuerungen 
durch besonders ausgesandte Prediger wolle wirken lassen, seine 
Billigung ausgesprochen und den begehrten Schutz zugesagt, so- 
fern der Bischof nichts anderes beabsichtige, als »die Ehre Gottes 
und die Liebe des Nächsten zu suchen.« Er verbat sich also damit 
deutlich genug jeden Mißbrauch der Kanzel zu agitatorischen 
Zwecken. Dem Bischof von Merseburg, der in seinem Schreiben 
vom 20. Februar sich die Zumutung erlaubt hatte, Friedrich solle 
alle seine Beamten schriftlich anweisen, den »Gebotsbriefen« des 
Bischofs Folge zu leisten, die dieser bei seinem Vorgehen gegen 
Priester und Geistlichkeit gemäß dem Regimentsmandat erlassen 
würde, schickte er das weit bescheidenere Gesuch Johanns von 
Meißen zur Nachachtung und erklärte ihm dann scharf, daß er 
doch erst den Inhalt dieser »Gebotsbriefe« kennen müsse, und daß 
ihm das Regiment auch nicht befohlen habe, »dergestalt« bei den 
Ernestinern »Suchung zu tun«, also förmliche Untersuchungen 
über die dortigen Vorkommnisse anzustellen, sondern nur predigen 
zu lassen, und nun folgt dieselbe Begrenzung dieser kirchlichen 
Maßregel. Die Korrespondenz Friedrichs mit den Bischöfen weiter 
zu verfolgen, ist hier nicht der Ort. Sammlung vermischter Nach- 
richten IV, 293 ff. K. E. Förstemann, Neues Urkundenbuch z. G. 
der evang. Kirchenreformation, Hamburg 1842, S. 83 ff. Das 
Schreiben Friedrichs an den B. v. Meißen in kürzerer Fassung 
schon in Luthers Werken IX, fol. 142. Reichstagsakten III, 22 
Anm. 2. Über den Erlaß des Bischofs von Naumburg vom 24. Febr. 
vgl. ZKG. XXXV, 199. 

*) Virck S. 77, 23 ff.; 90, 25 ff.; 104, 5 ff.; 123, 24 ff . 
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tischen Rücksichten ab, um nur nach seiner schlichten, 
auf Gottes Wort gegründeten Uberzeugung zu handeln. 
In dieser ruhig festen Haltung wußte er auch den Sturm 
zu beschwören, den bald darauf Luthers Rückkehr von 
der Wartburg erregte. 

Luther selbst fühlte sich durch den Erlaß des Reichs- 
regiments sehr unangenehm berührt, und so beschloß er, 
sobald die ersten stürmischen Tage des Kampfes gegen die 
Schwarmgeister vorüber waren, nach beiden Seiten hin 
Front zu machen, gegen die falschen Propheten im eigenen 
Lager, die den Wert äußerlicher Reformen überschätzten, 
wie gegen die ständischen Gesetzgeber, die ihre Verwerf- 
lichkeit übertrieben und sie zum Anlaß einer erneuten 
Verfolgung der evangelischen Lehre nehmen zu wollen 
schienen. Schon am 18. März kündigte er dem Kur- 
prinzen Johann Friedrich 1 ) ein Schriftchen an mit der 
von ihm gewünschten Belehrung »des Sakraments halben 
beider Gestalt und mit Händen zu empfahen 2 ).« Wie 
schon aus dem letzteren Zusatz hervorgeht, hatte es den 
Reformator besonders verdrossen, daß man im Erlaß des 
Regiments belanglose Nebenumstände so gehässig her- 
vorgekehrt hatte, wie besonders mit den Worten, daß 
jene Priester das Sakrament »unzüchtiger Weise« den 
Leuten »in ihre laiischen Hände gereicht« hätten. »Sie 
schreiben«, sagt Luther daraufhin, »die ungnädigen Pa- 
pisten und ziehen es an mit einem großen Rüssel, daß man 
mit den laiischen Händen das heilige Sakrament emp- 

1 ) Enders, Luthers Briefwechsel III, 314. 

2 ) »Von beider Gestalt des Sakraments zu nehmen.« Wei- 
marer Ausgabe X, II, 1 ff. (1907). In der Einleitung von K. Drescher 
ist die Beziehung der Schrift auf den Erlaß des Reichsregiments 
zunächst völlig übersehen und erst im Nachtrag S. 502 f. vermerkt 
worden. Hier wird dann auch über die Beschwerde berichtet, die 
Herzog Georg wegen dieser Schrift Luthers beim Regiment erhob, 
und über die geschickte Verteidigung Planitzens. Statthalter und 
Regiment gaben ein löbliches Beispiel vornehmer Zurückhaltung, 
da sie sich ihrer guten Absicht wohl bewußt waren. 
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fangen habe.« Er geht nun scharf mit »den Papisten« 
und mit »den großen Hansen« ins Gericht, die es als 
»Ketzerei schelten«, wenn man das Sakrament »mit den 
Händen angreife oder ohne geweihte Kleider, Gefäße und 
Häuser« austeile, es geschehe »in Wittenberg oder Eilen- 
burg oder in Böhmen«, und fordert die Gläubigen auf, 
sich dadurch ja nicht in ihrem Gewissen beirren zu lassen. 
Denn wer solchen Brauch verdamme, könne nicht be- 
weisen, daß es gegen Christi erste Einsetzung geschehe, 
und wenn »etliche zornige Fürsten (wie Herzog Georg) ihre 
christliche Ehre darein setzten, solches zu lästern und zu 
verfolgen, so handeln sie wie Kaiphas und Herodes. 
Keinesfalls dürfe die christliche Freiheit in der Beurtei- 
lung und Behandlung derartiger Gebräuche verletzt wer- 
den, und wenn auch »päpstliche, kaiserliche, fürstliche 
oder auch teuflische Satzungen, Urteile und Befehle da- 
wider gestellet und erlassen worden seien 1 ).« 

Es geht daraus hervor, daß Luther sich des weit- 
gehenden Unterschieds in den Erlassen des Papstes und 
des Kaisers auf der einen, des Reichsregiments auf der 
andern Seite nicht bewußt war, daß er ebensowenig über 
den sich darin kundgebenden Gegensatz zwischen der 
Kirchenpolitik des Kaisers und der des Reichstags*) 



x ) Geß S. 251, 6 ff. Wenn. Ausg. X, II, 18, 29 ff.; 17, 13 ff.; 
18, 5 ff.; 17, 20 f.; 21, 22 ff . 

*) Daß man in den leitenden Kreisen der Reichsritterschaft, 
also vor allem auf der Ebernburg, die Feindseligkeit der Fürsten 
gegen die lutherische Bewegung übertrieb, kann nicht wunder- 
nehmen, da Sickingen leider die Sache des Evangeliums zur Recht- 
fertigung seines ruchlosen Anschlags auf den Kurfürsten von Trier 
benutzte. Daher schreibt ökolampad von dort am 15. April 1522 
an Beatus Rhenanus: »Fama hic est, omnes Germaniae principes 
in abolitionem factionis Lutheranae coniuraturos. Coniurent igitur. 
Adhaerendum tarnen Evangelio.« K. u. W. Krafft, Briefe und 
Dokumente aus der Reformationszeit, Elberfeld 1878, S. 44. Das 
Vorgehen Sickingens hat denn auch der Reformation unüberseh- 
baren Schaden zugefügt. 

Kai kof r, Das Wormser Edikt. 4 
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unterrichtet war. Auch sonst hat er das Wormser Edikt 
schlechthin als das Werk des Kaisers und der Reichs- 
stände hingenommen, und so hat er in dem vorsichtig 
und milde gehaltenen Mandat vom 20. Januar nichts 
anderes erblickt als eine Ausführungsbestimmung zu 
jenem furchtbaren Gesetz Karls V. Wenn man sich nun 
vergegenwärtigt, mit welchen vergifteten Waffen der 
Lüge und Verleumdung, des Hasses und Spottes der 
Reformator hier angegriffen worden war, wie der Kaiser 
ihn angeblich mit »einhelliger« Zustimmung der Reichs- 
stände als einen Teufel in der Mönchskutte, als ein ab- 
gestorbenes Glied der Kirche geächtet hatte, so wird die 
zunehmende Schärfe in den Auslassungen Luthers nur 
allzu verständlich. Um so bedauerlicher war es, daß er 
nicht rechtzeitig von der ihm und der evangelischen Sache 
günstigen Haltung des Regiments, von dem in Nürnberg 
wirksamen Einfluß aufrichtiger Freunde unterrichtet 
worden war, daß er nicht wußte, wie die altkirchliche 
Mehrheit der Reichsstände noch keineswegs gesonnen 
war, mit den wenigen Vorkämpfern des Papsttums durch 
dick und dünn zu gehen. So setzte er seine Hoffnung 
allein auf Gott, dqr sie »ihr Rasen nicht lange werde 
treiben lassen«, und forderte die Seinen auf, zu beten, 
daß Gott nicht »um ihrer Tyrannei und Lästerung willen 
sein Wort aus ganzer deutscher Nation nehme und den 
andern armen Haufen, der danach seufze, desselben be- 
raube 1 ).« Er gibt also damit angesichts des vom Reichs- 
regiment erlassenen Mandats der Befürchtung Ausdruck, 
daß die Reichsstände 2 ), die herrschenden Kreise, sich der 
evangelischen Lehre endgültig verschließen und auch den 
Untertanen, Rittern, Bürgern und Bauern, das gereinigte 
Gotteswort dauernd vorenthalten würden. Aber gerade die 



J ) Weim. Ausgabe X, II, 41, 11 ff. 

2 ) Über diese Bedeutung des Ausdrucks »deutsche Nation« 
vgl. G. v. Below in der Hist. Zeitschr. 116, 409 Anm* 
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Vorgänge im Schöße des Reichsregiments hätten ihm die 
tröstliche Bürgschaft bieten können, daß mindestens ein 
großer Teil der Fürsten und Städte sich in absehbarer 
Zeit mit einer Reform der kirchlichen Einrichtungen 
und dann wohl auch ihrer religiösen Grundlagen be- 
freunden würde. 
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Das erste baierische Religionsedikt, auf 
Grund des kaiserlichen und des ständischen 
Erlasses verfa&t von dem Theologen J. Eck 
und dem Staatsmanne L. von Eck. 



1. Entstehung und politische Begründung. 

Das Mandat des Reichsregiments unterscheidet sich 
vom Wormser Edikt auch durch die augenfällige Tat- 
sache, daß es nicht an alle Stände des Reichs gerichtet 
war und sich deshalb auch formell nicht als ein im Namen 
des Kaisers erlassenes Reichsgesetz gab, sondern als eine 
auf den Einzelfall berechnete Verwaltungsmaßregel. Dem 
geschäftskundigen Kurfürsten von Sachsen war es daher 
aufgefallen, daß der Erlaß nicht mit dem Staatssiegel des 
Regiments, dessen Verleihung durch den Kaiser noch 
zugut erletzt Schwierigkeiten gemacht hatte 1 ), beglaubigt 
war. Sein Gesandter belehrte ihn daraufhin am 19. Februar 
daß man dieses Hoheitszeichen nur anwende, wenn man 
»in des Kaisers Namen« schreibe und »die Briefe unter 
seinem Titel ausgehen lasse«; wenn man aber die Erlasse 
im Namen des »Statthalters Römischer Kaiserlicher Maje- 
. stät, der Kurfürsten, Fürsten und der andern verordneten 
Regimentsräte im Heiligen Reich« ausfertige, so ver- 
siegelten der Statthalter und der zurzeit »im Regiment 

*) Virck S. LXXXIX, 8 f. 
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sitzende Kurfürst 1 ).« Bei der weitgehenden Rücksicht, 
die man der Öffentlichkeit gegenüber auf die Autorität 
des Kaisers zu nehmen pflegte, ist es sehr wahrscheinlich, 
daß man sich im vorliegenden Falle dieser bescheideneren 
Form der Verfügung bediente, um den Widerspruch des 
Inhalts mit dem des kaiserlichen Edikts nicht noch auf- 
fälliger zu machen. Der nächstliegende sachliche Grund 
war jedoch im Erlaß selbst damit angedeutet, »daß die 
Sache noch nicht weit ausgebreitet und eingerissen, 
sondern (nur) an wenig Orten und durch wenig Personen 
erhoben« und zutage getreten sei. Daher wurde schon 
in der Sitzung vom 16. Januar festgestellt, daß man sich 
nur an die Fürsten wenden wolle, in deren Gebiet die 
Neuerungen vorgekommen waren, also an den Kurfürsten 
von Sachsen »und andere Fürsten dieser Gegend 2 ).« Es 
ist denn auch der Erlaß nur an die schon genannten drei 
weltlichen Fürsten 8 ) und an die beteiligten Bischöfe von 
Meißen, Merseburg und Naumburg, sowie an den Erz- 
bischof von Mainz und Magdeburg 4 ) gerichtet und das 

*) Virck S. 91, 18 ff. Im Erlaß ist dies außer durch das an- 
geführte Eingangsprotokoll auch durch die Formel angedeutet: 
»Wir ersuchen . . . ernstlich und von Amtswegen und sonst für uns 
selbst freundlich . . .« 

«) Virck S. 68, 36 f.; 72, 30 f. 

») Die Ausfertigung für den Herzog von Sachsen war eigent- 
lich recht überflüssig, doch ist es bezeichnend, daß er darauf be- 
standen hatte, um sich förmlich in seinem Erlaß darauf berufen 
zu können und sich so nach beiden Seiten hin, dem Kaiser und seinen 
Untertanen gegenüber, den Rücken zu decken. Der Bischof von 
Brandenburg als der Ordinarius von Wittenberg war landsässig und 
erhielt also seine Weisungen durch den Kurfürsten von Brandenburg. 

*) Die Ausfertigung für Kardinal Albrecht nachgewiesen von 
Fr. Hermann a. a. O. S. 101 Anm. 251. Schon in meiner Arbeit 
über Capito S. 110 f. habe ich dargelegt, daß dieser jedes Einschreiten 
Albrechts zu verhindern wußte ; noch am 4. Februar verweist der 
Erzbischof die herzoglich sächsische Regierung mit ihrer Klage 
über das Auslaufen der Mönche auf künftige Beschlüsse des Re- 
giments oder der auf den 2. Marz geplanten Fürsten Versammlung. 
Geß S. 263 f. 
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Eingangsprotokoll demnach individuell abgefaßt worden, 
wobei z. B. der Pfalzgraf Friedrich berücksichtigte, daß 
der Administrator von Naumburg sein Bruder war. Da 
nun ferner der Nachdruck unverkennbar auf der vor- 
beugenden Wirkung der ermahnenden und belehrenden 
Predigt liegt, während die Strafgewalt erst in späterem 
Notfalle in Wirksamkeit treten sollte, so hat Ranke den 
Erlaß kurz damit umschrieben, daß die drei »benach- 
barten Bischöfe aufgefordert wurden, die Neuerungen 
nicht einreißen zu lassen«; und da er im übrigen eine 
lutherfeindliche Stimmung des Regiments angenommen 
hatte, so versäumt er doch nicht, anzumerken, daß der 
Vorbehalt künftiger Regelung durch Reichstag oder Konzil 
doch »eine andere Tendenz«, wenn auch »noch in ihrer 
ganzen Unbestimmtheit abnehmen lasse 1 ).« 

Bei dieser Begrenzung in dem geplanten Wirkungs- 
kreis des Erlasses muß es nun auch sein Bewenden haben, 
obwohl A. Wrede zunächst ganz zutreffend festgestellt 
hat, daß »das Religionsmandat der Herzöge Wilhelm 
und Ludwig von Baiern vom 5. März deutlich die Be- 
ziehung auf den Erlaß des Regiments zeigt, wenn auch 
im Anfang auf das Wormser Edikt zurückgegangen wird 2 ).« 
Er folgert daraus, daß die Ausführungen A. v. Druffels 
über die Entstehung des bairischen Mandats zum größten 
Teil hinfällig würden, weil er diesen Zusammenhang nicht 

1 ) A. a. O. II, 35 Anm. 2. 

2 ) Reichstagsakten III, 23 zu A. v.Druffel, Die Baierische Politik 
im Beginn der Reformationszeit 1519—1524. In den Abhandlun- 
gen der historischen Classe der Kgl. Bayerischen Akademie der 
Wissenschaften, München 1886, XVII, 625 ff. Deshalb könnten jene 
Bemerkungen Planitzens nicht zutreffend sein, und, so folgert 
Wrede weiter, dann »würden auch die Verhandlungen der baieri- 
schen Herzöge mit dem Erzbischof zu Salzburg und die von letz- 
terem für den 30. März geplante Versammlung der Bischöfe des 
baierischen Bezirks zu Mühldorf eine unmittelbare Folge jenes 
Ausschreibens des Regiments gewesen sein. « Vgl. besonders Anm. 5. 
Danach noch Entstehung S. 290 f. 
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beachtet habe, sondern den Erlaß lediglich auf die Ini- 
tiative der bairischen Regierung zurückführe. Aber die 
sachliche Übereinstimmung der beiden Erlasse braucht 
durchaus nicht auf eine an die Baiern gerichtete Auf- 
forderung des Regiments zurückzugehen; der Hergang 
war einfach folgender. Herzog Ludwig antwortet am 
4. Februar von Landshut aus auf ein Schreiben seines 
Bruders, nach dem er den Rat Gregor von Losenstein 
zu den Räten nach Ingolstadt schicken, selbst aber zu 
Herzog Wilhelm nach Grünwald bei München kommen 
soll. Er hat aber schon vor Empfang dieses Schreibens 
den Losenstein an Herzog Wilhelm senden wollen, um 
mit diesem »etlicher Artikel halben, des Luters Sach be- 
treffend, so uns durch unsern Diener, den Weißenfelder, 
zugeschrieben sind«, zu reden und dann mit den andern 
Räten nach Ingolstadt und Eichstädt zu reiten. Also der 
auch sonst als Korrespondent der Herzöge beim Reichs- 
regiment in Nürnberg vorkommende 1 ) Lic. Johann Wei- 
ßenfeld hatte ihnen eine Abschrift des Mandats vom 
20. Januar zugeschickt oder, wie aus dem folgenden Satze 
hervorzugehen scheint, war zugleich selbst zu mündlichem 
Bericht bei Herzog Wilhelm erschienen, der sofort be- 
schlossen hatte, sich nun in dieser Angelegenheit nicht 
länger säumig zu zeigen; denn Herzog Ludwig, der nun 
selbst zu ihm kommen will, fährt fort: »Des Luters Sache 
betreffend, wissen wir Euer Liebden Ratschlag und Vor- 
nehmen, uns durch den Weißenfelder schriftlich ange- 
zeigt, nicht zu verbessern, und sonderlich, daß zum 
fürderlichsten eine Botschaft zum Kardinal und Erz- 
bisehof zu Salzburg geschickt werde 2 ).« Herzog Wilhelm 

Reichstagsakten III, 840, 36. Als Rat Herzog Wilhelms 
im August 1522 in Fontes rerum Austriac. I, 1, 257: Dr. Weißen- 
. felder. Als Vertreter beider Herzöge 1527 der Lic. Joh. W. in 
Schmauß und Senckenberg, Neue Sammlung der Reichsabschiede, 
Frankfurt 1747, II, 288. 

*) v. Druffel S. 627 f., 689. Die Vermutung v. Druffels 
(S. 624). daß Herzog Wilhelm seinen Erlaß auf den kirchlichen 
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hatte also sofort beschlossen, einen ähnlichen Erlaß für 
Baiern herauszugeben und sich die Haltung des Regi- 
ments auch darin zum Muster genommen, daß er durch 
die Predigt auf das Volk wollte einwirken lassen; zu diesem 
Zwecke wollte er die Suffragane der Salzburger Kirchen- 
provinz durch ihren Metropoliten zu einheitlichem Vor- 
gehen auffordern lassen. Aber weder er noch der Erz- 
bischof waren vom Regiment zu irgendwelchem Vorgehen 
in der lutherischen Angelegenheit veranlaßt worden. Da 
also dieser Schritt doch im wesentlichen auf die Initiative 
Herzog Wilhelms zurückzuführen ist, so wird auch »die 
Auffassung der bairischen Politik 1 )« der Kurie gegenüber 
durch den beobachteten Zusammenhang nicht wesent- 
lich beeinflußt. 

Daß Herzog Wilhelm seinem Bruder schon einen 
Entwurf des bairischen Mandats hätte zugehen lassen, 
ist nicht recht wahrscheinlich; wohl aber werden die Be- 
sprechungen der Räte mit den Professoren in Ingolstadt, 
wo schon am 27. Januar Leonhard von Eck, der spiritus 
rector der bairischen Kirchenpolitik, erschienen war 2 ), 
diesem Zwecke gegolten haben. Im Februar kehrte auch 
der entschlossenste und rücksichtsloseste Gegner Luthers, 
Dr. Eck, von seiner zweiten Romreise, die er nach dem 

Eifer des neugewählten Papstes berechnet hatte, während er bei 
Leo X. seine Wünsche vielmehr durch Bestechung der hohen Ku- 
rialen zu fördern versucht haben würde, ist mindestens entbehrlich 
geworden. Übrigens war auch Leo X. entschlossen, die Ausrottung 
der lutherischen Sekte rücksichtslos zu betreiben, wie die Geschichte 
des römischen Prozesses gegen Luther gezeigt hat. 
J ) Reichstagsakten III, 23 Anm. 4. 

2 ) v. Druffel S. 626 f. Über seinen Anteil an der Verkündung 
der Verdammungsbulle in Baiern vgl. die von J. Greving mitgeteilten 
Briefe in »Briefmappe I« (Reformationsgeschichtl. Studien u. Texte 
21. 22), Münster 1912. S. 219. Eine weitere charakteristische Korres- 
pondenz dieses »Meisters ränkevoller Staatskunst«, des Leiters 
der baierischen Politik jener Jahre, bietet J. Schlecht ebenda 
S. 168 ff. Vgl. über ihn auch S. Riezler, Geschichte Baierns, 
Gotha 1899, IV, 420 ff. 
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Tode Leos X. wohl oder übel hatte abbrechen müssen, 
nach Ingolstadt zurück 1 ). 

A. v. Druffel hat nun schon richtig bemerkt, daß in 
der von dem Professor Georg Hauer, dem Gesinnungs- 
genossen Dr. Ecks, abgefaßten Darstellung der »Acta 
contra haeresim Luther an am« den theologischen und 
juristischen Führern der Universität im Kampfe gegen 
die Ketzerei ein Verdienst um das Zustandekommen des 
herzoglichen Mandats beigemessen wird, das ihnen tat- 
sächlich nicht zukomme. Er erzählt, daß, als nach dem 
Sonntag Invokavit (9. März) die Universität wieder voll- 
zählig versammelt war, einige Professoren aus Furcht, 
es möchten noch mehr Lutheraner nach Ingolstadt kommen 
und die hohe Schule samt der Bürgerschaft beunruhigen, 
den Dr. Leonhard von Eck als Reformator der Univer- 
sität gebeten hätten, dieser Gefahr vorzubeugen. Wenn 
sich also solche Gäste in der Stadt oder an der Univer- 
sität einfinden sollten, so möchten Rektor und Senat 
»auch durch ein Mandat der Herzöge« — da ja weder die 
Bannbulle noch das Edikt Kaiser Karls V. bei der Un- 
gunst der Verhältnisse gefürchtet würde — ermächtigt 
werden, jene aus der Stadt und von der Hochschule hin- 
wegzuweisen. Nachdem nun der herzogliche Rat beson- 
ders durch den Theologen Dr. Eck und die Juristen 
Franz Burkhart und Georg Hauer wiederholt gedrängt 
worden war, erwirkte er bei den Landesherren, daß auch 
sie die lutherische Ketzerei durch einen öffentlichen Erlaß 

*) Th. Wiedemann, Dr. Johann Eck, Regensburg 1865, S. 38. 
185. Danach Greving a. a. O. S. 223. Am 8. Januar hatte der 
Senat beschlossen, die wegen der Pest geflüchteten Ordinarien auf 
den 10. März zurückzuberufen und dies auch dem in Rom weilenden 
Dr. Eck mitzuteilen, v. Druffel S. 626 Anm. Doch vermag Wiede- 
mann außer einer Eintragung Dr. Ecks bei Beginn seines 12. De- 
kanats: »reversi ex Urbe post finem pestis«, kein genaueres Datum 
für seine Rückkehr anzuführen. Der bündigste Beweis für seine 
Mitarbeit an dem ersten Entwurf des Mandats läßt sich jedoch 
aus einigen Stellen desselben erbringen. 
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verfolgten. Und so geschah es, daß, was zunächst nur 
zum Schutze der Stadt und Universität Ingolstadt be- 
trieben wurde, dem ganzen Herzogtum zum ewigen Segen 
gereichte 1 ). Denn die Fürsten erließen den Befehl für ihr 
ganzes Land und übersandten dem Stadtrate und der 
Universitätsbehörde je ein Exemplar, das sowohl für die 
Bürger wie für die Akademiker am Sonntag Reminiscere 
(16. März) veröffentlicht wurde. Nach der auf den Ori- 
ginalakten beruhenden Zusammenfassung des Notars 
Frankmann erscheint dagegen der Erlaß der Herzöge 
als die Grundlage für das Vorgehen der Universität. 
Diese habe am 13. März beschlossen, daß das ihr über- 
sandte Mandat am nächsten Sonntage feierlich in der 
Aula veröffentlicht werden sollte; ferner sollten nun 
durch besondere Inquisitoren im Auftrag der Universität 
alle lutherischen Bücher bei den Händlern beschlag- 
nahmt 2 ) und ihr weiterer Verkauf untersagt werden; 
die Begünstigung der ketzerischen Lehre (negotium illud 
haereticum fovendum) solle allen Besuchern der Uni- 
versität durch den Rektor verboten und schließlich sollten 
alle eingezogenen lutherischen Bücher nach der Bekannt- 
machung des Mandats vor dem Tore des Kollegs feierlich 
verbrannt werden — ein Akt des Triumphes für Dr. Eck, 
den er noch im Jahre 1520 als päpstlicher Nuntius nicht 
hatte durchsetzen können 3 ). 

1 ) Danach urteilte auch V. A. Winter (Geschichte der Schick- 
sale der evangelischen Lehre in und durch Baiern, München 1809, 
I, 80 f.), »offenbar habe Ingolstadt zur Erlassung dieses Edikts 
viel Anlaß gegeben«; dazu hätten die Herzöge jetzt ungünstigere 
Ansichten über die Lehren Luthers gehabt und politische Gärungen 
davon befürchtet. 

2 ) Vgl. die Ratschläge Dr. Ecks, ZKG. XXV, 578. 

3 ) Vgl. meine Arbeit über »die Vollziehung der Verdammungs- 
bulle durch die Bischöfe von Eichstädt usw.« in der ZKG. XXXVIII 
und Dr. Ecks Ratschläge für Klemens VII. (ZKG. XXV, 578 f.), 
wobei er auch betont, daß man sich bei Gewaltmaßregeln vorwiegend 
auf das kaiserliche Edikt berufen solle, um deren Gehässigkeit von 
den Geistlichen abzuwenden. 
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Zweifellos verdient nun für diese aktenmäßig ver- 
bürgten Vorgänge die zweite Darstellung den Vorzug vor 
der G. Hauers, in der sich die drei Professoren — nach 
A. v. Druffel — »als die eigentlichen Macher des Mandats 
hingestellt haben.« Aber in diesem Umfang ist der Vor- 
wurf doch auch nicht berechtigt. Einmal ist ihnen wohl 
lediglich ein chronologischer Irrtum untergelaufen, wenn 
sie ihre Bemühungen um ein landesherrliches Mandat 
erst nach der Wiederaufnahme der Vorlesungen (10. März) 
einsetzen lassen; denn am 13. März war ja der Erlaß 
schon gedruckt und versandt. Wir müssen aber aus dem 
ausführlicheren, von A. v. Druffel 1 ) mitgeteilten Entwürfe 
schließen, daß mindestens der ganze mittlere Teil, eine 
weitschweifige, salbungsvolle Erörterung über die Ver- 
werflichkeit der lutherischen Ketzereien und die Wohl- 
taten der katholischen Kirche, nicht von den herzoglichen 
Räten, sondern von den Ingolstädter Theologen, insonder- 
heit von Dr. Eck herrührt und noch im Laufe des Februars 
in den Rahmen des von dem Rate Leonhard von Eck 
vorbereiteten Erlasses eingefügt wurde. Daß dabei Dr. Eck 
sich bemühte, die gebührende Berücksichtigung der 
Bannbulle wie des kaiserlichen Edikts zu sichern, darf 
man als selbstverständlich annehmen. Diese Ingolstädter 
Gelehrten verlangten aber damals nur ein Edikt, das für 
die Sicherung ihrer Universität Sorge tragen sollte, und 
sie glaubten der Mitwirkung des Landesherrn besonders 
deshalb zu bedürfen, weil sie die Ausbreitung der luthe- 
rischen Bewegung in der Bürgerschaft und den Zuzug der 
nicht zur Hochschule gehörigen Personen zu verhindern 
nicht in der Lage waren 2 ). Und wenn sie nun glaubten, 
dadurch die Anregung zu einem Erlaß für ganz Baiern 

x ) A. a. O. S. 689—694. 

2 ) Man vergleiche die späteren Angaben v. Druffels über das 
Mißtrauen, das Dr. Eck »hinsichtlich der Verfolgungsfreudigkeit« 
des höchsten herzoglichen Beamten in Ingolstadt, sowie des städti- 
schen Rates bekundete. S. 631 f. 
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gegeben zu haben, so mögen sie sich in gutem Glauben 
befunden haben 1 ), da das Mandat des Reichsregiments 
erstens nicht an ihre Landesherren gerichtet war und der 
schlaue Minister ihnen schwerlich verraten haben wird, 
daß seine Fürsten sich zu solchem Entgegenkommen erst 
hatten bereitfinden lassen, als sie fürchten- mußten, der 
Kurie noch saumseliger zu erscheinen als die wider- 
spenstigen Reichsstände in Nürnberg. Die Vorkämpfer 
des Papsttums in Ingolstadt aber haben sich dabei ferner 
noch das Verdienst erworben, die nach dem Muster des 
Nürnberger Mandats sehr allgemein gehaltenen Aus- 
führungsbestimmungen ihrer Landesherren im Sinne der 
Bannbulle und nach den Bedürfnissen einer Hochschule 
zu interpretieren: daher sicherten sie sich einmal im per- 
sönlichen Verkehr mit dem herzoglichen Rate die Er- 
mächtigung, alle lutherfreundlichen Elemente fernzuhalten 
und schritten nach Veröffentlichung des Mandats sofort 
zur Vernichtung der ketzerischen Schriften und zu einer 
scharfen Verwarnung der akademischen Bürgerschaft. 

Für die Entstehung des herzoglichen Mandats ergibt 
sich nun auch aus dieser etwas subjektiv gefärbten Er- 
zählung, daß jedenfalls der ausführlichere von beiden 
Entwürfen, den auch v. Druffel für den älteren hält, in 
gemeinsamer Arbeit der Räte mit den Ingolstädter Pro- 
fessoren zustande gekommen ist. Daß die breite, in reich- 
licher Anwendung des kurialen Stils wie sonstiger erbau- 
licher oder theologischer Floskeln sich ergehende Sprache 
nicht die der weltlichen Verwaltung ist, obwohl auch die 
Kanzlei sich damals einer nicht gerade knappen Diktion 
befleißigte, wird besonders durch jenen dogmatisch- 
paränetischen Abschnitt erwiesen. Dazu kommt, daß 
Dr. Eck schon bei der Verkündung der Verdammungs- 
bulle dafür sorgte, daß den ungelehrten Pfarrern durch 
die Bischöfe ein kurzer Auszug mit einigen kräftigen 

*) Insofern ist also die auf Winter beruhende Darstellung 
Rankes (a. a. O. II, 104) noch zutreffend. 
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Ermahnungen an ihre Gemeinden beigegeben wurde, den 
er der Sicherheit wegen selbst verfaßt und in der kleinen 
Druckerei in Ingolstadt hatte vervielfältigen lassen 1 ). 
Da nun die Herzöge nach dem Vorgange des Reichs- 
regiments sich auch an die Prediger wenden wollten, um 
das Volk zunächst durch Ermahnung und Warnung zu 
beeinflussen, so steuerte Dr. Eck nicht nur diesen im 
Kanzelstil gehaltenen Absatz über die lutherischen Irr- 
lehren bei, sondern gab auch dem ganzen Entwurf diesen 
Zuschnitt, damit die »Gäupfaffen, die mit Kühen und 
Säuen umgingen 2 )«, sich nicht aus Ratlosigkeit der 
schwierigen Aufgabe entziehen möchten. Es dürften also 
die beiden ersten Drittel des Erlasses, nachdem die Räte 
sich über den wesentlichen Inhalt mit den Doktoren ge- 
einigt hatten, von dem redegewandten Theologen diktiert 
worden sein; denn sie muten an, wie aus einem Guß 
geschaffen. 

Nach v. Druffels Feststellung sind nun beide Ent- 
würfe von Leonhard von Eck geschrieben. Anfang März 
hatte dieser seine Fürsten zu Verhandlungen mit dem 
Schwäbischen Bunde nach Ulm begleitet und von seiner 
Hand ist nun auch das Konzept eines Schreibens*), mit 
dem die Herzöge zwei Entwürfe des Religionsmandats 
dem Landhofmeister und den Räten in München über- 
mittelten. Diesen wurde die endgültige Wahl aber doch 
nur scheinbar überlassen, denn in dem Nachwort be- 
merken die Herzöge: »Sofern es Euch ratsam deuchte, 
ließen wir uns das kürzere Ausschreiben gefallen.« Diese 
kürzere Fassung, die gleichwohl den wesentlichen Inhalt 
des ersten Entwurfs festhält und in der manches viel 



*) Vgl. meine Arbeit über »die Vollziehung der Verdammungs- 
bulle« in der ZKG., wo dieser Druck zum ersten Male mitgeteilt 
wird, und Entscheidungsjahre S. 198 f. 

*) J. Schlecht, Aus der Korrespondenz Dr. Joh. Ecks. Bei 
Greving a. a. O. S. 145. 153. 

») v. Druffel S. 695. Winter I, 82. 
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klarer und bestimmter ausgedrückt ist, war eben das 
Werk des praktischen Staatsmannes, und er selbst empfahl 
die Bevorzugung seiner Arbeit, die nun selbstverständlich 
von der Münchener Regierung zur Ausfertigung und Druck- 
legung gebracht wurde. Es war überflüssig, daß ihr am 
11. März noch einmal schnelle Erledigung befohlen wurde 1 ), 
da das Mandat schon am 13. März in den Händen der 
Ingolstädter Behörden war, wie an diesem Tage auch der 
dortige Pfleger und der Bürgermeister bestätigen: sie 
hatten es schon den Pfarrern und dem einigermaßen ver- 
dächtigen Guardian der Franziskaner eingeschärft 2 ). 

Angesichts der Schnelligkeit, mit der jetzt der Ab- 
schluß herbeigeführt wurde, muß man annehmen, daß 
die geringen Änderungen, die der amtliche Druck 8 ) dem 
kürzeren Konzept gegenüber aufweist 4 ), von den Mün- 
chener Räten kurz vor dem Drucke vorgenommen wurden; 
sie sind unerheblich bis auf zwei Punkte, darunter den 
feinen Unterschied, daß nun neben den »Pfarrherrn, 
Seelsorgern, Predigern« als Mitglieder der »gemeinen 
Geistlichkeit« auch die »Beichtväter« genannt wurden, 
die Leonhard von Eck in Erinnerung an die vor Jahres- 
frist befürchteten Schwierigkeiten hatte aus dem Spiele 
lassen wollen. Ebenso kann man bei der jetzt gewonnenen 
Übersicht über den gesamten Verlauf »mit Sicherheit« 
— was v. Druffel nicht zu behaupten wagte — annehmen, 
daß die beiden uns erhaltenen Entwürfe eben die sind, 
die der Minister schließlich nach München sandte. End- 
lich hat v. Druffel an dem Datum des 5. März Anstoß 
genommen, da das Mandat an diesem Tage erst im Ent- 
wurf vorlag; er meint nun, man habe es »für angemessen 



*) v. Druffel S. 695 f. Winter I, 82. 
2 ) v. Druffel S. 628 f. 631. 696 f. 

a ) Winter I, 79 f. 310—315. Th. Ried, Codex chronologico- 
diplomaticus episcopatus Ratisbonensis, Ratisbonae 1817, II, 1222 f. 

«) v. Druffel S. 694. 
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gehalten, es auf diesen Tag, den Aschermittwoch, zurück- 
zudatieren«, weil man vor der Ausfertigung auf eine »Bil- 
ligung des Vorgehens der weltlichen Behörde durch den 
Erzbischof von Salzburg gewartet habe«, dessen Antwort • 
erst am 6. März erfolgte 1 ). Dieses Bedenken und damit 
die Zurückdatierung hat schon A. Wrede für überflüssig 
erklärt, freilich in der irrigen Annahme, daß die Ver- 
handlungen der Herzöge mit dem Erzbischof und dessen 
eigene Maßregeln unabhängig voneinander durch das 
Mandat des Reichsregiments hervorgerufen worden seien 2 ). 
Aber das Datum des bairischen Mandats erklärt sich 
einfach aus der weitverbreiteten und auch in der Reichs- 
kanzlei beobachteten Gepflogenheit, den Tag des Be- 
urkundungsbefehls festzuhalten 8 ); man kann daher aus 
dem Datum des Erlasses schließen, daß jenes Schreiben, 
dessen undatiertes Konzept v. Druffel »um den 5. März« 
angesetzt hat, an demselben Tage von Leonhard von Eck 
abgefaßt und abgesandt wurde. Die Herzöge erklärten 
darin, daß sie ein derartiges Mandat veröffentlichen 
wollten, weil »die lutherischen Irrungen sich allent- 
halben dermaßen zutrügen« , daß sie zur Aufrechterhalt ung 
des Glaubens wie ihres »fürstlichen Wesens und Regi- 
ments« beizeiten Vorkehrung treffen müßten. Sie gaben 
sich also den Anschein, als ob die in dem Mandat des 
Reichsregiments gerügten Mißbräuche sich schon in ihrem 
eigenen Lande ereignet hätten, und als ob sie an die von 
päpstlicher Seite verbreitete Auffassung glaubten, daß 
Luthers Lehre auch auf die Untergrabung aller staatlichen 
Ordnung ausgehe. 

Im Gegensatz zu Herzog Georg von Sachsen berufen 
sie sich jedoch in ihrem Erlaß nicht auf den des Regi- 
ments, sondern nur auf die Urteile des Papstes und des 



*) v. Druffel S. 628. 695. Danach auch Riezler IV, 79. 

2 ) Reichstagsakten III, 23 Anm. 5. 

3 ) Depeschen Aleanders S. 249 Anm. 2. 
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Kaisers 1 ), und obwohl dabei weder Bann noch Reichs- 
acht ausdrücklich genannt werden, ist doch ihre Bezug- 
nahme auf den Inhalt der Verdammungsbulle wie des 
Wormser Edikts weit ausführlicher und zutreffender als 
bei dem Alhertiner; nur daß dieser tatsächlich ehrlicher 
zu Werke ging, während die Wittelsbacher zwar bei ihren 
Ausführungsbestimmungen mit den »Zensuren« des Pap- 
stes, mit wies Kaisers und ihrer landesfürstlichen Un- 
gnade und schweren, unablässigen Strafen 2 )« drohen, 
aber dabei doch nichts weiter anordnen als der Herzog 
von Sachsen. 

Der erste Teil der Narratio, in dem Herzog Georg 
sich über den römischen Prozeß und das Verfahren vor 
Kaiser und Reich so zurückhaltend äußerte, ist hier 
wieder dank dem unverkennbaren Einflüsse Dr. Ecks in 
einigen Hauptpunkten ganz zu dessen Zufriedenheit aus- 
gefallen; denn auch die Herzöge hatten jetzt den lebhaften 
Wunsch, sich durch äußerliche Wahrung der päpstlichen 
Autorität für die Bewilligung ihrer weitgehenden Wünsche 
in Rom zu empfehlen. Daher wurde Luther auch hier 
namhaft gemacht und in der endgültigen Fassung auch 
als »ergebener Ordensmann S. Augustins« bezeichnet, 
worauf Dr. Eck in erbaulichem Wortschwall eine Dar- 
stellung der gefährlichen Wirkungen seiner Lehre 3 ) und 
Schriften gab und nach dem Wortlaut des Wormser Edikts 
oder richtiger der Verdammungsbulle von dem gericht- 

1 ) Dem Nuntius Chieregati erklärte Herzog Ludwig (Nov. 
1522) mit berechneter Bescheidenheit, ihr Erlaß sei eine Folge des 
Wormser Edikts und ihrer gut christlichen Gesinnung, dachte aber 
sofort an die Gegenleistungen der Kurie. Riezler IV, 94 f. 

2 ) Winter S. 314. Im ersten Entwurf heißt es noch unvor- 
sichtiger : »Kais. Majestät erklärte Strafen und unser . . . schwere 
Ungnad.« Druffel S. 693. 

•) Die Wendung des ersten Entwurfs, daß Luther seine Lehren 
»wider der heiligen Kirchen gesatzt Ordnungen und lange . . . 
Gebräuche in den gemeinen Mann zu säen« sich unterfangen habe, 
erinnert an den Erlaß des Regiments. Druffel S. 690. 
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liehen Einschreiten des Papstes erzählte, der »mit zei- 
tigem Rat (maturo consilio) der Kardinäle und treff- 
licher Anzahl der Gelehrten« — darunter vor allem des 
Dr. Eck selbst — »etliche Artikel, jedoch erst nach väter- 
licher, gütiger Ermahnung als verführerisch, argwöhnisch, 
verdächtig und ketzerisch und der heiligen Kirche wider- 
wärtig erkannt, verworfen, verdammt und verboten 
habe 1 ).« Damit wurden getreu nach der Bulle »Exsurge, 
Dornine« alle auf Luthers Lehre angewandten Grade der 
kirchlichen Zensuren 2 ) aufgezählt und die Herzöge ver- 
anlaßt, sich gerade auch die schärfste anzueignen, deren 
Erwähnung nicht nur in dem Erlaß des Regiments, sondern 
auch in den Erlassen der süddeutschen Bischöfe mit vollem 
Bedacht vermieden worden war. Und gerade der wackere 
Bischof von Eichstädt, Gabriel von Eyb, der Kanzler 
der Universität Ingolstadt, hatte der Zumutung des 
päpstlichen Orators Dr. Eck, das päpstliche Urteil wort- 
getreu zu verkünden und durch Bücherverbrennung und 
sonstige scharfe Maßregeln der Seelsorge auszuführen, 
den entschiedensten Widerstand entgegengesetzt 8 ). In 
allen diesen bischöflichen Publikationserlassen wurde von 
den kanonistisch gebildeten Generalvikaren oder Offi- 
zialen wie von den Hofpredigern nur zugestanden, daß 
Luthers Lehren »irrig oder falsch« oder auch nur »für 



*) Druffel a. a. O. Winter S. 311. 

*) M. Lutheri opera latina varii argumenti ed. H. Schmidt, 
Frankfurt 1867, IV, 267. 280. 283. ZKG. XXV, 113 ff.; XXXV, 
183 ff. 

*) Vgl. die ungedruckte Arbeit über »die Vollziehung der 
Verdammungsbulle« und ihre wesentlichsten Ergebnisse in den 
»Entseheidungs jähren« S. 196 ff. Daher ist auch v. Druffels Ver- 
mutung (S. 627), Herzog Ludwig habe seine Räte Anfang Februar 
»nach Ingolstadt und Eichstädt« reiten lassen wollen, um auch den 
Bischof um Maßregeln zu ersuchen, eben nur soweit zutreffend; 
aber es ist nicht nur von einer Beteiligung Gabriels von Eyb nichts 
bekannt, sondern Dr. Eck dürfte auch bald geraten haben, den 
Bischof lieber ganz aus dem Spiele zu lassen. 

Kalkufr, Das Wormser Edikt. 5 
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einfache Laien verführerisch« wären: die entscheidende 
Kennzeichnung als »Ketzerei«, die allein die äußerste 
Strenge der Verfolgung rechtfertigen konnte, wurde 
überall abgelehnt: um so wichtiger war es, sie jetzt durch 
die mächtigsten weltlichen Fürsten Süddeutschlands ver- 
treten zu lassen. 

In dem ersten Entwurf hat es sich nun Dr. Eck nicht 
versagt, über die ihm persönlich höchst unbequemen 
Streitschriften Luthers und die gegen ihn als Exekutor 
der Bulle gerichteten Spottschriften seiner Anhänger 
Klage zu führen: er und »seine Helfer hätten noch nach 
Verkündung der eben erwähnten Bulle ihre Lehren mit 
Einmengung rachiger, lästerlicher Neid- und Schmach- 
schriften wider die christliche Liebe unseres Heilandes 
dreistiglich beschirmet.« — Die Herzöge und ihr kühl 
denkender Berater mußten sich dabei erinnern, welche 
Ungelegenheiten ihnen selbst die Rachsucht Dr. Ecks 
bereitet hatte 1 ), als er seine beiden Nürnberger Gegner 
Pirkheimer und Spengler für ihre literarischen Angriffe 
mit dem Bann belegt hatte, und so brachten sie bei der 
Revision des Entwurfs das heuchlerische Wehegeschrei 
zum Verstummen. 

Ausführlich wird dann in beiden Fassungen dargelegt, 
wie der Kaiser den Luther vor sich und gemeine Stände 
des Reichs in Worms geladen habe, um ihn dort »väter- 
lich und brüderlich« zu ermahnen, daß er sich von der 
Kirche nicht trennen und besonders den Konzilien treu 
bleiben wolle. Dr. Eck legte also mit Recht den größten 
Wert darauf, wie einst in Leipzig, Luthers Widerspruch 
gegen die Unfehlbarkeit der Konzilien hervorzuheben, 
wie ja auch der Trierer Offizial bei dem Verhör vor Kaiser 
und Reich und Aleander bei Abfassung des Wormser 



*) Vgl. mein Programm »Pirkheimers und Spenglers Lösung 
vom Banne«, Breslau 1896, S. 4. Die Nürnberger hatten versucht, 
durch Herzog Wilhelm einen Druck auf Dr. Eck ausüben zu lassen. 
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Edikts 1 ) nicht versäumt hatten. Wenn dabei in der 
kürzeren Fassung bemerkt wird, daß Luthers Lehren 
eigentlich durch diese Konzilien mehrmals »verworfen 
und verboten« worden seien, »wie von wegen und in Bei- 
sein Ihrer Majestät und gemeiner Stände des Reichs 2 ) 
jüngst auch geschehen sei«, so wird damit eine Episode 
der Wormser Verhandlungen über Luther berührt, die 
Herzog Ludwig noch selbst mit angesehen, und zu der er 
mit seinem Bruder Wilhelm selbständig Stellung ge- 
nommen hatte. Denn da dieser schon am 24. Februar 
den Reichstag verlassen hatte, berichtete ihm Herzog 
Ludwig sofort über den am 5. und 6. März geschlossenen 
Ausgleich zwischen Kaiser und Ständen, nach dem Luther 
zum Verhör vor den Reichstag beschieden, inzwischen 
aber Waffenstillstand gehalten, also auch kein kaiserliches 
Mandat gegen Luther veröffentlicht werden sollte. Und 
Herzog Wilhelm hatte daraufhin sofort am 11. März die 
in ihrem Gebiet zuständigen Bischöfe ersucht, in dieser 
Zeit nicht durch die Prediger und Beichtväter gegen 
Luthers Lehre und Schriften wirken zu lassen 8 ). Gleich- 
wohl hatte Aleander mit Hilfe des kaiserlichen Beicht- 
vaters Glapion es durchgesetzt, daß in der Karwoche 
(26. März) das vom 10. März datierte Sequestrations- 
mandat veröffentlicht wurde, das sich seinem Wortlaut 
nach als ein vom Kaiser an die Reichsstände gerichteter 
Erlaß gab, aber nicht einmal vom Kaiser oder einem 
seiner Räte unterzeichnet war. Seine Annahme wurde 

Vgl. Reichstagsakten II, 647, 18 ff.; 650, 28 ff.; 652, 17. 
v. Druffel S. 690. Winter 611 f. 

*) Die frühere Lesart lautete: »durch Ihre M., auch andere 
Fürsten, Stände des Reichs. « v. Druffel S. 694. Das Sequestra- 
tionsmandat, ebenfalls von Aleander verfaßt, nahm auf das Konzil 
von Konstanz und sodann auf die päpstliche Bulle Bezug; durch 
beide seien Luthers Lehren und Schriften »verworfen und ver- 
dammt« bzw. »verdammt und verboten« worden (Reichstagsakten 
II, 531, 18; 532, 17). Vgl. Entstehung S. 158 f. 

•) Entstehung S. 151. 

6» 
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denn auch von den maßgebenden Reichsfürsten einfach 
abgelehnt, wie auch von Herzog Ludwig anzunehmen ist 1 ). 
Bei ihrem späteren Versuche, sich der Kurie gefällig zu 
zeigen und sich zugleich bei ihrem ersten Erlaß gegen die 
lutherische Bewegung mit der Autorität des Reiches zu 
decken, war ihnen jenes einseitige Vorgehen des Kaisers 
gerade recht, nur wurde die unwahre Behauptung, dieses 
Urteil über Luthers Lehre sei »durch den Kaiser und die 
Stände« abgegeben worden, vor dem Druck noch dahin 
abgeändert, es sei »von wegen des Kaisers und in Beisein 
der Reichsstände « geschehen : dem Fernerstehenden mußte 
es allerdings einleuchten, daß die in Worms versammelten 
Stände von dem Vorhaben des Kaisers Kenntnis gehabt 
haben müßten, während der Schritt tatsächlich hinter 
ihrem Rücken und durchaus gegen ihren Willen geschehen 
war. Der Passus ist ein Beweis für die selbständige Mit- 
arbeit des herzoglichen Rats oder der Herzöge selbst auch 
an diesem Teil des Mandats, der also nicht einfach durch 
Zusammenstreichen der von Dr. Eck gelieferten Ab- 
schnitte entstanden ist. Die Korrektur aber ist wohl auf 
den in München mit der Drucklegung betrauten Kanzler 
Dr. Augustin Lösch 2 ) zurückzuführen, der Bedenken trug, 
seine Herren so gröblich die Unwahrheit sagen zu lassen 
über einen politischen Vorgang, der in reichsfürstlichen 
Kreisen peinliches Aufsehen gemacht und den scharfen 
Protest des Herzogs Johann von Sachsen und jenen 
entrüsteten Aufruf des tapfern Humanisten Hermann 
von dem Busche hervorgerufen hatte 8 ). 

In dem ausführlicheren Entwurf wird nun im Anschluß 
an das Wormser Edikt berichtet, wie Kaiser und Reichs- 



J ) Entstehung S. 174. 

*) v. Druffel S. 631. In Worms anwesend nach Reichstags- 
akten II, 980. 

») Vgl. Entstehung S. 173 ff. und meine Untersuchung über 
»die lutherfreundliche Kundgebung vom 20. April 1521« im Archiv 
für Reformationsgesch. VIII, 341 ff. 
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stände von vornherein als Ziel ihrer Beratungen betrachtet 
hätten, »Luthers und seiner Anhänger verworfene Lehre 
auszurotten.« Dies war nun allerdings die Tendenz des 
am 15. Februar vorgelegten ersten Entwurfs des Reli- 
gionsgesetzes, aber der Reichstag hatte diesen wie das 
zunächst nur gegen Luthers Schriften gerichtete »Ver- 
nichtungsmandat « vom 2. März abgelehnt. Dr. Eck suchte 
dabei seine Landesherren auf einer kurialistischen Fäl- 
schung des deutschen Staatsrechts wie des Kirchenrechts 
festzulegen, indem er von den Ständen als »den Vögten 
der christlichen Römischen Kirche« sprach, also dem 
gesamten Reichstage die Pflicht der Verteidigung der 
christlichen Kirche auferlegte und im Sinne des papalen 
Systems diese Kirche als identisch mit der Institution 
des Papsttums hinstellte, wie es schon der Hoftheologe 
Prierias in seiner Anklageschrift gegen Luther als Fun- 
damentalsatz aufgestellt hatte 1 ). Der schlaue Minister 
aber vermied diese Fallstricke und sprach nur von dem 
»Kaiser als Vogt der christlichen Kirche 2 ).« Dann wird 
Luthers Verhör geschildert und auch die Verhandlung des 
ständischen Ausschusses und des Erzbischofs von Trier 
mit ihm erwähnt. Dabei wird Luthers Verstocktheit in 
Verwerfung der Konzilien mit nachdrücklicher Breite 
hervorgehoben und die Autorität des Wormser Edikts 
als auf der Uberzeugung der Reichsstände beruhend von 
vornherein gesichert: denn Luther habe sich mit seinen 
Irrlehren und seinem Ungehorsam mit »Papst, Kaiser und 
allen Ständen des Reichs« im Gegensatz befunden — 
Dr. Eck fand es also nicht nötig, wenigstens den doch 
selbst wegen Begünstigung Luthers gebannten Kurfürsten 
von Sachsen auszunehmen. Und wenn er nun berichtete, 

*) Ähnlich hatte Aleander schon im Aachener Vorentwurf des 
Religionsedikts den Papst als »Romanae et universalis ecclesiae 
pontifex«, den Kaiser als »Romanae et universalis ecclesiae advo- 
catus« eingeführt. Archiv f. Ref.-Gesch. XIII, 264. 

«) v. Druffel S. 690. Winter S. 311 f. 
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der Kaiser habe Luther »für einen offen Widerwärtigen 
der christlichen Kirche« gehalten, so war doch Friedrich 
der Weise in Rom ebenfalls als »Feind der Religion« in 
Luthers Prozeß einbezogen worden. Alle diese teils be- 
denklichen, teils durch salbungsvollen Wortschwall un- 
bequemen Erörterungen wurden von dem Minister ge- 
strichen, der nur die Feststellung übernahm, daß der 
Kaiser »mit Vorwissen und Bewilligen« der Reichsstände 
ein Pönalmandat gegen Luther und seine Anhänger und 
ihre Schriften habe ausgehen lassen. Der kluge Staats- 
mann hatte also die große Unwahrheit über die Bewil- 
ligung der Verfolgungsgesetze durch den Reichstag von 
Anfang an dahin abgemildert, daß er wenigstens nicht 
von »einhelligem Rat und Willen 1 )« der Stände sprach; 
auch wurde wohlweislich vermieden, die entsetzlichen 
Strafen des kaiserlichen Edikts näher zu bezeichnen: 
die Drucker wurden nicht besonders bedroht und von der 
bischöflichen Zensur gänzlich geschwiegen. In seiner 
kürzeren Fassung unterließ er nicht zu erwähnen, daß 
das Mandat an alle Reichsstände gerichtet und ihnen 
überschickt worden sei, worauf man es in den bairischen 
»Hauptstädten« habe verkünden lassen. Und doch war 
nun reichlich ein halbes Jahr vergangen, ehe man an die 
Ausführung heranzugehen für gut fand. 

l ) Reichstagsakten II, 653, 16 f. 
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Das erste baierische Beligionsedikt. 

2. Theologische Begründung and Aasfuhrangsbestimmungen. 



Der zweite Teil verrät seine Anlehnung an den Er- 
laß des Reichsregiments schon durch den wörtlich über- 
einstimmenden Hinweis auf die Quelle der weiteren Ver- 
irrungen »der Lutherischen«: »Uber das alles langt uns 
glaublich an ... « Doch werden dann die einzelnen Tat- 
sachen, die Austeilung des Sakraments unter beiderlei 
Gestalt nebst der Veränderung der Messe, die Verletzung 
der Ordensgelübde und die Verehelichung der Priester 
von Dr. Eck mit eigenen Worten und im Stile eines rühr- 
samen Sermons behandelt. Das hindert ihn jedoch nicht, 
die bittersten Schmähungen und boshaftesten Verdäch- 
tigungen gegen die »Lutherischen« zu schleudern, die aus 
»ihrem selbsteignen Mutwillen« ihre »bösen unchristlichen 
Artikel« aufgestellt und »lügenhaftig«, aus Eingebung 
»des Vaters aller Unwahrheit« die Verbindlichkeit des 
Messekanons leugnen, die nur aus »weltlicher Begehrlich- 
keit und Wollust« zu heuchlerischer Verführung der Seelen 
Weiber nehmen und die heiligen Eide der Ordensleute 
mißachten. Am längsten verweilt der Verfasser bei einer 
seelsorgerischen Würdigung der »andächtigen, schönen 
Gebete, der Zierlichkeit und Zeremonien der Messe.« 
Als firmer Theologe geht er auch auf die kirchengeschicht- 
lichen Einwände Luthers gegen Vorenthaltung des Laien- 
kelchs und der Priesterehe ein, wie sie auch Planitz in 
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Nürnberg zur Geltung gebracht hatte; doch folgt daraus 
nicht, daß der bairische Agent auch darüber berichtet 
hatte, da Dr. Eck eben selbständig mit der lutherischen 
Polemik abzurechnen verstand. Er bemerkt daher tref- 
fend, daß die Gegner in der Messe »eine Schmähung und 
Lästerung des allmächtigen Gottes« erblickten und sie 
deshalb »abtuen« wollten und weist am Schlüsse bei- 
spielsweise noch auf ihre böse Lehre über die Beichte und 
Verachtung der Mutter Gottes, als unserer allergütigsten 
Fürsprecherin, und der Heiligen hin 1 ). 

Doch läßt sich nachweisen, daß er auch in diesem Teile 
wichtige Fingerzeige des Wormser Edikts nicht außer 
acht gelassen hat. So hat er als Theologe sehr wohl ge- 
würdigt, was es mit der Lehre Luthers bezüglich des 
»freien Willens des Menschen« auf sich habe; doch hat 
er den von Aleander nach einer gröblich mißbrauchten 
Äußerung Luthers ihm untergeschobenen Satz, »daß 
kein freier Wille sei 2 )«, aus Rücksicht auf sein Publikum 
nur eben angedeutet. Bedeutsamer ist es, daß er ganz 
nach dem Muster des kaiserlichen Erlasses 8 ) die schlimmen 
Folgen hervorhebt, die Luthers Angriff auf die Einheit 
des Glaubens und den Frieden der Kirche auch für die 
weltliche Obrigkeit haben müsse. »Soviele Köpfe und 
ungestüme ungehorsame Menschen«, soviel verschiedene 
Sekten werde es geben und daraus eine Zerrüttung auch 
aller menschlichen Gesetze erfolgen, so daß keine ordent- 

x ) Bemerkenswert ist es, daß Dr. Eck schon jetzt auf Luthers 
Sätze über den Ablaß und die Seelen im Fegfeuer nicht mehr ein- 
geht, die doch vor der Öffentlichkeit und in der Verdammungs- 
bulle eine so große Rolle spielten. Man vgl. seine eigene »kritische 
Würdigung der Verdammungsbulle« (ZKG. XXV, 572), wo er zu- 
gibt, daß »viele« der verworfenen Sätze so strittig oder so unwichtig 
seien, daß man sie in einer nötig gewordenen neuen Bulle beiseite 
lassen müsse. 

2 ) Reichstagsakten II, 647, 1 ff . Entstehung S. 254 ff. 
v. Druffel S. 693. 

s ) Z. B. Reichstagsakten II, 656, 30. 
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liehe Regierung (»keine Furcht, Gehorsam oder Re- 
gierung«) mehr möglich sein werde 1 ). Als tiefsten Grund 
dieser Auflösung aller Autorität führt er aber nun den 
schrankenlosen Subjektivismus Luthers an, der darauf 
hinauslaufe, daß »zuletzt ein jeder die Heilige Schrift 
nach seinem Verstand und Geist, möge er nun böse oder 
gut sein, verstehen und verfechten« wolle 2 ). So hatte 
Aleander im Wormser Edikt behauptet, daß Luther, wenn 
er außer dem Worte der Bibel vernunftgemäße Beweis- 
führung fordere, nur durch ihm einleuchtende Gründe 
(»sibi evidenti ratione«) sich belehren lassen wolle. Die 
kaiserlichen Hofräte hatten dann an einer von ihnen ge- 
änderten Stelle der lateinischen Fassung Aleanders aus- 
geführt, daß Luther, der keine Beweise auf Grund der 
Konzilien, des kaiserlichen oder päpstlichen Rechtes oder 
der Kirchenväter, sondern nur aus der Heiligen Schrift 
gelten lasse, diese »nach seinem Sinn zur Ersättigung 
seines zufälligen Gemüts« verstanden wissen wolle 8 ). 
Nebenbei ein Beleg dafür, daß man in München und in 
Ingolstadt nur den deutschen Text des Reichsgesetzes 
zur Hand hatte, wie er im Sommer 1521 durch einige 
kaiserliche Kuriere den Ständen überbracht worden war, 
während der lateinische, für Universitäten und bischöf- 
liche Regierungen bestimmte Originaldruck von Aleander 
nur wenigen Personen übermittelt werden konnte. 

Leonhard von Eck hat nun diesen Kernpunkt in 
seiner Tragweite richtig begriffen und sich in seiner kür- 



2 ) Daß gerade diese Erwägung auf Herzog Wilhelm und seinen 
Minister den tiefsten Eindruck gemacht haben muß, führt auch 
v.Druffel unter Anführung urkundlicher Beweise aus; S. 623 f. 

*) v. Druffel S. 691 ; schon im Eingang wird dieser Punkt 
hervorgehoben (S. 690), daß» »sie die heiligen Schriften nach ihrem 
Verstand und Willen ziehen und wider der heiligen Lehrer Aus- 
legung verstehen.« 

») Reichstagsakten II, 651, 22 f.; 652, 25 ff . Entstehung 
S. 203. 209 f. 
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zeren Fassung diese Sätze wörtlich 1 ) angeeignet; die po- 
litisch wichtige Folgerung faßt er noch etwas schärfer: 
daß aus der »Zertrennung der Einigkeit der Kirche« 
»Zerrüttung aller göttlichen und menschlichen Gesetze, 
Ordnungen und Regiments« sich ergeben müsse. Er 
findet es jedoch offenbar bedenklich, die Baiern mit den 
beiden volkstümlichsten Neuerungen der Lutheraner, 
der Darbietung des Laienkelchs 2 ) und der Priesterehe 
bekannt zu machen und beschränkt sich daher darauf, 
von »Änderung der Messe und der Beichte und Verwerfung 
der Fürbitte Marias und der lieben Heiligen« zu reden; 
auch der Bruch der Mönchsgelübde war dem niedern 
Volke nicht durchweg sympathisch und konnte daher 
nachdrücklich gerügt werden. Dabei war es einleuchtend, 
daß dem gemeinen Manne der Abfall von der ehrwürdigen 
Sitte der Vorfahren besonders anstößig sein müsse; es 
wurde daher in Nachahmung des Reichsregiments an- 
gedeutet, daß diese Neuerung über den Ungehorsam 
gegen Papst und Kaiser hinaus eine Verwerfung der Ord- 
nungen und löblichen Gebräuche bedeute, die von der 



*) Den Vorwurf gegen Luthers Schriftbeweis drückt er noch 
etwas derber aus: »nach seinem Kopf und Verstand . . .« Winter 
S. 313. 

Ä ) Der Bericht der Ingolstädter Beamten vom 13. März 1522 
besagte, daß vor kurzem der Guardian der Franziskaner mit etlichen 
Laien davon geredet habe, daß die Genießung des Sakraments in 
zweierlei Gestalt keine Sünde wäre. Man hatte ihn nun ernstlich 
gefragt, ob er bei solcher »lutherischen Irrung« verharren wolle, 
v. Druffel S. 696, 698. Winter I, 84 ff. Dr. Eck, der mit der Bei- 
legung des Falles durch die Beamten unzufrieden war, denunzierte 
den Pater Kaspar bei den Herzögen, daß er auch das Urteil des 
Papstes und des Kaisers über Luther mißbilligt und eine Dispu- 
tation von Gelehrten oder ein Konzil gefordert habe. Der Ver- 
dächtigte ist jedoch keineswegs identisch mit dem Nürnberger 
Guardian Kaspar Schatzgeyer. In seiner gründlichen Untersuchung 
über diesen als »Vorkämpfer der katholischen Kirche in Süd- 
deutschland« vermutet N. Paulus (Straßburg 1898, S. 56 Anm. 21, 
daß der Ingolstädter Franziskaner K. Wurmrauscher geheißen habe. 
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christlichen Gemeinde unserer Voreltern, »ob zwölfhundert 
Jahren geordnet« und gehalten worden seien. Während 
Dr. Eck sich bei Verteidigung des Zeremoniells der Messe 
damit begnügt hatte, zu erwähnen, daß es »ob viel hundert 
Jahren gebraucht « worden sei 1 ), gab also der Minister zu ver- 
stehen, daß alle von Luther beseitigten kirchlichen Einrich- 
tungen auf den Beschlüssen des Konzils von Nicäa beruhten, 
was selbst für Dr. Eck zuviel des Guten gewesen wäre. 

Während im übrigen der homiletische Überschwang 
dieses zweiten Teiles bis auf diese wenigen Reste zusam- 
mengestrichen wurde, ergibt sich schon aus der gleichen 
Länge des dritten Teils, daß die Ausführungsbestimmungen 
von vornherein durch das herzogliche Kabinett festgelegt 
worden waren, und zwar in enger Anlehnung an die Maß- 
nahmen des Reichsregiments, wenn auch ein wörtlicher 
Anklang nur in der Wendung hervortritt, man wolle die 
geschilderten Mißbräuche »in unserm Fürstentum nicht 
einwurzeln lassen 2 ).« Doch sind gerade diese Worte 
erst nachträglich eingefügt worden, während gleichwohl 
aus dem ersten Entwurf der dem Willen des Papstes und 
des Kaisers besser entsprechende Ausdruck beibehalten 
wurde, daß das Übel »ausgerottet« werden solle. Auf 
einem Entgegenkommen gegen den Verkündiger der Ver- 
dammungsbulle beruht es auch, daß zunächst nach deren 
Wortlaut eingeschärft wurde, die Lehren Luthers und 
seiner Anhänger »nicht anzunehmen, zu disputieren, zu 
beschützen oder zu verfechten 3 ).« Der praktische Poli- 
tiker vergaß dann nicht hinzuzusetzen, daß sich dieses 
Verbot auch auf die »nach Ausgehung der päpstlichen 
Bulle und des kaiserlichen Edikts von neuem geschrie- 

l ) v. Druffel S. 692. Winter S. 312 f. Auch das Regiments- 
mandat sagt : »von unsern Vorfordern viel hundert Jahre . . . « 
Geß S. 251, 35. 

Ä ) Geß S. 252, 14. 

3 ) Uber die entsprechenden Ausdrücke der Bulle »Exsurge« 
vgl. ZKG. XXXV, 182 Anm. 3 u. 4. 
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ebnen« Artikel beziehe; dabei war es vom römischen 
Standpunkte aus allenfalls zulässig, von »Luthers Ir- 
rungen« zu reden, die »von Papst und Kaiser verworfen, 
verdammt und verboten« seien, wenn man auf den Kaiser 
nur den letzten Ausdruck bezog; wenn dann aber Leon- 
hard von Eck zu besserer Deckung seiner Fürsten auch 
an die im Wormser Edikt behauptete Mitwirkung des 
Reichstags erinnern wollte und nun »Luthers Lehren 
und Artikel« verbot, »soviel deren von Papst, Kaiser und 
gemeinen Reichs ständen verworfen und verdammt 
seien,« so hätte der Theologe Eck darin einen unerträg- 
lichen Eingriff in die Rechtsprechung des Oberhaupts 
der Kirche erblicken müssen; auch war eine Unterschei- 
dung unter den Lehren und Schriften Luthers, zumal 
nach seiner endgültigen Ausstoßung aus der Kirche, ganz 
ungehörig. Und gerade um diesen Streitpunkt, ob die 
Schonung der unverdächtigen Schriften Luthers noch 
zulässig, oder ob seine Lehre und demgemäß auch seine 
Werke in Bausch und Bogen (in globo) zu verfolgen seien, 
hatten sich die Auseinandersetzungen Dr. Ecks mit den 
bischöflichen Räten, den Theologen wie den Kanonisten, 
in Augsburg, Eichstädt und Freising bewegt. In diesem 
Streite war der eifrige Verfechter der päpstlichen Auto- 
rität zunächst, wie die Publikationserlasse von Eichstädt 
und Augsburg bewiesen, unterlegen, und bis Regensburg 
und Wien hatte dieser passive Widerstand gegen das 
Urteil des Papstes Nachahmung gefunden. Die anfäng- 
liche Weigerung des Augsburger Generalvikars, die Schrif- 
ten Luthers zu verbieten und zu verbrennen, solange 
Dr. Eck nicht anzugeben vermöge, welche von ihnen 
ketzerischen Inhalts seien, war zwar hinfällig geworden, 
da nach Ablauf der Luther zum Widerrufe gewährten 
Frist eben alle Werke des Ketzermeisters unterschiedslos 
zu vernichten waren 1 ). Und auch das Wormser Edikt 

*) Vgl. ZKG. XXV, 584 ff. und meine schon angeführten Ar- 
beiten über die Vollziehung der Bulle in den süddeutschen Bistümern. 
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hatte alle bisherigen und künftigen Schriften Luthers 
als »bös, argwöhnisch, verdächtig und von einem offen- 
baren, hartnäckigen Ketzer verfaßt« verboten und unter- 
sagt, seiner Opinion anzuhangen, sie zu halten, zu pre- 
digen oder zu beschirmen, selbst wenn darin »etwas 
Gutes« enthalten sein sollte 1 ). 

Der Minister erlaubte sich also auch durch diese 
Einschränkung einen Ubergriff, der freilich nicht so auf- 
fällig ist wie die Vorsicht und Milde der Bestimmungen, 
die seine Fürsten nach Androhung »ernstlicher ungnädiger « 
Strafe, wie die erste, oder gar »schwerer unnachlässiger« 
Strafe, wie die zweite Fassung besagt, anordnen. Sie 
befehlen ihren Beamten nur, alle, die solche Lehren und 
Gebräuche annehmen oder verteidigen, ferner die dabei 
Hat oder Fürschub tun 2 ), gefangen zu setzen und ihnen 
sofort anzuzeigen. Sie hielten sich also daniit ganz im 
Rahmen des durch das Reichsregiment angeordneten 
Verfahrens, wie es auch der Herzog von Sachsen auf- 
gefaßt hatte, und waren weit davon entfernt, sie nach 
dem Wortlaut des kaiserlichen Edikts als der »Acht und 
Oberacht« verfallen »niederwerfen und fahen«, d. h. er- 
schlagen und »ihrer beweglichen und unbeweglichen 
Güter« berauben zu lassen 8 ). Und wenn Dr. Eck als 
Exekutor des päpstlichen Urteils alle, die Luthers Lehre 
noch ferner loben oder fördern würden oder seine Schriften 
nicht zur Verbrennung auslieferten, kurzerhand für ge- 
bannt erklärt hatte, so zwar, daß sie nur vom Papste 
oder seinem Bevollmächtigten Absolution erlangen könn- 
ten 4 ), so hatte er davon in dem Erlaß seiner Landesherren 
nichts verlautbaren dürfen. 

l ) Reichstagsakten II, 655, 12 ff. 

*) Letzteren Ausdruck fügte Leonhard v. Eck in der zweiten 
Fassung ein, vielleicht in Erinnerung an die Formeln der Achts- 
erklärung, wie sie im Wormser Edikt auf Luther angewandt wurden, 
dem niemand »Hilfe, Anhang, Beistand noch Fürsehub beweisen« 
sollte. A. a. O. S. 654, 18. 

8 ) A. a. O. S. 655, 3 ff. - •) Entscheidungsjahre S. 199. 
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Diese ordnen vielmehr an, ganz wie die Fürsten und 
Regimentsräte in Nürnberg, daß man die Seelsorger in 
ihrem Namen — also unter Beiseitlassung der bischöf- 
lichen Behörden 1 )! — ersuche, das Volk vor der lutheri- 
schen Lehre zu warnen und zum Festhalten an den christ- 
lichen Ordnungen und löblichen Gebräuchen zu ermahnen 2 ). 
Und ähnlich wie im Nürnberger Mandat schließlich den 
angesprochenen Fürsten der Lohn des »allmächtigen 
Gottes« in Aussicht gestellt wird, wird er nun den Geist- 
lichen verheißen. Doch findet sich diese erbauliche Wen- 
dung noch nicht in der mit Dr. Eck vereinbarten Fassung. 
Hier war vielmehr befohlen worden, in erster Linie die 
Pfarrer und Prediger »samt und sonders« im Auftrage 
der Herzöge zu erinnern, daß sie selbst die lutherischen 
Lehren »nicht predigen, nicht halten oder das Volk daran 
weisen 8 )« sollten — der Ingolstädter Theologe bekundete 
also ein entschiedenes Mißtrauen gegen den niedern 
Klerus, zu dem ihm bisher doch nur die Erfahrungen mit 
den bischöflichen Behörden ein Recht gegeben hatten, 
da die von der lutherischen Bewegung schon stark er- 
griffenen Reichsstädte, vor allem Augsburg, hier nicht 
in Betracht kamen. An sich noch auffälliger ist es, daß 
er sich für den Fall der Abtrtinnigkeit der Geistlichen an 
die weltliche Obrigkeit wandte; doch wird gerade dieser 
Schritt durch das von ihm beobachtete Verhalten der 
Ordinarien und ihrer kirchlichen Berater verständlich. 

*) Auch Riezler (IV, 80) sieht darin einen »auffälligen Eingriff 
in den Wirkungskreis der geistlichen Behörden«, überschätzt aber 
trotzdem das Zusammengehen der Herzöge mit dem Erzbischof 
von Salzburg. 

2 ) Winter S. 314 f. Geß S. 252, 16 ff. Die Sendung an den 
Erzbischof von Salzburg war also für die Herzöge von ganz unter- 
geordneter Bedeutung. Die Maßnahmen der Mühldorfer Synode 
stehen außer Zusammenhang mit dem Erlaß des Regiments und 
der lutherischen Bewegung. Hist. Ztschr. 85, 337, 

») v. Druffel S. 694. 
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Das zweite baierische Religionsedikt auf 
Grund der Beschlüsse des Begensburger 

Konvents. 



Durch den genauen Vergleich der beiden Fassungen 
hat sich also nicht nur die Entstehungsgeschichte des 
ersten baierischen Religionsgesetzes feststellen lassen, son- 
dern es haben sich auch viele charakteristische Züge für 
die Haltung der beteiligten Kreise ergeben, der fürstlichen 
Politiker auf der einen, der papistischen Theologen auf 
der andern Seite. Wenn der Erlaß sich nach Wortlaut 
und Inhalt als eine kunstvolle Komposition aus den Ge- 
setzen des Papstes, des Kaisers und der reichsständischen 
Regierung erwies, so spiegelt diese Beobachtung die 
schwierige Aufgabe der bairischen Staatsmänner wieder, 
die Interessen ihrer Fürsten, die eine scheinbare Will- 
fährigkeit gegen die Kurie, höfische Rücksichtnahme auf 
den kaiserlichen »Vetter« mit vorsichtiger Schonung ihrer 
Untertanen verbinden wollten, festzuhalten gegenüber 
dem Drängen verfolgungssüchtiger Theologen, eifriger 
Vorkämpfer päpstlicher Allgewalt, zumal eines Dr. Eck, 
der überdies seinem gekränkten Ehrgeiz durch scharfe 
Maßregeln gegen die Anhänger Luthers Genugtuung zu 
verschaffen suchte und doch wegen seines Einflusses an 
der Kurie als Vertreter der landesherrlichen Wünsche in 
Rom nicht zu entbehren war 1 ). Der eigentliche Verfasser 

») Vgl. meine Würdigung Dr. Ecks ZKG. XXV, 581 f. 



80 



Sechstes Kapitel. 



des Gesetzes, der vielgewandte und rücksichtslose Minister 
Leonhard von Eck, bewährte also auch hier seine staats- 
männische Klugheit, indem er vor allem vermied, sich 
aus dem Erlaß der Reichsstände den für die Kurie un- 
annehmbaren Gedanken einer künftigen Revision der 
lutherischen Frage durch ein Konzil oder gar einen Reichs- 
tag anzueignen. Aber er hielt dabei doch an der »ziel- 
bewußten Betonung des Staatsgedankens fest, indem er 
trotz der von ihm empfohlenen Verfolgung des Protestan- 
tismus von religiösem Fanatismus frei blieb und seinen 
Fürsten nie zum willenlosen Werkzeug papistischer Gegen- 
reformation herabsinken ließ 1 )«. Im besondern hat er in 
der damaligen Lage es abgelehnt, die herzogliche Regie- 
rung der evangelischen Bewegung gegenüber den Henker 
im Sinne des Wormser Edikts spielen zu lassen; aber er 
hat gleichzeitig begriffen, wie es vor Mit- und Nachwelt 
doch einen weit besseren Eindruck machen mußte, wenn 
man scheinbar aus freien Stücken zur Verteidigung des 
Glaubens und der kirchlichen Einrichtungen sich regte 
und sich damit den Dank der Kurie verdiente, nachdem 
seine machtgierigen Fürsten sich einmal dazu angeschickt 
hatten, die schwierige Lage des Papsttums zu ihrem 
Vorteil auszunutzen. Die Unterbrechung der römischen 
Verhandlungen Dr. Ecks durch den jähen Tod Leos X. 
und das Vorgehen des Reichsregiments schufen die Ge- 
legenheit, und so muß man feststellen, daß »Rom von 
nun an nicht eigentlich mehr nötig hatte, die bairischen 
Brüder zu erkaufen: es belohnte sie nur; und im Fordern 
erwiesen sie sich nicht blöde 2 )«. Auch bei der Verfolgung 



*) So in meiner Besprechung des 4. Bandes der Gesch. Baierns 
von S. Riezler in der Hist. Ztschr. 85, 333. 

*) A. a. O. S. 334. Die Auffassung Rankes über »die Ver- 
bindung des Papstes mit Baiern« (a. a. O. II, 103 ff.) ist also im 
wesentlichen durchaus zutreffend. Wenn G. v. Below in der Hist. 
Ztschr. 116, 416 Anm. 2 die durch v. Druffel nachgewiesenen 
Motive durch die Ausführungen S. Riezlers »ergänzt« werden läßt, 
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der Evangelischen wußten sie ihren fiskalischen Vorteil 
wahrzunehmen, doch hielt sich diese unter Wilhelm IV. 
immerhin in gemäßigten Grenzen. 

Das verfassungswidrige Vorgehen der kaiserlichen 
Regierung bei der Herausgabe des Wormser Edikts ließ 
es nun aber wünschenswert erscheinen, eine wenigstens 
formelle Annahme des angeblich auf einhelliger Zustim- 
mung der Reichsstände beruhenden Erlasses nachträg- 
lich herbeizuführen: dies gelang mit Hilfe der strengen 
katholischen Partei auf dem dritten Nürnberger Reichs- 
tage in der Art, daß das Religionsgesetz zwar rezipiert, 
aber gleichzeitig suspendiert wurde. Selbstverständlich 
haben die bald darauf unter der Ägide des Legaten Cam- 
pcgio in Regensburg versammelten Fürsten und Bischöfe 1 ) 
sich nach dieser Abmachung nur insofern gerichtet, als 
es ihnen dadurch erleichtert war, sich auf das Wormser 
Edikt als die reichsrechtlich unanfechtbare Grundlage 
aller gegenreformatorischen Maßregeln zu berufen. Dabei 
ist es nun beachtenswert, wie in dem zur Ausführung der 



so ist dies ein oberflächliches Urteil, das durch die Quellen nicht 
bestätigt wird. Zwar will er die Sätze Riezlers eingeschränkt haben 
und hat selbst im Texte S. 412 ff. treffend ausgeführt, daß gerade 
das wohlverstandene materielle Interesse der Landesherren sie in 
sehr vielen Fällen bei der alten Kirche festhalten mußte. Die schönen 
Worte von der »konservativen Scheu und kirchlichen Gesinnung«, 
die den Herzögen nicht nur den Abfall vom Glauben, sondern sogar 
die Bereicherung auf Kosten des Kirchengutes verboten haben 
sollen, stützen sich quellenmäßig nur auf die von den beiden Eck 
gebrauchte Form der Praeteritio im ersten Edikt: die Herzöge 
sprechen da von weiteren lutherischen Ketzereien, die sie »aus 
christlicher und fürstlicher Scham anzuführen Scheu und Schrecken 
tragen« (Winter S. 313; Riezler S. 79 f., 94). Wenn nun v. Below 
resümiert, »es bleibe wohl dabei, daß für ihr Festhalten an der alten 
Kirche auch »ihr Pietätsgefühl zu nennen sei«, so kann man diese 
Auffassung allenfalls gelten lassen, wenn man diesen persönlichen 
Faktor im wesentlichen mit v. Druffel als Mangel an religiösem 
Interesse, sittliche Laxheit und geistige Trägheit umschreibt. 
*) Ranke a. a. O. II, 108 ff. 
Kalkoff, Dai Wormser Edikt. 6 
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Regensburger Beschlüsse am 2. Oktober 1524 erlassenen 
zweiten Religionsmandat der bairischen Herzöge 1 ) der 
geschichtliche Hergang jetzt deutlich genug zugestanden 
wird. In der Einleitung, die eine kürzere Wiederholung 
des ersten Erlasses darstellt, wird nicht mehr der Ver- 
such gemacht, das Wormser Edikt als »mit Vorwissen 
und Bewilligen« der Reichsstände erlassen hinzustellen, 
sondern es wird nur gesagt, daß Papst und Kaiser »zur 
Ausrottung der verdammten ketzerischen Lehren pönlich 
Bullen, Edikt und Gebot hätten ausgehen lassen«; und 
»nachmals sei auf den gehaltenen Reichstagen durch 
Kurfürsten, Fürsten und Stände des Reichs beschlossen 
worden, diesen Edikten und Geboten anzuhangen und sie 
zu halten«. Da aber trotzdem die verkehrten Lehren in 
Deutschland »eingewurzelt« seien, haben die in Regens- 
burg versammelten Fürsten und Bischöfe beschlossen, an 
der Einigkeit des Glaubens, »wie bei unsern Voreltern 
viel hundert Jahre herkommen ist«, festzuhalten. Man 
unterließ also auch jetzt nicht, an den Beschluß des 
Wormser Reichstags vom 19. Februar 1521 anzuknüpfen 
und vermied es auch in dem grundlegenden Artikel, sich 
einfach zu der Lehre der »Römischen Kirche« und ihrer 
Auslegung durch den Papst als alleinigen Lehrer und 
Richter zu bekennen, sondern stellte sich auf den Stand- 
punkt des Nürnberger Reichstagsabschieds vom 9. Februar 
1523 2 ): demgemäß bekannte man sich zu dem »heiligen 
Evangelium und andern göttlichen Schriften nach ge- 

») Winter S. 315— 324. Vgl. Riezler IV, 103 f. Von Ranke 
(II, 116) nicht berücksichtigt. Erst in diesem Erlaß wird bei Erwäh- 
nung der Fürbitte Marias von ihr das Beiwort »unvermakligte « 
gebraucht. Danach dürfte Dr. Eck an der Redaktion diesmal 
nicht beteiligt gewesen sein, da die mit ihm verbündeten Domini- 
kaner Gegner der Lehre von der conceptio immaculata waren. 
Winter S. 316. 

2 ) Reichstagsakten III, 746 ff.; 426, 9 ff.; 441, 19 ff. In der 
feierlichen Verpflichtung am Schluß der inserierten Regensburger 
Artikel wird festgestellt, daß man außer diesen selbst »das kaiser- 
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meinem christlichen Verstand und der Auslegung der 
von der Kirche angenommenen heiligen Lehren«. Werden 
hiermit die aus der Bannbulle übertragenen kurialistischen 
Anschauungen des Wormser Edikts preisgegeben, so wird 
in dem wichtigsten Punkte, der Verfolgung der ketzeri- 
schen Prediger, auch der tumultuarische Strafvollzug des 
kaiserlichen Erlasses verworfen. Abgesehen davon, daß 
die verführten Laien offensichtlich geschont werden, wird 
auch das politische Interesse der Fürsten berücksichtigt: 
bestraft sollen werden, die das predigen, ausbreiten oder 
halten, was Ärgernis bei den Gläubigen oder Aufruhr 
verursachen könnte; und nun wird dem ordentlichen 
Gerichtsverfahren der fürstlichen Regierungen ihr Recht 
gewahrt: nur wer durch eigenes Bekenntnis oder glaub- 
würdige Kundschaft und Erfahrnis überführt und schuldig 
befunden ist, soll — zwar »nach Inhalt des kaiserlichen 
Edikts« — aber doch nur »nach Gestalt seines Verschul- 
dens« gestraft werden. Die Bestrafung der Laien wird 
ins Auge gefaßt für die besonders volkstümlichen Neue- 
rungen des Gebrauchs des Abendmahls unter beider 
Gestalt und ohne vorgängige Beichte und der Übertre- 
tung der Fastengebote; ausgelaufene Mönche oder ver- 
ehelichte Priester 1 ) sollen gleichfalls nicht unbestraft 
bleiben, doch wird als Strafe, wieder in scharfem Gegen- 
satz zum Wormser Edikt, auch die bloße Landesver- 
weisung angedroht 2 ), mit der sich anfänglich sogar die 
Kurie zufrieden erklärt hatte 8 ). Außer in der Hervor- 
hebung dieser mehr die äußere kirchliche Ordnung be- 
treffenden Neuerungen knüpfen die Verbündeten auch 

liehe Edikt zu Worms und die Abschiede der Reichstage von Nürn- 
berg« halten wolle: diese aber hoben das Wormser Edikt auf. 
Winter S. 322. 

J ) Hier ist bei Winter S. 321 hinter Z. 5 eine Zeile ausgefallen, 
die den Eintritt in die Ehe betrifft. 
2 ) Winter S. 322 f. 

8 ) Vgl. die Instruktion Aleanders bei P. Balan, Monumenta 
reformationis Lutheranae. Regensburg 1884, p. 10, 3. 

6* 
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insofern an den milden Erlaß des Reichsregiments an, 
als auch sie der vorbeugenden 1 ) Tätigkeit der Prediger 
und Seelsorger das größte Gewicht beilegen, nur daß 
man erst jetzt, da man an eine ernstliche Bekämpfung 
der religiösen Bewegung heranging, sich des Hauptübels 
bewußt wurde, des Mangels an wissenschaftlich und sitt- 
lich dazu geeigneten Geistlichen. Daher nun an erster 
Stelle die beschämende Bestimmung, daß hinfort zum 
Predigen keiner zugelassen werden solle, der nicht von der 
geistlichen Behörde geprüft und tauglich befunden sei, 
und die Nachprüfung der bisher tätigen Prediger, endlich 
die dem Legaten abgenötigte Verfügung über die sittliche 
Reform des Klerus und die AbsteDung der hier obwal- 
tenden Mißbräuche. 

Am meisten näherte man sich den Bestimmungen 
des Wormser Edikts in der Behandlung der Presse 1 ); 
aber diese hatten schon die Reichsstände in Nürnberg 
nicht ganz außer acht gelassen 3 ), vor allem aus dem 
schon von Aleander in Worms in Rechnung gezogenen 
Grunde, daß den Fürsten so gut wie schon vorher dem 
Papste die Unterdrückung politisch unbequemer Schriften 
gar sehr am Herzen lag 4 ). So wurden denn auch von den 
Regensburgern zwar die Schriften Luthers und seiner 
Anhänger und andere ketzerische Bücher verboten, aber 
gleichermaßen Druck und Verbreitung aller »Schmach- 
und Schandschriften« unter Strafe gestellt. Dabei wurden 
nun zwar in Nachahmung des Wormser Edikts die Er- 
zeugnisse des Holz- und Kupferstichs (»Gemäl«) nicht 



*) Hierher gehört auch das Verbot des Besuchs verdächtiger 
Universitäten, wie es Herzog Georg von Sachsen schon längst er- 
lassen hatte. 

2 ) Vgl. das Kapitel über »Die lex impressoria «, Entstehung 
S. 213 ff. 

*) Reichstagsakten III, 442. 748. 

«) ZKG. XXXIII, 26 ff. über die Bulle »Inter sollicitudines« 
von 1515. 
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vergessen 1 ), aber das von Aleander mit so großer Behut- 
samkeit eingeschmuggelte Zensuredikt 2 ) wurde rücksichts- 
los im Sinne fürstlicher Staatshoheit umgestaltet: von 
dem Aufsichtsrecht der Bischöfe und der beratenden 
Stimme der theologischen Fakultäten war keine Rede 
mehr: ganz wie die Reichsstände es schon 1523 angeordnet 
hatten, sollte die Zensur von den »Verordneten« der ein- 
zelnen Regierungen gehandhabt werden*). 

Auch diese Rezeption des Wormser Edikts, bei der 
»der billige Gehorsam« gegen Papst und Kaiser feierlich 
betont wurde 4 ), lief also auf eine gründliche Revision 
sowohl dem Geist als den einzelnen Vorschriften nach 
hinaus. 

*) Entstehung S. 220 ff. 
a ) A. a. O. S. 224 ff. 

') Winter S. 321. Ein besonderer bairischer Zensurerlaß 
wesentlich politischer Tendenz erging erst 1540. Riezler IV, 104 f. 

4 ) Winter S. 318. 323. In dem beigefügten Druck mit der 
»Reformation« des Klerus war auch das Wormser Edikt wieder- 
holt worden. 
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Der Erlafs des Herzogs Heinrich von 
Wolfenbüttel anf Grnnd des Keichstags- 
beschlnsses vom 19. Februar 1521. 



Das Wormser Edikt war ein kaiserlicher Erlaß, der 
seinem wesentlichen Inhalte wie seiner angemaßten staats- 
rechtlichen Form nach mit dem ausdrücklichen Willen 
der alt kirchlichen Mehrheit des Reichstags in schroffem 
Widerspruche stand. Das wird nun auch schlagend be- 
wiesen durch den Erlaß Herzog Heinrichs des Jüngern 
von Braunschweig d. d. Wolfenbüttel, den 12. Januar 
1522 Dieser spätere Gegner des Reformators und der 
Schmalkaldischen Fürsten hatte damals noch keine ent- 
schieden lutherfeindliche Haltung angenommen, doch er- 
wies sich auch die Hoffnung, daß er sich der evangeli- 
schen Sache anschließen könnte, als trügerisch 2 ). Er war 
von Anfang Januar 1521 bis Ende Mai in Worms, wo sein 
ganzes Interesse darauf gerichtet war, eine endgültige 
Entscheidung des Kaisers gegen seinen im Felde sieg- 
reichen Gegner, den Bischof Johann IV. von Hildesheim, 
und dessen Verbündeten, den Herzog Heinrich den Mitt- 
leren von Lüneburg, herbeizuführen. Dieser, der Schwager 
Friedrichs des Weisen, war durch den Spruch des kur- 
fürstlichen Schiedsgerichts im Vorteil, wurde aber durch 

1 ) Luthers Werke IX, fol. 139. 

2 ) Köstlin a. a. O. I, 615. 
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die Ungnade des Kaisers so schwer getroffen, daß er das 
Feld räumte 1 ). Herzog Heinrich der Jüngere, der also 
zu der von Karl V. begünstigten Partei gehörte und auf 
den Kurfürsten von Sachsen schlecht zu sprechen war 2 ), 
ist auf dem Reichstage in der lutherischen Angelegenheit 
gar nicht hervorgetreten. Daß er zu der Trugversamm- 
lung am Abend des 25. Mai hinzugezogen worden wäre, 
ist nach dem Folgenden kaum anzunehmen 8 ). Seine 
Gegner erfreuten sich zwar der Beachtung des Nuntius 
Aleander: den Herzog belobt dieser, daß er sich gut- 
gesinnt erwiesen habe, und den Bischof, der ihm ver- 
sprochen hatte, die Verdammungsbulle gehörig bekannt 
zu machen, rühmt er als großen Kriegshelden und eifrigen 
Verteidiger der Kirche*). Aber da Heinz von Wolfenbüttel 
davon nichts erfahren hat, konnte er auch nicht aus 
Eifersucht auf etwaige Förderung seiner Feinde sich be- 
sonders widerspenstig in kirchlichen Dingen zeigen wollen. 
Im Gegenteil hätte er dem Kaiser zu Gefallen das Reli- 
gionsgesetz wenigstens veröffentlichen müssen, um den 
Schein schuldiger Devotion zu wahren. Aber sein Erlaß 
ist vielmehr eine stillschweigende Verurteilung des ver- 
fassungswidrigen Vorgehens Karls V., indem er dem 
erschlichenen Reichsgesetz das entgegenstellt, was für den 
einzigen Ausdruck des Willens der Reichsstände zu gel- 
ten hat. 

Im Eingang wird auch das verdammende Urteil des 
Papstes nur eben mit aller Behutsamkeit angedeutet; 
während nämlich die Reichsstände in ihrem Bescheid 
vom 19. Februar 1521 wenigstens feststellten, daß gewisse 
»Artikel Luthers wider die christliche Kirche und den 



1 ) Vgl. meine kurze Übersicht zu diesen hier in Betracht 
kommenden Vorgängen aus der berühmten »Stiftsfehde« in den 
Depeschen Aleanders, S. 124 u. 227. Virck S. XCII. 

2 ) Reichstagsakten II, 896, 13 ff. 
s ) Entstehung S. 264. 

*) Aleander gegen Luther S. 140. Depeschen Aleanders S. 227. 
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heiligen Glauben« seien 1 ), heißt es hier, Luther habe »in 
vielen Artikeln geschrieben, was dem christlichen Glauben 
und der heiligen Kirche etwas nachteilig sei 2 )«. Dann 
wird, wieder in fast wörtlicher Anlehnung an jenen Schrift- 
satz, ausgeführt, daß infolgedessen »unter dem gemeinen 
christlichen Volke Irrung, Mißbrauch oder Anderes« — 
die Ausdrücke : »Unruhe und Empörung 3 ) « werden wieder 
nur vorsichtig umschrieben — entstehen könnte, und fest- 
gestellt, daß »auf dem Reichstage zu Worms durch den 
Kaiser, auch Kurfürsten, Fürsten und Stände gemeinig- 
lich und durch den mehreren Teil beschlossen worden 
sei, bei den zwölf Artikeln des christlichen Glau- 
bens 4 ), auch den Ordnungen und Satzungen der Kirche, 
als die von unsern Voreltern und Eltern bis auf uns ge- 
bracht, zu verharren«. Das ist ziemlich wörtlich der 
zweite Teil des ständischen Beschlusses, der von blei- 
bender Geltung war, nachdem der erste, auf die Berufung 
und Befragung Luthers bezügliche Teil seine Erledigung 
gefunden hatte. Die Fassung aber, die ihm von den her- 
zoglichen Räten hier gegeben wird, ist insofern von be- 
sonderem quellenmäßigen Werte, als dadurch die pessi- 
mistische Auffassung bestätigt wird 5 ), die Aleander von 
den »Artikeln« hatte, »auf die sich die Gesamtheit des 



') Reichstagsakten II, 516, 18 f. 

*) Weiter unten heißt es: »was — in Luthers Lehre — dem 
Glauben oder den Satzungen der Kirche entgegen oder beschwer- 
lich sein könnte.« 

8 ) A. a. O. II, 515, 28; 516, 5. 

4 ) Damit ist das apostolische Glaubensbekenntnis gemeint, 
das nach der im Abendlande um die Mitte des 4. Jahrhunderts vor- 
handenen Legende dadurch entstanden war, daß jeder der zwölf 
Apostel einen Satz beisteuerte. A. Harnack, Lehrbuch der Dogmen- 
geschichte, 3. Aufl., Freiburg 1894, II, 86 Anm. 1. 

5 ) Vgl. meine Erörterung über diesen Punkt, Entstehung 
S. 119 Anm. 2. Man muß annehmen, daß bei der von Aleander 
ausführlich geschilderten Übergabe und Verlesung des ständischen 
Beschlusses eine mündliche Erläuterung erfolgte. 
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Reichstags vereinigt habe«. Man habe danach beschlossen, 
Luther »nur den sofortigen Widerruf der den Glauben 
und die Sakramente berührenden Sätze« aufzuerlegen; 
über die Gewalt des Papstes und den Inhalt des kano- 
nischen Rechts aber solle er vor kaiserlichen Richtern 
gehört werden; dann erst dürfe ein Mandat gegen ihn 
veröffentlicht werden 1 ). Dabei hat der Nuntius die Ab- 
sicht der Reichsstände nur insofern falsch wiedergegeben, 
als diese nachweisbar eine von ihnen selbst, allenfalls im 
Einvernehmen mit dem Kaiser berufene und instruierte 
Kommission im Auge hatten. Die vom päpstlichen Stand- 
punkte aus noch gefährlichere Tendenz, alle gegen die 
kurialistische Entwicklung der Kirchenverfassung ge- 
richteten Angriffe Luthers samt seiner Kritik der Miß- 
bräuche in Verwaltung und Rechtsprechung zu dulden, 
ja zu unterstützen, suchte Aleander nachmals dadurch 
zu hintertreiben, daß er Luthers Widerspruch gegen die 
Entscheidungen des Konstanzer Konzils in den Vorder- 
grund rückte. Sowohl bei Luthers Verhör vor Kaiser und 
Reich wie vor dem ständischen Ausschusse mußten seine 
Vertrauensmänner immer wieder diese Seite hervorkehren, 
und Joachim von Rrandenburg mußte in seinem am 
19. April dem Kurfürstenrate unterbreiteten Antrage 
außer den vom ganzen Reichstage geschützten »ritus ac 
consuetudines maiorum in religione christiana ante- 
cessorum« auch die »statuta et constitutiones concili- 
orum« als zu verteidigende Positionen einschmuggeln 2 ). 
Damit war auch der Primat des Papstes leidlich gedeckt, 
da nun die gegen ihn gerichteten Sätze Wiclifs und Husens, 
die Luther alle für evangelisch erklärt hatte, als auch 
durch die gegenwärtigen Reichsstände verworfen gelten 
mußten. Tatsächlich aber haben diese nur die in den 
ökumenischen Symbolen niedergelegten Grundwahrheiten 
des Christentums mit ihrer Autorität wie mit ihren poli- 

*) Depeschen Aleanders S. 94 f. 
*) Entstehung S. 120 Anm. 179 f. 
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tischen Machtmitteln decken wollen und daneben die für 
den »gemeinen Mann« wichtigen »Gebräuche«, wie die 
äußeren Formen des Gottesdienstes, die Messe, die Fasten- 
gebote, den Zölibat und vor allem die Verweigerung des 
Laienkelchs; da diese »böhmische Ketzerei« doch leicht 
der erste Schritt zu politischen und sozialen Unruhen 
werden konnte. 

Und aus derselben Besorgnis heraus lehnten die so- 
weit altkirchlich gesinnten Fürsten auch die grausamen 
und tumultuarischen Maßregeln des Wormser Edikts ab. 
Auch Herzog Heinrich erklärt also zwar mit dem auch in 
München geläufigen Ausdruck, daß er in vorgenannten 
Punkten bei Kaiser und Papst als »den Häuptern der 
heiligen Christenheit« verbleiben wolle — obwohl der 
Reichstagsbeschluß vom 19. Februar sich mit dem er- 
klärten Willen beider in scharfem Gegensatz befand — ; 
aber er gebietet dann nur, sich durch Luthers Lehre und 
Schriften nicht auf »andere Wege bringen zu lassen oder 
sich anders zu halten, als unsere christlichen Voreltern«, 
und besonders »bei peinlicher und schwerer Strafe keine 
Secta noch Verbündnisse und Vereinigungen zu machen, 
die gegen den Glauben und die Satzungen der Kirche seien 
oder Aufruhr und Zwietracht zwischen dem Volke* 
verursachen könnten. Es entspricht dabei ganz dem 
genugsam bekannten Charakter des sittlich rohen und 
gewalttätigen, im Grunde religiös indifferenten Fürsten, 
daß er sein politisches Interesse so entschieden betonte. 
Daß auch er dabei den kirchlich unzulässigen Vorbehalt 
macht, Luthers Lehre und Schriften nur nach Maßgabe 
jenes Reichstagsbeschlusses zu verbieten, fällt bei einem 
Dynasten wenig ins Gewicht, der die evangelische Be- 
wegung in der benachbarten Reichsstadt Goslar 1 ) als 



A ) Vgl. meine Arbeit über »Livin von Veltheim, einen Vor- 
kämpfer der katholischen Kirche in Norddeutschland« im Archiv 
f. Ref.-Gesch. XIV (1917). 
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willkommenen Vorwand benutzte, sie zu berauben und 
zu drangsalieren. 

Auch die völlige Ablehnung des kaiserlichen Edikts 
bei gleichzeitiger Androhung einer arbiträren Strafe für 
die Übertretung des eigenen Erlasses stimmt sowohl mit 
der Haltung des Reichsregiments wie mit dem grund- 
legenden Beschlüsse des Wormser Reichstags vom 19. Fe- 
bruar überein. Denn dieser erfolgte unter gleichzeitiger 
Verwerfung des kaiserlichen Verfolgungsgesetzes vom 
15. Februar, das mit dem späteren Edikt vom 8. Mai im 
wesentlichen identisch ist, nur daß man sich schon damals 
gehütet hatte, den Ständen das Pressegesetz und die 
Zensurvorschriften mitzuteilen. Deren Bescheid an den 
Kaiser lief nun auf die Zusage hinaus, wenn Luther in 
unversöhnlichem Widerstreit mit dem christlichen Glauben 
und den altehrwürdigen Einrichtungen der Kirche er- 
funden werde, diesen Glauben verteidigen zu helfen, so 
daß alsdann der Kaiser ein »gebührliches und notdürftiges« 
Mandat für das ganze Reich erlassen solle 1 ). Indem 
Karl V. durch seine am 2. März erteilte Antwort sich 
mit diesem Beschluß der Stände vorläufig zufrieden er- 
klärte, war innerhalb dieser Grenzen eine verfassungs- 
mäßige Grundlage für die Behandlung der kirchlichen 
Frage geschaffen, über die auch die Verhandlungen vom 
30. April 2 ) nicht hinausführten, da die weitergehenden 
Anträge des Kaisers sofort abgelehnt wurden: die Reichs- 
acht gegen Luther und seine Anhänger war damit end- 
gültig verworfen. Was die Reichsfürsten unter einem der 
Sachlage entsprechenden Gesetz gegen die lutherische 
Bewegung verstanden, dafür ist auch der Erlaß Herzog 
Heinrichs ein lehrreiches Beispiel: sie wollten vor allem 
den ihrer eigenen Machtstellung und der Ruhe ihres Landes 
gefährlichen Auswüchsen begegnen und ihrer ordentlichen 
Gerichtsbar keit die Entscheidung von Fall zu Fall vor- 

x ) Entstehung S. 120 f. Reichstagsakten II, 517, 2 f. 
*) Entstehung S. 191 ff. 
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behalten; daher auch der Herzog sich nicht auf den Erlaß 
des Kaisers beruft, sondern selbst verordnet »kraft unser 
fürstlichen Oberkeit«. Der Herzog hat auch insofern die 
reichspolitische Lage treffend wiedergegeben, als er be- 
richtet, daß der Reichstag jenen Beschluß »gemeiniglich 
und durch den mehreren Teil« gefaßt habe: dies stimmt 
mit unserer anderweitigen Beobachtung überein, daß ein 
den römischen Wünschen besser entsprechender Anfangs- 
beschluß des Kurfürstenrates, gegen den Sachsen und 
Pfalz sich vergebens gesträubt hatten, dann wegen des 
Widerstandes im Fürstenrate abgeändert werden mußte; 
dieser Vorschlag der altkirchlich gesinnten Mehrheit 
machte der kleinen Gruppe der lutherfreundlichen Stände 
derartige Zugeständnisse, daß nun ein gemeinsamer 
Beschluß zustande kam, indem auch die Ernestiner ihren 
Widerspruch fallen ließen, um Luther vorerst die Mög- 
lichkeit einer sachlichen Rechtfertigung seiner Lehre 
unter dem Schutze der reichsrechtlichen Institutionen zu 
bieten. Erst infolge dieser Erfahrungen mit der Mehrheit 
des Reichstags gingen die Nuntien im Einvernehmen mit 
den kaiserlichen Staatsmännern dazu über, die papistische 
Minderheit in einer kleinen, aber zu jeder Willkür ent- 
schlossenen Gruppe zusammenzufassen, mit deren Hilfe 
sie schließlich den unerhörten Betrug der »einhellig« be- 
schlossenen Reichsgesetze durchführten. 
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Die Erlasse des Markgrafen Philipp von 
Baden auf Grund landesfftrstücher 

Kirchenhoheit. 



Zu dieser altkirchlichen Mehrheit des Reichstags ge- 
hörte nun auch der Markgraf Philipp I. von Baden 
(1479 — 1533), ein tüchtiger, wohlmeinender Fürst, erprobt 
in Kriegs- und Friedensgeschäften, der mit warmer reli- 
giöser Empfindung einen offenen Blick für die Schäden 
des Kirchenwesens und die unumgänglich nötigen Re- 
formen verband. Es ist richtig, daß er deshalb keines- 
wegs, wie bisher vielfach geschehen ist, als Freund der 
lutherischen Bewegung anzusprechen ist. Dasselbe gilt 
von seinem Kanzler, Dr. Hieronymus Vehus, der sich 
noch auf dem Augsburger Reichstage der Gunst Karls V. 
erfreute; ja, man kann von diesem nicht einmal sagen, 
daß er auf dem Reichstage von Worms eine »vermittelnde 
Stellung« eingenommen habe 1 ); denn er handelte nur als 
Sprecher des reichsständischen Ausschusses sowohl bei 
dem Verhör Luthers am 24. April wie bei den diskreten 



l ) So noch R. Fester, dessen Ausführungen im übrigen völlig 
zutreffend sind, in seinen Vorbemerkungen zu den »Religions- 
mandaten des Markgrafen Ph. v. B. 1522—1533«. ZKG. XI, 307 ff. 
Danach erübrigt sich hier eine Auseinandersetzung mit dem alteren, 
an sich verdienstlichen Werk von K. F. Vierordt, Gesch. der evan- 
gelischen Kirche in Baden, Karlsruht 1847 u. 1856. 
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Besprechungen, zu denen er mit Dr. Peutinger, dem Ge- 
sandten Augsburgs, ermächtigt wurde. Der Ausschuß 
aber, dem er als Vertreter seines Herrn angehörte, war 
ausschließlich von der altkirchlichen Mehrheit besetzt 
worden, unter gleichmäßiger Zurückhaltung der vom Kaiser 
selbst geführten papistischen Gruppe wie des Kurfürsten 
von Sachsen 1 ). Insofern diese reichsfürstliche Politik da- 
mals schon die Absicht einschloß, die theologischen Streit- 
fragen auf einer künftigen Versammlung, einem Reichs- 
tage oder einem Konzil oder einer Verbindung beider 
Möglichkeiten, einem Nationalkonzil, zu schlichten, in 
zwischen aber umfassende kirchliche Reformen zu betreiben 
und nötigenfalls auch ohne Mitwirkung des Papstes auf 
dem Boden der landeskirchlichen Entwicklung durchzu- 
führen, hat sie auch Markgraf Philipp zur Richtschnur 
genommen. 

Er ist dabei etwa seit dem ersten Reichstage von 
Speier etwas vorsichtiger aufgetreten; während er sich 
damals noch für das freie Konzil erklärt hatte, beschränkte 
er sich auf dem zweiten Speirer Tage auf eine Vermitte- 
lung zwischen den protestantischen und den katholischen 
Ständen. Den Grund muß man in dem verstärkten 
Druck suchen, den seit der Mitte der zwanziger Jahre 
die spanisch-habsburgische Macht überall im gegen- 
reformatorischen Sinne ausübte, und dem sich der Mark- 
graf um so weniger entziehen konnte, als er schon durch 
die Lage seines Gebiets zum Anschluß an die vorder- 
österreichischen Lande genötigt war, mit denen ihn ein 
Schutz- und Trutzbündnis verknüpfte. Noch mehr war 
er durch die schon seinem Vater verpfändete Regierung 
von Luxemburg zur Rücksichtnahme auf den Beherrscher 
der Niederlande gezwungen; nachdem Christoph I. 1516 

*) Entstehung S. 186. 190. 206 f. 261. Vgl. auch den Bericht 
des Dr. Vehus an den Markgrafen Philipp mit scharfer Polemik 
gegen die offizielle kursächsische Darstellung der Verhandlung mit 
Luther. Reichstagsakten II, 611 ff. 
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in Wahnsinn verfallen war, verwalteten die jungen Mark- 
grafen Philipp und Bernhard, der auch /am kaiserlichen 
Hofe eine angesehene Stellung einnahm, das Herzogtum, 
und obwohl die Regentin Margarete sie gern verdrängt 
hätte, war dies angesichts ihrer Schuldforderung von 
60 000 Goldgulden nicht ganz einfach 1 ). Auch sah es 
Karl V. gerade damals nicht ungern, daß der von ihm 
zum Feldhauptmann in den vorderen Landen bestellte 
Philipp, der ihm schon 1510 als Feldherr im Kriege gegen 
Geldern gedient hatte 2 ), während des Krieges mit Frank- 
reich als Schloßhauptmann von Luxemburg waltete: im 
September 1523 mußte der Markgraf deswegen den Be- 
such des Reichstags in Nürnberg ablehnen 3 ). Da sein 
Großvater Karl I. mit einer Schwester Kaiser Friedrichs III. 
vermählt war, hatten die Markgrafen in den letzten Jahr- 
zehnten im Reichs- und Hofdienst in den engsten Be- 
ziehungen zum Kaiser Maximilian gestanden, und so 
hatte Philipp auch während des Wahlfeldzugs von 1519 
aus freien Stücken der habsburgischen Regierung im 
Oberelsaß seine Dienste angeboten, »wie auch seine Vor- 
fahren immer zum Hause Österreich gehalten hätten 4 )«. 

Auch mit der Hierarchie war Philipp I. schon durch 
die Verhältnisse seines Hauses enger als manches andere 
Fürstenhaus, wie etwa die Ernestiner, verflochten. Den 
erzbischöflichen Stuhl von Trier hatten über ein halbes 
Jahrhundert sein Großoheim Johann und sein älterer 
Bruder Jakob II. (1456 — 1511) innegehabt; der letztere 
war um das Jahr 1490 in der Würde eines kaiserlichen 
Gesandten längere Zeit am päpstlichen Hofe gewesen 5 ); 

*) AI. Henne, Histoire du Regne de Charles- Quint en Bel- 
gique, Bruxelles 1858/60, II, 241. 244 ff. 

2 ) E. Le Glay, Correspondance de Maximilien I. et de Mar- 
gerite, Paris 1839, I, 269; II, 371. 

3 ) Reichstagsakten IV, 33, 19 ff. 

4 ) A. a. O. I, 555 f. 

5 ) L. Thuasne, Diarium Joh. Burchardi, Paris 1883/85, I, 390; 
II, 369 f. 132. 435 f. 465. 
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ein anderer Großoheim war 1484 als Bischof von Metz 
gestorben, sein Oheim Friedrich 1516 als Bischof von 
Utrecht. Besonders aber hatte sein Vater darauf bedacht 
sein müssen, ähnlich wie die benachbarten Kurfürsten 
von der Pfalz, seine zahlreichen Söhne auf Kosten der 
Kirche zu versorgen: der eine war 1510 als Domherr von 
Trier und Straßburg, ein anderer 1508 als Domherr von 
Straßburg und Köln verstorben, ein dritter, Rudolf (gest. 
1533), erschien auf dem Wormser Reichstage als Dom- 
kustos von Köln und Inhaber mehrerer ähnlicher Pfründen. 

Endlich ist es zur Kennzeichnung der Stellung Phi- 
lipps I. im Kreise der Reichsfürsten nicht unerheblich, 
daß er im Laufe des Jahres 1522 seine Tochter mit Herzog 
Wilhelm IV. von Baiern vermählte 1 ). Aber während 
dessen Religionserlaß auf einem durch landesherrlichen 
Eigennutz eingegebenen Kompromiß zwischen der alt- 
kirchlichen Haltung der Reichstagsmehrheit und dem 
gegenreformatorischen Druck der beiden »Oberhäupter 
der Christenheit« beruhte, nahm der Markgraf in seinen 
Verordnungen weder auf den Kaiser noch auf den Papst 
Rücksicht, sondern richtete sich zunächst ganz nach den 
Maßregeln des Reichsregiments, um später noch über 
diese hinaus der evangelischen Bewegung wichtige Zu- 
geständnisse zu machen. 

Der Markgraf war in Worms unter den zwölf Fürsten 
aufgeführt worden, die persönlich je ein Vierteljahr im 
Regiment sitzen sollten und erschien nun auch, nachdem 
er sich schon im Februar Herberge bestellt hatte, am 
24. März 1522 in Nürnberg, wo er gleichzeitig dem ersten 
kurzen Reichstage beiwohnte, der sich im wesentlichen 
nur mit der Türkenfrage beschäftigte und die Stellung- 
nahme des Regiments der lutherischen Bewegung gegen- 
über gutgeheißen hat. Er wurde in den Ausschuß gewählt, 
ohne sonst persönlich hervorzutreten. Und wenn er den 

l ) Eheberedung vom 2. Januar, Hochzeit am 5. Oktober. 
Riezler IV, 36. 
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schroff antilutherischen Bischof Wilhelm von Straßburg 
als Reisegefährten hatte und später von diesem Berichte 
erhielt, in denen auch die lutherische Frage berührt wird, 
so hat er sich durch diesen eifrigen Parteigänger des 
Kaisers ebensowenig beeinflussen lassen wie durch den 
Erzherzog Ferdinand, der ihn schon 1523 als seinen Ver- 
treter in der Statthalterwürde vorschlug und im folgenden 
Jahre ihn auch zur Übernahme dieser Stellung (1524 bis 
1527) bewog. Auch versäumte man nicht, ihn durch 
Ubersendung eines päpstlichen Schreibens für die Wer- 
bung des Legaten Campegio günstig zu stimmen 1 ). 

Wie wenig sich der Markgraf durch derartige Ein- 
flüsse beirren ließ, zeigt nun sein erstes Religionsmandat 
vom 30. August 1522, in dem zwar der Erlaß des Reichs- 
regiments so wenig erwähnt wird wie Bannbulle oder 
Wormser Edikt; doch hat er dem sorgsamen Landesherrn 
unverkennbar als Vorbild gedient, während für die Ab- 
fassung der Urkunden sehr wohl der maßvolle und im 
Grunde der evangelischen Sache wohlwollende Dr. Vehus 
in Betracht kommen kann. Nach dem Vorgange der 
Reichsregierung wird der Hauptnachdruck auf die vor- 
beugende Tätigkeit schriftkundiger Prediger gelegt, an 
die sich der Landesherr jedoch nicht auf dem Umwege 
über die Bischöfe, sondern wie die Baiern unmittelbar 
durch seine Amtleute wendet. Demgemäß wird die An- 
weisung an die Pfarrer begleitet von einer Instruktion 
für die politischen Beamten, in der man wie die Reichs- 
regenten von den Übeln Folgen ausgeht, die durch die 
»parteiischen« Predigten über den »Glauben, die Sakra- 
mente, Zeremonien und Gottesdienst« »im christlichen 
Volk und beim gemeinen Manne« hervorgerufen werden 

*) Reichstagsakten II, 726. 731; III, 896; IV, 19. 471 Anm. 2, 
781. Virck S. 76. 117. 127 f. (Herzog Georg hatte vor seiner Abreise 
am 1. April 1522 den Bischof von Straßburg, der »bös Martinisch« 
sei, mit der Betreibung der lutherischen Sache betraut), 518. 586. 
724. Entstehung S. 263 f. 

Kalk off, Daa Wormser Edikt. 7 
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könnten. Ganz wie der Kurfürst von Sachsen nimmt der 
Markgraf dabei auch gegen die Heißsporne der herrschen- 
den Kirche Stellung, wenn er als leitenden Grundsatz 
für die Kanzelreden aufstellt, daß sie nichts enthalten 
dürften, was »wider Gott, christliche Liebe und Einigkeit« 
sei; gleichermaßen sollen »Sonderversammlungen, Winkel- 
predigten und öffentliche Gespräche « über die schwebenden 
Streitfragen oder kirchliche Neuerungen nicht geduldet 
werden; aber auch in solchen Fällen sollen die Beteiligten 
erst »beschickt und gewarnt« werden, und nur wenn »die 
Händel so ernstlich und beschwerlich« erscheinen, daß 
sie »strafbar sein könnten«, soll zunächst an den Mark- 
grafen oder seine Kanzlei berichtet werden. Es wurde 
also nicht einmal wie in Baiern sofortige gefängliche Ein- 
ziehung der Belasteten angeordnet. 

Daß dies von den Verfolgungsmaßregeln des Wormser 
Edikts himmelweit verschieden war, braucht hier nur 
angedeutet zu werden wie die Tatsache, daß von einem 
Verbot der luther freund liehen oder auch nur der anti- 
päpstlichen Literatur, von Bedrohung der Drucker und 
Buchführer ganz abgesehen wurde. Auch in dem weit 
ausführlicheren Erlaß an die Pfarrer wird nun weiter jede 
namentliche Bezeichnung Luthers und seiner Anhänger 
vermieden und auch hier des gegen sie ergangenen Urteils 
der römischen Kirche nicht ausdrücklich gedacht. Ja, 
der Papst und seine Organe werden mit den Sektierern 
auf eine Stufe gestellt, wenn es heißt, daß die Geistlichen 
seit einigen Jahren »in ihren Predigten und daneben« 
vielerlei widerwärtige (einander widersprechende) Lehren 
vorgetragen und dabei so weit gegangen seien, daß sie 
einander öffentlich »verführerisch und ketzerisch« nennen, 
daß jeder seine Lehre »als die gewissere und christlichere 
lobt, die des Gegners mit vielen Schmähworten verwirft 
und verdammt. « Der Markgraf ist sich nun wohl bewußt, 
daß ihm als »weltlichem Fürsten« eigentlich nicht zu- 
kommt, an Stelle der »geistlichen Obrigkeit «einzuschreiten, 
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sieht sich aber dazu genötigt aus der politischen Erwägung 
heraus, daß diese Haltung des Klerus zu einer bedenk- 
lichen Stimmung (»argem Gemüt und Willen«) »gegen die 
Obrigkeiten anreizen« könnte. Immerhin wäre eine solche 
nur auf Unterdrückung von Ausschreitungen gerichtete 
Tätigkeit des Landesherrn im wesentlichen der alten Kirche 
zugute gekommen: sie war denn auch durch den stän- 
dischen Beschluß vom 19. Februar 1521 gedeckt und 
überdies durch die Äußerungen der päpstlichen Gesandten 
wie den Wortlaut des von ihnen verfaßten Reichsgesetzes 
nahegelegt worden. Es entsprach auch diesen reichs- 
gesetzlichen Grundlagen und ebenso dem Erlaß der gegen- 
wärtigen Reichsregierung, wenn »die Nachfolgung der 
Voreltern« betont und demgemäß den Untertanen und 
etwa ihnen willfährigen Geistlichen nicht gestattet werden 
sollte, »an der hergebrachten christlichen Übung des 
Amts der heiligen Messe, der gewöhnlichen Gottesdienste 
und der Sakramente Neuerungen vorzunehmen.« Und 
wieder im Einvernehmen mit der Mehrheit der Reichs- 
stände und dem Erlaß vom 20. Januar wurde die end- 
gültige Regelung der kirchlichen Fragen einer »gebührend « 
berufenen »christlichen Versammlung« vorbehalten, wo- 
mit im Notfalle ein Reichstag dem Konzil gleichgestellt 
wurde. 

Aber vom kurialistischen Standpunkte aus schon 
recht bedenklich war es, daß der Markgraf sich bei- 
kommen ließ, von seinen Geistlichen auch ein positives 
Wirken »zu Pflanzung und Erhaltung christlicher Liebe 
und Einigkeit« zu verlangen, zumal jede Mißbilligung der 
vom römischen Stuhle verworfenen Glaubenslehren ver- 
mieden wurde. Ganz unzulässig, ja geradezu im Geiste 
der lutherischen Reformation gedacht war es, wenn nun 
mit allem Nachdruck und recht eigentlich als Haupt- 
inhalt des Erlasses ausgeführt wird, die Lösung der 
Schwierigkeiten könne nur gefunden werden durch engen 
Anschluß der Predigt an den Inhalt der Heiligen Schrift. 

7» 
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Ganz wie bald darauf der zweite Nürnberger Reichstag 
nur die Verkündigung des »verum, purum, sincerum et 
sanctum evangelium 1 )« zulassen wollte, wird hier von 
den Predigern verlangt, mit solchem Verständnis (»be- 
scheidenheit «) zu Werke zu gehen, daß sie nach der Ord- 
nung des Kirchenjahres die Texte der Heiligen Schrift 
und besonders der Evangelien mit einer nur »auf die 
heilige Geschrift gegründeten« Auslegung vortragen, aber 
die zwischen den Gelehrten streitigen Punkte sowie die 
»parteiisch neidischen Schmäh- und Zornreden« ver- 
meiden würden. Indem dann weiter zu erbaulicher Ein- 
wirkung auf die Gemüter im Geiste christlicher Liebe und 
Eintracht ermahnt wird, gibt sich der Gesetzgeber der 
»tröstlichen Hoffnung« hin, wenn man nur den »unwider- 
sprechlichen Text der Heiligen Schrift mit gebührlicher« 
Erklärung zugrunde lege und statt »unnötiger« theolo- 
gischer Spekulationen (»Gedicht der Menschen«) und ge- 
hässiger Polemik dem Volke die »löblichen christlichen 
Ordnungen« lieber durch den Nachweis ihrer geschicht- 
lichen Berechtigung (»mit Erzählung der christlichen guten 
Ursachen ihres Anfangs und Aufsetzung«) empfehle, als 
»mit ungestümen gänzlichen Geboten und Strafandrohun- 
gen«, so werde weit mehr für die Hebung der Sittlichkeit 
und die Abstellung der schrecklichen Entzweiung erreicht 
werden. 

Es liegt auf der Hand, daß diese kräftige Hervor- 
kehrung des Schriftprinzips der Ausbreitung der luthe- 
rischen Lehre günstiger war als der Behauptung der 
katholischen, wie gleichermaßen die historische Beweis- 
führung für die Sakramente und äußeren gottesdienst- 
lichen Ordnungen der alten Kirche sehr gefährlich war. 
Dieser Erlaß ist also gerade der gesetzliche Boden ge- 
worden für die Betätigung zahlreicher evangelischer Prä- 
dikanten am Hofe des Markgrafen wie im ganzen Ländchen. 



») Reichstagsakten III, 441, 19. 
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Seine eigentliche Spitze aber kehrte er gegen das Wormser 
Edikt mit seinen ebenso grausamen wie leichtfertigen 
Straf- und Verfolgungsmaßregeln. Diese Auffassung wird 
bekräftigt durch die weitere Wendung, daß die Parteiung 
im christlichen Volk weit eher durch das angeordnete 
Verhalten und fleißiges Gebet überwunden; wet/iett- Jfönne, 
als »durch viel Scheit worte, Zürnen und* geKchlliches_ 
Einschreiten 1 ).« Zwar erklärt der Landesherr? dann; daß 
er auch nicht unterlassen wolle, zu strafen, jedoch nur, 
»so viel und was ihm als weltlichem Fürsten zu strafen 
gebühre.« Doch ist er bald darauf auch in der Duldung 
einiger vom Reichsregiment ausdrücklich verbotenen Neue- 
rungen über dessen Vorschriften hinausgegangen: er hat 
die Priesterehe zuerst bei seinem Hofprediger zugelassen, 
und hat sie angesichts der bäuerlichen Bewegung durch 
seinen nächsten Erlaß vom 29. April 1525 ausdrücklich 
gestattet. Ja, er tat dies unter Hinweis auf »das schänd- 
lich unehrliche Leben und Wesen, das die Geistlichen bis- 
her mit ihren Mägden geführt hätten zu großem Ärgernis 
des Nächsten, und erlaubte sich gleichzeitig noch zwei 
weitere Eingriffe in das Hoheitsgebiet der Kirche: er be- 
fahl, die Priesterschaft zur Annahme des Bürgerrechts 
und Tragung aller bürgerlichen Pflichten und Lasten zu 
nötigen und die Inkorporation der Seelsorgepfründen in 
Stifter oder Klöster abzustellen. Denn diese Verbindung 
lief darauf hinaus, die Einkünfte der Pfarren an Zehnten 
und Gefällen fremden Nutznießern vorzubehalten, die 
den Gottesdienst durch schlecht bezahlte »Mietlinge« ver- 
sehen ließen. Künftig sollten diese Zehnten von den 
Amtleuten beschlagnahmt werden, um »den Pfarrern und 
Verkündern des Wortes Gottes « ihren gebührenden Unter- 



x ) ZKG. XI, 313, Z. 6 von unten: »richyge handlung«. Dieser 
Ausdruck ist nicht mit Fester als »(an)rüchige« zu erklären, also 
nicht von mhd. ruochen = sorgen abzuleiten, sondern von rüegen 
= anklagen, gerichtlich anzeigen, rüege = Anklage, Buße. 
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halt zu sichern 1 ). In einem weitern Erlaß wurde diese 
Versorgung der Seelsorger weiter geordnet und jede über- 
mäßige Belastung des gemeinen Mannes mit Stolgebühren 
untersagt. Jetzt wurde auch die Entfernung der Kon- 
kubinen auf das strengste anbefohlen, und im Jahre 1528 
wurde .-»der ärgerliche Beisitz der Priester« unter Strafe 
"gesteift : den ' Geistlichen sollte eine empfindliche Buße 
\ .": in* Geld: auferlegt, die »argwöhnigen Personen« sollten aus- 
gewiesen werden. Damit wurde die Priesterehe nicht nur 
geduldet, sondern ihre allgemeine Verbreitung unab- 
weisbar gemacht. Und ebenso wurde durch die Gleich- 
stellung der Geistlichen mit den Laien in bürgerlicher 
Hinsicht die Berechtigung des Mönchswesens verneint 
und die Aufhebung der Klöster vorbereitet. Endlich wurde 
1527 auch die Forderung des Laienkelchs als durch den 
evangelischen Bericht über die Einsetzung des Sakraments 
berechtigt anerkannt; der überlieferte Gebrauch sollte 
nun zwar für die gewöhnliche Kommunion beibehalten 
werden; wenn jedoch Kranke oder Sterbende sich durch 
ihr Gewissen gedrungen fühlten, das Sakrament unter 
beiderlei Gestalt zu begehren, sollte der Pfarrer ihnen 
willfahren oder ein anderer Geistlicher für ihn eintreten 2 ). 

Und wie das Reichsregiment die vorläufige Aufrecht- 
erhaltung der kirchlichen Ordnungen mit der Sorge um 
das Seelenheil begründete, so erklärte der Markgraf, daß 
er als Landesherr seiner Untertanen Seelenheil nicht gern 
verhindern, sondern nach Kräften fördern wolle. In der 
Tat handelte es sich bei der letzten Maßregel schon nicht 
mehr um »einen Eingriff in die Kirchenhoheit der geist- 
lichen Behörden 8 )«, wie solche schon seit Jahrhunderten 
bei dem Streben der territorialen Gewalten nach landes- 
kirchlicher Unabhängigkeit üblich waren; hier legt sich 

») A. a. O. S. 314 f. 

*) ZKG. XI, 317 f., 319 f. 

3 ) Fester (a. a. O. S. 310) und Vierordt erklären dies für 
»das Merkwürdigste an Philipps I. Erlassen«. 
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der Markgraf, und zwar mehr noch durch den ausge- 
sprochenen Grundsatz als durch die einzelne Maßregel, 
ein ius reformandi bei, das ihn Schritt für Schritt dahin 
führen mußte, die volle Religionshoheit für sich in An- 
spruch zu nehmen 1 ). Dabei darf man aus dem Bekenntnis 
zu derartigen Grundsätzen wohl auch den Schluß ziehen, 
daß die Erlasse nicht nur den einzelnen Maßregeln nach 
auf den Antrieb und die persönliche Mitarbeit des charak- 
tervollen Fürsten zurückzuführen sind, wenn auch die 
Stilisierung seinem Kanzler, dem wackern Dr. Vehus, 
zuzuschreiben ist, der also den im Regiment tätigen 
Juristen an Unbequemlichkeit für die päpstliche Sache 
wenig nachgab. Vom reichsgeschichtlichen Standpunkt 
aus ist ferner die Stellungnahme der badischen Regierung 
zu den beiden Reichsgesetzen bemerkenswert: sie liefert 
einen weiteren Beweis für die Nichtigkeit des Erlasses 
vom 8. Mai 1521, die selbst ein dem Kaiser so nahe 
stehender Fürst durch völliges Ignorieren und weitgehende 
Abweichung von den Absichten des Reichsoberhauptes 
darzutun sich nicht gescheut hat. 

*) Sein Verhalten liefert also ein vortreffliches Beispiel für 
die kirchliche Politik derjenigen Fürsten, die, wie G. v. Below (Hist. 
Ztschr. 116, 413) es formuliert, »katholisches Bekenntnis und landes- 
herrliches Kirchenregiment miteinander zu vereinigen wußten.« 
Es fragt sich nur, ob die römische Kirche unter gewöhnlichen Ver- 
hältnissen sein Vorgehen als noch mit dem katholischen Bekenntnis 
verträglich angesehen haben würde, ebenso wie sie den Wittels- 
bachern schwerlich so weitgehende materielle Zugeständnisse ge- 
macht haben würde, wie sie auch Eugen IV. dem Habsburger 
Friedrich nur gewährt hatte, um seinen Abfall von der konziliaren 
Sache, seinen Verrat an den Interessen des Deutschen Reiches zu 
erkaufen. 
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Der Erlaß des Herzogs von Lothringen auf 
Grund der Bannbulle und der des Erzherzogs 
Ferdinand für Württemberg auf Grund des 

Wormser Edikts. 



Alle diese Beispiele haben die Beobachtung bestätigt, 
daß dem deutschen Rechtsgefühl selbst in dieser an eine 
abschreckende Justiz gewöhnten Zeit die wilde Grau- 
samkeit und die skrupellose Willkür des kaiserlichen Er- 
lasses widerstrebte. Damit stimmte das Ergebnis seiner 
Entstehungsgeschichte überein, daß er von romanischen 
Priestern und Politikern entworfen worden ist zur Voll- 
ziehung des von der römischen Kurie gefällten Urteils, 
das die erbarmungslose Ausrottung der ketzerischen Sekte 
und die Unterdrückung aller mit ihr irgendwie in Be- 
ziehung stehenden geistigen Regungen forderte. Und so 
haben selbst glaubenseifrige Fürsten nicht gewagt, dieses 
»blutdürstige welsche Süpplein« ihren Untertanen so vor- 
zusetzen, wie es von den Römlingen, den Spaniern und den 
niederländischen Französlingen angerichtet worden war 1 ). 
Dem entspricht nun auch die Tatsache, daß nur der König 
von Spanien in seinen burgundischen Besitzungen und 
sein Bruder, der als Spanier erzogene und noch von 
Spaniern beratene Erzherzog Ferdinand in den österrei- 

i) Entstehung S. 1 f., 296. 
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chischen Erblanden das Wormser Edikt uneingeschränkt 
durchzuführen unternommen haben 1 ). 

Man könnte ihnen unter diesem Gesichtspunkte auch 
den Herzog Anton von Lothringen (1508 — 1544) aus dem 
Hause Vaudemont, den tückischen Henker der elsässischen 
Bauern, zugesellen, da dieses Land formell noch zum 
Reiche gehörte, auch in der Reichsmatrikel noch ver- 
anschlagt wurde. Auch stand es in kirchlicher Hinsicht 
im Metropolitanverbande von Trier, so daß Aleander die 
Verkündigung der Verdammungsbulle in den lothringi- 
schen Bistümern durch seinen Verbündeten, den dortigen 
Erzbischof, besorgen ließ 2 ). Aber politisch stand der 
Herzog im französischen Lager und von seiner Zugehörig- 
keit zu den Reichsständen wollte er so wenig wissen, daß 
er auf dem Nürnberger Tage im Mai 1523 durch seinen 
Gesandten erklären ließ, er müsse sich die Zusendung 
von Mandaten verbitten, denn er sei dem Reiche nicht 
unterworfen, gedenke daher auch nichts zu zahlen oder 
vor dem Kammergericht zu Recht zu stehen 8 ). In seinem 
erst am 26. Dezember 1523 in Nancy herausgegebenen 
Erlaß 4 ) fehlt daher auch jede Beziehung auf das Wormser 
Edikt oder den Willen des Kaisers. Es ist einfach ein 
Landesgesetz zur Vollziehung des päpstlichen Urteils, 
dem es in der Schärfe der Ausdrücke über die »Irrungen 
und Ketzereien Luthers« durchaus entspricht: diese 
müßten »zu großem Aufruhr und Übel«, zu »fast bösen 
und verdammten Laster und Schanden beim gemeinen 
Volk und zur Zerstörung der christlichen Kirche« führen. 
Solchen »Bosheiten« vorzubeugen, wird mit Zustimmung 



*) Entstehung S. 290. 
2 ) Dep. Aleanders S. 32. 
•) Virck S. 441. 

4 ) Abgedruckt mit den Glossen des »Allektor Semidatis« 
von M. Goldast, Reichshandlung, Traktaten, Keyserliche etc. Man- 
daten, Hanau 1609, S. 116 ff. und in desselben »Politischen Reichs- 
händeln«, Frankfurt 1614, S. 580 ff. 
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des kurz zuvor »in großer Anzahl « in Nancy versammelten 
»Adels« und der fürstlichen Räte verordnet, daß über 
Luthers Lehre weder gepredigt noch disputiert werden 
dürfe und daß alle seine Schriften, die man in erster Linie 
bei den Geistlichen und den Beamten vermutet, bis nächste 
Fasnacht an den obersten Rat und den Beichtvater des 
Herzogs, einen Abt und einen Franziskaner, abzugeben 
seien. Geistliche, die das erstere Verbot übertreten, sind 
zur Verfügung des Herzogs gefangen zu setzen; alle 
Untertanen werden angewiesen, die widerspenstigen Be- 
sitzer ketzerischer Bücher anzuzeigen, widrigenfalls sie 
sich derselben Strafe aussetzen, daß »ihr Leib, Hab und 
Güter konfisziert und verfallen sind.« Also dieselbe rück- 
sichtslose Grausamkeit, wie sie das kaiserliche Kabinett 
unter dem Beirat Aleanders bekundete, nur daß hier der 
Gewinn der Ketzerverfolgung der herzoglichen Kasse 
vorbehalten wurde. Daß man sich dabei in Nancy der 
engeren Gemeinschaft mit Frankreich bewußt war, zeigt 
einmal der mißbilligende Seitenblick, daß diese »bos- 
haften ketzerischen Werke« »etlicher Maß oder gänzlich 
an vielen Orten bei den Nachbarn des Fürstentums ge- 
braucht« würden, und während die Bulle »Exsurge, Do- 
mine« erst auf die verdammenden Gutachten der Uni- 
versitäten von Löwen und Köln verweisen konnte, wird 
jetzt die »Pariser hohe Schule« an erster Stelle genannt. 

Mit diesem Gesetz des französischen Dynasten hat 
das des Erzherzogs für Württemberg den harten Ver- 
nichtungswillen und den rohen Fiskalismus gemein, unter- 
scheidet sich aber davon, indem es sich ausdrücklich auf 
den Boden des kaiserlichen Erlasses stellt, dem es auch 
nach seinen Straf bestimmungen vollständiger zu ent- 
sprechen sucht, als das erste Mandat der Wittelsbacher. 

Nach der Absicht Karls V. sollte sich eigentlich ein 
besonderes Mandat für die Erblande erübrigen. Er hat 
daher für die Niederlande einfach das Wormser Edikt in 
die Landessprachen übersetzen lassen, und das Mandat, 
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das er nach seiner am 14. Februar 1521 einigen Fürsten 
gemachten Mitteilung in seine österreichischen Erblande 
sowie in das Herzogtum Württemberg und nach Spanien 
habe schicken lassen und nun auch im Reiche veröffent- 
lichen wollte, war eben der den Ständen am folgenden 
Tage vorgelegte zweite Entwurf des Wormser Edikts 1 ). 
Dieser nimmt denn auch seinem Wortlaut nach auf diese 
Bestimmung Bezug, wenn der Kaiser erklärt, »der päpst- 
lichen Heiligkeit und christlichen Kirche mit seinen öster- 
reichischen und burgundischen Erblanden anhangen« zu 
wollen, und nun die Vernichtung der ketzerischen Bücher 
»in seinen und den Fürstentümern und Gebieten« der 
Reichsstände anordnet 2 ). Doch wurde dieser Entwurf 
vom Reichstage mit solcher Einmütigkeit und Entschieden- 
heit abgelehnt, daß es wohl rätlich erscheinen mochte, 
mit der Ausfertigung für die Erblande und das soeben 
erst vom Schwäbischen Bunde eroberte und an den 
Kaiser verkaufte Württemberg noch so lange zu warten, 
bis ein leidliches Einvernehmen mit den Reichsständen 
hergestellt sein würde. Dies gelang nun aber doch nicht, 
und da nun am 28. April die folgenschwere Teilung der 
österreichisch-burgundischen Länder masse zwischen den 
beiden Brüdern vollzogen worden war, so war es fortan 
die Aufgabe Ferdinands, als Reichsstand für die Voll- 
ziehung des kaiserlichen Erlasses Sorge zu tragen. 

So rücksichtslos nun auch der junge Herr mit seinem 
Berater, dem habgierigen, brutalen Emporkömmling 
Gabriel Salamanca, in den habsburgischen Erblanden 

J ) Reichstagsakten II, 164, 21 ff. Entstehung Kap. IV, be- 
sonders S. 103. 105, wo ich noch den Ende Oktober in Aachen von 
Aleander hergestellten Vorentwurf für das erbländische Mandat 
glaubte halten zu müssen; meine endgültige Feststellung im Archiv 
f. Ref.-G. XIII, 249 ff., besonders 258 Anm. 2. 

2 ) Reichstagsakten II, 512, 10 ff., 25. In der endgültigen 
Fassung vom 3. Mai ist dementsprechend sowohl im Hauptteil wie 
im Pressegesetz der »erblichen Fürstentümer« des Kaisers aus- 
drücklich gedacht worden. S. 656, 4; 657, 2. 
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aufgetreten ist, für das neu erworbene Württemberg 
hielten sie doch eine unterschiedliche Behandlung für 
angemessen. Ihren innersten Absichten nach waren diese 
Machthaber nicht weit von denen Aleanders entfernt, 
der, wie unwiderleglich bezeugt ist 1 ), gedroht hatte, die 
Deutschen, wenn sie vom Papste abfielen, so aufeinander 
zu hetzen, daß sie im eigenen Blute waten müßten. So 
hatte man 1520 in Stuttgart geboten: wer mit Worten 
oder Werken etwas tue, was dem Kaiser zum Schaden, 
dem Herzog Ulrich aber zum Vorteil gereichen könne, 
den sollte man auf der Stelle totschlagen oder dem Amt- 
manne anzeigen; wer das unterlasse, solle wie der Täter 
selbst bestraft werden 8 ). Immerhin hielt man es für an- 
gezeigt, in der schwierigen kirchlichen Angelegenheit erst 
vorzugehen, nachdem man sich über Jahr und Tag in 
dem unsichern Besitz befestigt und die Ausführungs- 
bestimmungen des Wormser Edikts einer gewissen Re- 
vision unterzogen hatte. Auch so war der Erlaß noch 
furchtbar genug, so daß der klassische Geschichtschreiber 
der Reformationszeit, Johann Sleidanus, ein Vierteljahr- 
hundert später noch dieses Vorgangs gedenken zu müssen 
glaubte: Ferdinand von Österreich habe 1522 das im 
Vorjahre gegen Luther gefällte Urteil (des Kaisers) rück- 
sichtslos durchzuführen versucht (vehementer urgebat) 
und so am 26. November in dem damals von ihm be- 
herrschten Württemberg ein eigenes Edikt erlassen und 
darin den Angebern eine Belohnung ausgesetzt; auch 
sonst habe er in seinen Erblanden gegen alle, die sich von 
den päpstlichen Einrichtungen lossagten, scharfe Maß- 
regeln ergriffen 8 ). 



l ) Entstehung S. 10 Anm. 2. 

*) Chr. Fr. v. Stalin, Wirtembergische Geschichte, Stuttgart 
1873, IV, 206 f. 

8 ) De statu religionis et reipublicae Carolo V. Caesare; hrsg. 
von J. G. Böhme und Chr. C. am Ende, Frankfurt 1785, I, 182. 
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In der Tat war in dem Erlaß der Württembergischen 
Regierung 1 ) allen Anhängern Luthers, die seine Schriften 
besitzen oder verbreiten und sich zu seiner Lehre bekennen 
und die kirchlichen Ordnungen mißachten würden, an- 
gedroht, daß »ohne alle Gnade gegen ihre Leiber und 
Güter mit Strafe ernstlich« vorgegangen werden würde. 
Dabei wurde also auch hier, wie sich das in einem leidlich 
geordneten Gemeinwesen von selbst verstand, die tumul- 
tuarische Durchführung der Verfolgung, die man soeben 
noch den Anhängern des vertriebenen Landesherrn gegen- 
über herausgefordert hatte, abgelehnt. Überdies wurde 
verkündet, daß man die Übertreter nicht unterschiedslos 
mit den strengsten Strafen belegen wolle, sondern »nach 
Gestalt eines jeden Verschuldens« und »nach Gelegenheit 
eines jeden Standes.« Dann aber heißt es: wer einen 
solchen Ungehorsamen glaublich anzeige, dem werde von 
seinem Gute der halbe Teil geschenkt, die andere Hälfte 
zur Bekämpfung des Türken als des Feindes unseres 
christlichen Glaubens verwendet werden. Es entsprach 
nun zwar den Übeln Gepflogenheiten der mittelalterlichen 
Justiz und ganz besonders des Ketzerprozesses, die 
Denunzianten auf Kosten der Verdächtigen zu belohnen; 
das Wormser Edikt hatte ein derartiges Verfahren zwar 
nicht ausdrücklich vorgeschrieben, aber immerhin den 
einzelnen Reichsständen und Gerichtshaltern diese Mög- 
lichkeit offen gehalten, indem ihnen freigestellt wurde, 
mit den Gütern der an Leben und Habe zu bestrafenden 
Lutheraner, wie der Verfasser, Drucker und Verkäufer 

x ) Bei Goldast a. a. O. S. 119 ff. oder 584 ff. in der erwähnten 
Flugschrift unter Weglassung des durch Fehlen eines Blattes ver- 
lorenen mittleren Teiles. Bei Chr. Fr. Sattler, Gesch. des Herzog- 
thums Würtenberg unter der Regierung der Herzogen, II. Teyl, 
Ulm 1770, Beylage Nr. 93, S. 226 ff. Die Bemerkungen im Texte 
S. 102 f. sind wertlos. A. L. Reyscher, Sammlung der württem- 
bergischen Gesetze, Stuttgart u. Tübingen 1828 ff., VIII, 4 — 6. 
Christoph Matthaeus Pfaffius, Acta et scripta publica ecclesiae 
Wirtembergicae, Tubingae 1720, p. 1 sq. 
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kirchenfeindlicher Schriften »nach ihrem Gefallen zu 
handeln 1 ).« Gleichwohl hat sonst keiner der gegenrefor- 
matorisch gerichteten Fürsten diese Maßregel gewählt, 
und das Urteil Sleidans zeigt deutlich, wie peinlich ihre 
Anwendung in dieser Lebensfrage der Nation von den 
Zeitgenossen empfunden wurde. 

Wenn man sich nun den engen Zusammenhang des 
von Aleander in allen Phasen seiner Entstehung beein- 
flußten Wormser Edikts mit den »ersten gesetzgeberischen 
Leistungen« des Nuntius 2 ) vergegenwärtigt, so ergibt sich, 
daß schon nach dem von Aleander am 28. September 1520 
mit dem Großkanzler Gattinara und dem Bischof von 
Lüttich ausgearbeiteten »Plakat« für die Niederlande 3 ) 
ein Drittel der arbiträren Buße dem Angeber zufallen 
sollte; dasselbe wurde bald darauf in dem Erlaß des 
Bischofs von Lüttich verfügt, und endlich hatte Aleander 
in dem etwa am 25. Oktober entstandenen Vorentwurf 
eines Reichsgesetzes die Anhänger Luthers mit allen in 
der Bulle »Exsurge« vorgesehenen Strafen bedroht, für 
die Übertreter des Pressegesetzes aber die Konfiskation 
ihres gesamten Vermögens vorgeschlagen, von dem ein 
Drittel dem Angeber gebühre 4 ). Schon im Dezember- 
entwurf der »Lex impressoria« ist jedoch diese Anordnung 
verschwunden und durch die in der endgültigen Fassung 
wiederkehrende Vorschrift ersetzt worden 5 ), die dem fis- 
kalischen Interesse der Reichsstände günstiger war; daß 
die Belohnung der Denunzianten in dem württembergi- 
schen Erlaß wieder auftaucht, erklärt sich nun aus dem 
starken Einfluß, den niederländisch-burgundische Staats- 



*) Reichstagsakten II, 655, 7 ff. ; 657, 25 f. 
2 ) Kap. II der Entstehung S. 22 ff. 

a ) Kalkoff, Anfänge der Gegenreformation in den Nieder- 
landen, Halle 1903 u. 1904, I, 10. 17 f., 25. 96. 112. Depeschen 
Aleanders S. 20 Anm. 3 ; 265 f. Entstehung S. 26 f. 

«) Archiv f. Ref.-G. XIII, 274. 258. 

*) A. a. O. S. 276. 
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männer im Schöße der habsburgischen Landesregierung 
ausübten. 

An erster Stelle kommt hier der weitschauende Po- 
litiker in Betracht, Maximilian von Berghes, Herr von 
Zevenberghen, den man nach den lichtvollen Ausführungen 
H. Baumgartens 1 ) als den eigentlichen Urheber der Er- 
werbung Württembergs durch den neugewählten Kaiser 
ansehen muß. Er hatte schon die Vertreibung Herzog 
Ulrichs wie die Wahl Karls gefördert und diesem dann 
dargelegt, daß die Festsetzung der österreichischen Macht 
in Stuttgart ihr das Übergewicht in ganz Oberdeutschland 
und damit dem Kaiser eine wahrhaft monarchische 
Autorität im Reiche sichern, die Fürsten zu seinen Be- 
amten herabdrücken werde, so daß sie wieder »dem 
Kaiser zu Hofe reiten und dienen müßten. « Dieser Mann, 
dessen Familie in den Niederlanden eine fürstliche Stellung 
einnahm, dessen Bruder später Bischof von Lüttich wurde, 
trat als »Gubernator« an die Spitze der habsburgischen 
Regierung in Württemberg und leitete ihr erstes großes 
gesetzgeberisches Werk, die Erläuterung des Tübinger Ver- 
trags 2 ), wie er auch die Huldigung des Landes durchführte. 
Er war gewiß ebenso wie der Großkanzler Gattinara von 
der Notwendigkeit durchdrungen, den Zusammenhang 
des spanisch-habsburgischen Weltreichs nebst der glän- 



») A. a. O. I, 304 ff. 310. J. Wille, Die Übergabe des Her- 
zogtums W. an Karl V. Forsch, zur deutschen Gesch. XXI, 521 ff. 
535. AI. Henne 1. c. II, 172. 

*) Er beurkundet diesen Vertrag mit den württembergischen 
Ständen am 11. März 1520 als »Maximilian von Bergen, Herr von 
Siebenbergen«. Reyscher II, 57. Stalin wirft a. a. O. IV, 204 Anm. 3, 
242 Anm. 1 den Statthalter M. von Zevenberghen, Ritter des 
Goldenen Vlieses, zusammen mit dem Sekretär Maximilian Sieben- 
berger (aus Siebenbürgen) oder Transsilvanus, der den Kaiser 
dann nach Spanien begleitet und in Worms am 25. April Luthern 
»ausgeboten« (ihm seine Entlassung angekündigt) habe. Über 
diesen vgl. Dep. Aleanders S. 61 Anm. 1. 192; über den burgun- 
dischen Großen S. 54 Anm. 1. 
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zenden Stellung des hohen Adels durch die Machtmittel 
der römischen Kirche zu sichern. Im vorliegenden Falle 
war er durch besondere Umstände in der Lage, die Ab- 
sichten der Kurie gegenüber der ketzerischen Bewegung 
auch dem neuen Landesherrn zu übermitteln. Denn 
einmal war er in persönliche Berührung mit Aleander 
getreten, der am 23. bis 26. September 1520 unter dem 
Schutze Zevenberghens von Köln an den kaiserlichen Hof 
nach Antwerpen reiste und diesen als »einen entschlos- 
senen und kenntnisreichen Mann« rühmt, als er am 
14. Dezember in Worms vom Kaiser wieder auf seinen 
Posten nach Stuttgart abgefertigt wurde. Am 16. März 
1521 traf er wieder am Hofe ein, um mit den dort von 
Sickingen bereitgehaltenen Truppen den Erzherzog Fer- 
dinand von Flandern nach Worms zu geleiten 1 ). 

Selbstverständlich soll damit nur ein Beispiel gegeben 
werden für die Wege, auf denen die gegenreformatorischen 
Absichten der Kurie und insonderheit Aleanders sich der 
württembergischen Regierung und dem neuen Landesherrn 
mitteilten, der während seines Aufenthalts in den Nieder- 
landen und in Worms sonst noch vielfältige Gelegenheit 
hatte, die Maßregeln seines kaiserlichen Bruders und die 
Anschauungen der päpstlichen Gesandten über die poli- 
tische Gefährlichkeit der Sektierer kennen zu lernen. Er 
mochte daher der Meinung sein, daß das kaiserliche Edikt 
auch den Regenten von Württemberg eine hinlängliche 
Handhabe zur Unterdrückung der lutherischen Lehre 
i bieten werde. Nachdem er dann im Mai 1522 seinen feier- 

lichen Einzug in Stuttgart gehalten hatte und am 20. Sep- 
tember in Nürnberg zur Eröffnung des zweiten Reichstags 
eingetroffen war, erteilte er von dort aus am 10. November 
den Befehl an den Statthalter Grafen Wilhelm Truchseß 



x ) Dep. Aleanders a. a. O. Kalkoff, Briefe, Depeschen und 
Berichte über Luther vom Wormser Reichstage, Halle 1898, S. 5. 63. 
Anfänge der Gegenreformation I, 92. 95 f. 
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von Waldburg 1 ), ein »Generalmandat ausgehen zu lassen«, 
durch das die lutherische Predigt sowie der Druck und 
Verkauf derartiger Bücher verboten werde. Die Behörde 
sollte die Aufsicht »wider die lutherische Sekte« fleißig 
durchführen und »ohne Gnade« die angeordnete Strafe 
vollziehen; dieser Abschnitt ist denn auch wörtlich in 
das Ausschreiben übernommen worden. 

Daß der Erzherzog gerade in Nürnberg sich zu 
diesem Schritte entschloß, erklärt sich daraus, daß er hier 
dem Einfluß der schärfsten Gegner Luthers zugänglich 
war. Der kursächsische Gesandte bemerkte schon bei 
seiner Ankunft, daß ein ganzes Heer lutherfeindlicher 
Persönlichkeiten zusammenkommen werde, darunter die 
Herzöge von Baiern, die in ihrem Fürstentum bei hoher 
Strafe hätten verbieten lassen, von der Sache Luthers 
zu handeln, zu reden und zu disputieren 2 ). Da wenigstens 
Herzog Ludwig am 30. Oktober eintraf und alsbald in 
den Ausschuß gewählt wurde, dessen Mitglieder alle »bös 
lutherisch« waren*), hatten Ferdinand und seine Räte 
Gelegenheit, näheres über die Stellungnahme der Wittels- 
bacher zu erfahren. Und wenn er in einem am 20. No- 
vember erteilten Befehl des dringenden Kampfes gegen 
die Türken gedachte 4 ) und ihn durch Konfiskationen zu 
fördern suchte, so hatten gerade tags zuvor der päpst- 

*) Stalin IV, 225. 242. Virck S. 201. Anzeiger für Kunde 
der deutschen Vorzeit, N. F. XI. Jahrgang 1864, Nürnberg, Sp. 51 : 
Th. von Liebenau, Beiträge zur Reform ationsgesch. des Herzog- 
tums W. Der Name des Statthalters ist verlesen in »Wernher«. 

*) Virck S. 201 f. Auch dieser hält es mit Recht für das 
wahrscheinlichste, daß damit das Mandat vom 5. März 1522 ge- 
meint ist und nicht der besondere Fall eines fehdelustigen Gegners 
des Bischofs von Augsburg, gegen den die Herzöge im Herbst ein- 
schritten. 

3 ) Virck S. 225, 10; 248, 25 ff. 

4 ) Die Wittelsbacher hatten gleichzeitig mit dem Druck ihres 
Mandats eine Musterung des Volkes und Prozessionen angeordnet, 
bei denen für die Einigkeit der Kirche und die Rettung aus der 
Türkengefahr gebetet werden sollte, v. Druffel S. 628 f. 695 f. 

Kalkoff, Das Wormser Edikt, 8 
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liehe Nuntius und die ungarischen Gesandten den Reichs- 
tag mit ihren Bitten um Hilfe gegen den Todfeind der 
Christenheit bestürmt, und Planitz berichtete am 2. De- 
zember, daß der Erzherzog sich diesen Bitten ange- 
schlossen habe: es stehe wahrlich zu besorgen, daß sie 
künftigen Sommer alle türkisch sein müßten, wenn das 
Reich ihnen nicht beistehe 1 ). 

Das Schreiben des Landesherrn an seinen Statthalter 
in Württemberg enthielt nun weiter die Weisung, das 
Mandat außer den angegebenen Punkten noch »mit 
mehrerm Inhalt« auszustatten. Aus der Art, wie der 
unterzeichnete Kanzler Dr. Heinrich Winkelhofer, früher 
Professor der Rechte in Tübingen, und der Sekretär 
J. Minsinger 2 ) diesen Wink befolgten, läßt sich nun 
schließen, daß der dem Erzherzog besonders nahestehende 
Dr. Gregor Lamparter, einer von den alten Räten Maxi- 
milians L, den Karl V. als seinen Vertreter dem Reichs- 
regiment beigeordnet hatte 8 ), der württembergischen Re- 
gierung nähere Instruktion erteilte. Er war selbst als 
erster österreichischer Kanzler bei der Einrichtung der 
neuen Herrschaft tätig gewesen, hatte dann auf dem 
Wormser Reichstage auch an den Verhandlungen über 
Luther teilgenommen und war im Mai 1522 in Begleitung 
Ferdinands aus den Niederlanden in Nürnberg einge- 
troffen, wo er nun die Zahl der entschiedenen Gegner 
Luthers verstärkte. Der Erzherzog berief ihn im November 
in den Ausschuß, der über Maßregeln gegen Luther be- 
raten sollte und dessen Mitglieder Planitz als »bös, sehr 
bös lutherisch« bezeichnet. Sein Schwager, der spätere 



*) Reichstagsakten III, 321 ff. Virck S. 259, 22 ff. 
*) Sattler S. 229. Stalin IV, 227. 

3 ) Virck S. 16, 6; 149, 18; 211, 18; 245, 22. Stälin IV, 204. 225. 
Entstehung nach dem Personenverzeichnis und meine Arbeit »Zur 
Geschichte des Wormser Reichstags«. Er führte den Titel eines 
»Ritters von Greifenstein« und hatte sich ansehnlichen Reichtum 
erworben. Er starb 1523. 
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Kanzler von Tirol, Dr. Beatus Widmann 1 ), gehörte da- 
mals zu den sechs Regenten, die dem Statthalter von 
Württemberg beigegeben waren. 

Auf eine gleichzeitige Mitteilung aus Nürnberg läßt 
sich daher die einzige nicht anderweitig zu belegende 
Stelle des württembergischen Mandats zurückführen, das 
in seinem zweiten Teil nur eine breitere Ausführung des 
erzherzoglichen Schreibens, in der ersten Hälfte eine 
kunstvolle Verwebung des W T ormser Edikts mit dem 
bairischen Erlaß darstellt. Dabei sind die aus der Arbeit 
Leonhards von Eck entlehnten Stellen nur vergröbert, 
so daß sie nun an Roheit und Gehässigkeit den Entleh- 
nungen aus Aleanders Schmähschrift völlig gleichwertig 
sind. Wie in dem bairischen Mandat wird Klage geführt, 
daß Luther und seine Anhänger nicht allein der Sentenz 
des Papstes, sondern auch der des Kaisers und des heiligen 
Reiches ungehorsam erscheinen, nur daß der bairische 
Staatsmann wohlweislich weder hier vom Reiche ge- 
sprochen noch auch das vom Kaiser als »Vogt der Kirche« 
erlassene Gesetz als »mit einhelligem Rat und Willen 
des heiligen Reichs, der Kurfürsten, Fürsten und Stände 
jüngst auf dem Reichstag zu Worms bewilligt« hinge- 
stellt hatte, wie es hier mit der Formel des Wormser Edikts 
geschieht 2 ). Die Stuttgarter Regenten rügen dann, daß 
die Lutherischen das Gift »ihrer irrigen und ketzerischen 
Meinungen täglich öffentlich und unverschämt von den 
Kanzeln und sonst schriftlich und mündlich verbreiten,« 
und verschärfen dann den aus der deutschen Fassung des 
Wormser Edikts stammenden Ausfall gegen Luthers 
Schriftprinzip in Anlehnung an den schon recht derben 
Ausdruck des Baiern: jene predigten »aus falschem und 
irrigem Verstand der Heiligen Schrift, da sie nicht eine 

*) Im Herbst 1521 hatte ihn der Kaiser von den Nieder- 
landen aus an das Reichsregiment gesandt. Virck S. 15, 22. 

*) Sattler S. 227. Winter S. 311 f. Reichstagsakten II, 
649, 7; 653, 16; 657, 34. 

8» 
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Schrift aus der andern, sondern aus ihren eigensin- 
nigen Köpfen 1 ) wie alle Ketzer listig und verführerisch 
auslegen, spannen und dehnen auf ihr bös vergiftetes 
ketzerisches Vornehmen« und »sich eigenwillig anmaßen, 
ihre Meinungen ohne jeden christlichen und vernünftigen 
Grund zu verteidigen.« »Insonderheit täten dies etliche 
Laien, die die Schrift weder lehren noch gelernt haben und 
denen doch durch geistliches und weltliches Recht bei 
den höchsten Strafen verboten sei, zu predigen oder 
öffentlich über Glaubensfragen zu disputieren.« Nun 
könnte diese Beschwerde sich recht wohl auf das Auf- 
treten der Zwickauer Handwerker in ihrer Heimat wie in 
Wittenberg beziehen; aber es erscheint sehr fraglich, ob 
über die örtlichen Vorgänge, die Luthers Rückkehr von 
der Wartburg herbeiführten, in Süddeutschland über- 
haupt etwas bekannt geworden st. Planitz gedenkt 
ihrer in seinen Berichten über den Eindruck, den Luthers 
Erscheinen in Wittenberg am Sitze der Reichsregierung 
machte, mit keiner Silbe. Dagegen meldet er gerade 
am 20. November 1522 a ), der Statthalter Pfalzgraf 
Friedrich habe im Auftrag des Kurfürsten Ludwig 
über Versammlungen der Bauern im Elsaß gesprochen, 
die einen »Bundschuh« befürchten ließen; dasselbe habe 
der Bischof von Straßburg mitgeteilt. Sie berichteten 
auch von einem Bauern, der »gar wunderliche Dinge 
predige«, unter anderm, daß man im Vaterunser den 
zweiten Teil der fünften Bitte lieber »überhüpfen« solle, 
wenn man eine Feindschaft mit jemandem habe, da man 
sonst die göttliche Rache über sich herausfordere; der 
Mann sei durchaus nicht gelehrt und ziehe von Dorf zu 
Dorf, von Stadt zu Stadt. Es wiederholt sich also hier 
der schon an dem Erlasse des Reichsregiments beobachtete 
Fall, daß ein vereinzelter Vorgang verallgemeinert und 

x ) Vgl. oben S. 72—74 Anm. 1. Winter S. 313. Reichs- 
tagsakten II, 652, 24 ff. 

») Virck S. 110; 115; 251, 28 ff. 



Digitized by Google 



Der Erlaß des Herzogs von Lothringen usw. 117 

von der Behörde als ein die gesamte lutherische Sekte 
belastendes Merkmal ihres ruchlosen Treibens ausge- 
beutet wurde. 

Der von Dr. Lamparter empfohlenen ausgiebigen Ver- 
wertung des Wormser Edikts entspricht nun weiter die 
Fassung der Narratio in meist wörtlicher Entlehnung 
besonders scharfer Ausdrücke des deutschen Textes, wie 
von der »Einwurzlung« der »Irrungen und Ketzereien«, 
die eine »unmenschliche Zertrennung und Abfall guter 
Sitten, Friedens und christlichen Glaubens« bewirken 
müsse 1 ). Die Kennzeichnung der mit der Lehre der 
Kirche, der heiligen Väter und der Konzilien unverein- 
baren Meinungen Luthers, wie sie von Papst und Kardi- 
nälen »verworfen und verdammt« seien als »argwöhnisch, 
verdächtig« usw. ist zunächst auf das bairische Mandat 
und dann auf Stellen des Wormser Edikts zurückzuführen 2 ) ; 
doch hatte der bairische Staatsmann auch hier die stärk- 
sten Ausdrücke vermieden: man borgte von ihm die 
Motivierung des Erlasses, der »Schmälerung und Abfall 
christlichen Glaubens, Empörungen und Ungehorsam im 
heiligen Reich und deutscher Nation verhüten« solle, 
wies dann aber darauf hin, daß eben zu diesem Zweck 
der Kaiser und die Reichsstände »zu Vollstreckung 
päpstlicher Sentenz und Verdammnis Luther als ein aus 
Gottes Kirche abgesondertes Glied und offenbaren Ketzer« 8 ) 
zu behandeln beschlossen hätten. Auch die ungeheuerliche 
Formel, in der den Reichsständen »bei Pön des Lasters 
beleidigter Majestät, bei des Reiches Acht und Aberacht 
mit dem Verlust aller Lehen, Regalien und Freiheiten« 
die Ausführung der kaiserlichen Verordnungen befohlen 



^Sattler S. 226; Reichstagsakten II, 644, 19 f.; minder 
charakteristische Wendungen sind schon von Zeile 12 an abge- 
schrieben worden. 

2 ) Sattler S. 227. Winter S. 311. Reichstagsakten II, 655, 17. 

») Sattler S. 227. Winter S. 311. Reichstagsakten II, 654, 1 ff. 
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wurde 1 ), hätte der Baier als mit dem fürstlichen Selbst- 
gefühl seiner Herren unverträglich nie aufgenommen; 
auch der Satz über die Behandlung der lutherischen 
Schriften ist in Stuttgart unter ausdrücklicher Berufung 
auf das kaiserliche Mandat viel genauer wiedergegeben 
worden 8 ). 

Dagegen hat man die Aufzählung der »vernehmlichen « 
Folgen der lutherischen Predigt wieder dem bairischen 
Gesetz und so mittelbar dem Mandat des Reichsregiments 
und der Schilderung Herzog Georgs entlehnt. Es wäre 
also falsch, daraus den Schluß zu ziehen, daß diese Neue- 
rungen damals schon in Süddeutschland vorgekommen 
wären, wenn den Lutheranern auch hier vorgeworfen 
wird, daß sie »verkehrte und ärgerliche« Änderungen mit 
der Messe und der Beichte vornähmen und »die Ehr- 
erbietung und das Anrufen unserer Fürbitterin Maria« 
abschafften und »der andern lieben Heiligen, wie es bis- 
her ihnen erzeigt und christlich gebraucht worden sei.« 
Bei derartig wörtlicher Übernahme dieser Anklage sind 
nun die in Stuttgart beliebten Abweichungen um so be- 
deutsamer: einmal wurde die Bemerkung über das Aus- 
laufen der Mönche weggelassen, weil offenbar davon noch 
nicht viel zu spüren war; sodann aber wurde die volks- 
tümliche Lehre von »der Mutter Gottes« als »der unbe- 
fleckten und allerreinsten Jungfrau« hier berücksichtigt 
und den Lutheranern noch zur Last gelegt, daß sie »die 
wirkliche (wirksame) Fürbitte für die abgestorbenen 
Seelen abtun und verhindern« wollten. Der Theologe Eck 
dagegen hatte eine solche Erinnerung an den Ablaßstreit 
für unzweckmäßig gehalten, ja nach seiner Äußerung 
über die in der Bulle »Exsurge « verdammten Sätze möchte 
man annehmen, daß auch diese in der Bulle »Cum, post- 
quam« vom 9. November 1518 sanktionierte Lehre von 
der Zuwendung des Schatzes der guten Werke an die 

l ) Sattler S. 227. Reichstagsakten II, 654, 8—12. 
f ) Sattler S. 228 f. Reichstagsakten II, 655, 13 ff. 



Digitized by Google 



Der Erlaß des Herzogs von Lothringen usw. 119 

Seelen im Fegfeuer »per modum suffragii« ihm zum min- 
desten als »so dunkel« erschien, daß er diesen Streitpunkt 
nicht aufs neue in das Licht der Öffentlichkeit gerückt 
sehen wollte 1 ). 

Endlich wird diese Erwähnung der Wittenberger 
Neuerungen, denen gegenüber auch hier das Festhalten 
an den »seit viel hundert Jahren gehaltenen Ordnungen 
und Gebräuchen« eingeschärft wird 2 ), benutzt, um einen 
der wütendsten Ausfälle Aleanders gegen Luther jetzt 
auf alle seine Anhänger zu übertragen. Diese seien be- 
dacht, »mit noch viel andern erschrecklichen Artikeln 
Unkraut in die Herzen der Menschen zu pflanzen« und, 
wenn man den Gesamteindruck aller ihrer Schriften er- 
wäge, so werde darin »beiläufig« gar nichts anderes er- 
funden, »als was zu Aufruhr, Zertrennung« göttlicher und 
menschlicher Gesetze, »zu Abfall« und Unterdrückung 
»des christlichen Glaubens und Einigkeit«, auch aller 
»Ober- und Ehrbarkeit 8 )« »reichen« möge 4 ). Die hier 
hervorgehobenen Ausdrücke des Wormser Edikts wurden 
also nur etwas erläutert; um so bemerkenswerter ist es, 
daß man doch nicht wagte, nach der Vorlage den Luthe- 
ranern auch vorzuwerfen, daß sie das Volk zu »Krieg, 
Totschlag, Räuberei und Brand« anzustiften suchten. 

Dagegen bekundet sich die schärfere Richtung der 
österreichischen Räte außer in der weit leidenschaftlicheren 
Sprache darin, daß sie zwar auch von der durch das 
Reichsregiment gewünschten und von den Wittelsbachern 
für zweckmäßig befundenen Ermahnung durch die Pfarrer 
Gebrauch machten, aber die Weisung an Amtleute und 

Sattler S. 228. Winter S. 312 f., 316. ZKG. XXV, 572 f. 
und meine Untersuchung im Arch. f. Ref.-G. IX, 142 ff. über »die 
von Kajetan verfaßte Ablaßdekretale«, besonders S. 170. 

«) Sattler S. 229. Reichstagsakten II, 649, 24. 

8 ) Dieser Ausdruck wurde in dem Entwurf des Wormser 
Edikts vom 15. Februar gebraucht. A. a. O. II, 510, 8. 

«) Sattler S. 228. Reichstagsakten II, 647, 8—11. 
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Richter, Personen, die das Verbot des Lesens oder Ver- 
breitens lutherischer Lehre übertreten würden, gefangen 
zu setzen, auf alle ausdehnten, die sich »in irgendeiner 
Weise lutherischen Gemüts hören oder vernehmen ließen. « 
Es wurde damit eine Verfolgung der religiösen Gesinnung 
angebahnt, wie sie Aleander in dem hinter dem Rücken 
der Reichsstände erlassenen Sequestrationsmandat vom 
10. März 1521 angestrebt hatte, in dem er den Kaiser 
verbieten ließ, Luthers Bücher weiter zu besitzen und zu 
verbreiten, oder auch nur seiner »Meinung und Opinion 
zu sein oder ihr anzuhangen 1 ).« 

So vereinigten sich die beiden führenden Mächte des 
Schwäbischen Bundes, Österreich und Baiern, in derselben 
streng abweisenden Haltung gegenüber der evangelischen 
Bewegung, und sie haben unverkennbar auch die Politik 
des Bundes, besonders im Bauernkriege, in diesem Sinne 
beeinflußt. Aber während die Wittelsbacher, beraten 
von einem feinen Kopfe wie Leonhard von Eck, dabei 
ihre politischen und finanziellen Interessen zu fördern 
wußten und der päpstlichen Kirche ohne allzu auffällige 
Maßregeln einen kräftigen Rückhalt gewährten, ist die 
maßlose Verfolgungsabsicht der österreichischen Regenten 
vielmehr ein halbes Eingeständnis ihrer Ohnmacht ge- 
wesen. Die gehässige Anlockung der Denunzianten 2 ) wurde 
gewiß nicht nur von dem freimütigen Prediger Michael 
Stiefel in Eßlingen mit Hohn und Spott beantwortet, der 
die württembergische Regierung mit Judas verglich, den 
sie durch das Angebot von »Äckern, Wiesen, Weinbergen 
und Häusern« weit überbiete 8 ). Tatsächlich beschränkte 



*) Sattler S. 229. Reichstagsakten II, 532, 30 f. 

a ) K. Th. Keim stellt fest, daß »Österreich für die gewünschten 
Denunziationen in Land und Volk von Württemberg keine Ver- 
räterseelen fand.€ Schwäbische Reformationsgeschichte, Tübingen 
1855, S. 22. 

8 ) L. Fr. Heyd, Ulrich, Herzog zu W., Tübingen 1841, II, 
183 ff. 
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sie sich auf die Vertreibung oder Einsperrung einiger 
Prädikanten, wie des von dem Stuttgarter Stadtrat be- 
rufenen Augustiners Dr. Mantel, aber sie sicherte damit 
nur den Bestand »der äußeren Formen der Kirche.« Der 
Kaiser befahl 1524 zwar von Spanien aus dem Schwäbi- 
schen Bunde die Unterdrückung der lutherischen Ketzerei, 
und Ferdinand drang auf Beachtung der Abmachungen 
von Regensburg; aber bald darauf beschloß der Städtetag 
von Ulm die freie Predigt des lauteren Gotteswortes, 
dessen Verhinderung durch den Kaiser als unerträglicher 
Gewissenszwang bezeichnet wurde; allen Maßregeln zur 
Durchführung des Wormser Edikts wollte man gemein- 
schaftlich Trotz bieten. Und selbst im württembergischen 
Ländchen, das der Legat Campegio als »luteranissimo « 
bezeichnete, mußte der gestrenge Statthalter seinem Herrn 
gegenüber Klage führen, daß »seit dreihundert Jahren 
kein solcher Ungehorsam im Volke gewesen sei, und er 
entspringe allein aus der verfluchten lutherischen Sekte 1 ). « 

J ) Stalin IV, 241. 243. 251. Heyd a. a. 0. Weit rücksichts- 
loser gingen die österreichischen Regierungen von Ensisheim und 
Innsbruck vor, da sie sich ausreichender Macht bewußt waren. 
Ranke a. a. 0. II, 118. 
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So ergab sich für die von reichsständischer Seite er- 
gangenen Religionsgesetze eine Reihe gemeinsamer Ab- 
weichungen von dem kaiserlichen Erlaß, der sich den 
Schein eines auf den heiligsten Grundlagen der Reichs- 
verfassung beruhenden und daher völlig unverletzlichen 
Reichsgesetzes gegeben hatte 1 ). Die Fiktion, daß es mit 
»einhelliger« Zustimmung der Stände erlassen sei, wurde 
nur von dem eigenen Bruder Karls V. und vielleicht auch 
nur von seinen diensteifrigen Räten der Öffentlichkeit 
gegenüber aufrechterhalten. Von den altkirchlich ge- 
sinnten Fürsten wurde sie ebenso preisgegeben wie von 
der ständischen Vertretung des Reichskörpers in Nürn- 
berg. Der Erlaß des Reichsregiments muß vielmehr un- 
geachtet seiner lokal begrenzten Bestimmung, für das 
Maximum dessen erkannt werden, was die überwältigende 
Mehrheit des Reichstags in Worms an Verfolgungsmaß- 
regeln gegen die vom Papste zu völliger Ausrottung ver- 



1 ) Die ältere Auffassung kann man sich auch nach dem aus- 
gezeichneten Werke Fr. v. Bezolds (Geschichte der deutschen 
Reformation, Berlin 1886, S. 411) vergegenwärtigen: »Von einem 
großen zielbewußten Verteidigungskampf war auf Seiten der alt- 
kirchlich gesinnten Stände noch keine Rede,« — was durchaus 
zutrifft — »während anderseits doch auch keine von den aner- 
kannten Gewalten sich offen als Verächterin des letzten Reichs- 
beschlusses und als evangelisch zu bekennen wagte.« Aber soweit 
diese Fürsten überhaupt Stellung nahmen, haben sie das Wormser 
Edikt so offen, als es die Rücksicht auf die persönliche Ehre des 
Kaisers gestattete, verworfen und sich damit doch nicht den Luthe- 
ranern beizugesellen vermeint. 
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dämmte Sekte zugestanden haben würde. Dabei ist der 
mildernde Einfluß der lutherisch gesinnten Mitglieder 
nicht einmal besonders hoch zu veranschlagen, wie der 
Vergleich mit dem Erlaß des großen Lutherfeindes Georg 
von Sachsen zeigt. Auch die Wittelsbacher, die ihre 
eigenen Gründe zur Betätigung kirchlichen Eifers hatten, 
sind dann nur in der Handhabung ihrer arbiträren Straf- 
gewalt weiter gegangen. Die Erlasse der Reichsstädte 
scheiden hier von vornherein aus, da diese sich ohne 
Ausnahme mit einer rein formellen Bekanntmachung 
des Wormser Edikts begnügten und dann nur Verfügungen 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und zur 
Beschwichtigung der literarischen Fehde ergehen ließen 1 ). 

Allen Reichsständen waren in erster Linie die maß- 
losen Strafbestimmungen völlig unannehmbar; von der 
Reichsacht gegen die Anhänger Luthers oder gar die 
Verächter des kaiserlichen Erlasses wollte niemand etwas 
wissen, ebensowenig von dem Niederwerfen und Aus- 
rauben der Sektierer und aller Verfasser. Drucker und 
Verkäufer auch nur papstfeindlicher Schriften. Vor allem 
aber wurde die Ausschaltung der landesherrlichen Ge- 
richte und überhaupt jedes rechtlichen Verfahrens als 
eine Ungeheuerlichkeit empfunden. Das Wormser Edikt 
hatte sich mit der Aufforderung, ja mit dem durch An- 
drohung der schwersten Strafen verschärften Befehl zur 
blutigen Ausrottung der Ketzer nicht nur an die Reichs - 
stände und ihre Behörden, sondern an alle Untertanen 
jedes Standes, die dem Kaiser nach Reichs- oder Erbrecht 
zu gehorsamen hätten, gewendet und sie aufgefordert, die 

*) Entstehung S. 281 — 286. In betreff der bairischen Her- 
zöge hat auch v. Bezold zutreffend festgestellt, daß sie aus poli- 
tischer Berechnung, aber »nicht aus religiösem Interesse« im streng 
kirchlichen Sinne handelten und daneben Luthers »Ausfälle gegen 
die Regierenden« übel vermerkt haben dürften; aber daß sie dem 
kaiserlichen Edikt »noch eine völlig übereinstimmende landes- 
herrliche Kundgebung beifügten«, wird man von ihrem ersten Re- 
ligionsmandat nicht mehr sagen können. 
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Lutheraner und ihre Freunde »frei und ohne allen Ein- 
spruch zu verfolgen und sich ihrer Leiber und Güter zu 
bemächtigen zu rechtlich unantastbarem Besitz.« Nur 
bei der Anordnung der Bücherverbrennung werden neben 
»allen und einzelnen« Subjekten des Erlasses »besonders 
die Gerichtsbehörden« (»et praesertim iis, qui iustitiae 
muneri praesunt«) hervorgehoben, da ein solcher öffent- 
licher »Glaubensakt«, wie Aleander aus eigener schmerz- 
licher Erfahrung wußte, durch den einzelnen, und sollte 
es ein päpstlicher Spezialinquisitor sein, nicht leicht zu 
veranstalten war. Die Verfolgung der für vogelfrei er- 
klärten Übertreter des Pressegesetzes wird dann wieder 
als pflichtgemäße und gewinnreiche Betätigung aller ge- 
treuen Untertanen anbefohlen und hier besonders feier- 
lich erklärt, daß die willkürliche Aneignung und Ver- 
wendung ihrer Habe durch keine gerichtliche oder außer- 
gerichtliche Verantwortung zu behindern sei 1 ). 

Demgegenüber hatte der Erlaß des Reichsregiments 
schon dadurch, daß er überhaupt nur an wenige, besonders 
beteiligte Fürsten gerichtet war, für selbstverständlich 
erklärt, daß nur die ordentliche Strafgewalt der Behörden 
in Betracht kommen könne, und hatte als Vorbedingung 
für ein derartiges Einschreiten die kirchliche Vermahnung 
des Volkes aufgestellt. Auch die streng gemeinten Er- 
lasse in Sachsen, Baiern und Württemberg sind zwar im 
Eingangsprotokoll an Behörden und Untertanen gerichtet, 
für letztere aber nur zur Kenntnisnahme, und überdies 
wird die Strafverfolgung nicht gegen die etwa verführte 
Menge, sondern nur gegen die Verkündiger der verbotenen 
Lehren in Aussicht gestellt. 

Die unbequeme Anordnung der Verdammungsbulle, 
daß Luthers Bücher öffentlich vor allem Volke mit ge- 
bührender Feierlichkeit zu verbrennen seien, wurde iß 
diesen Erlassen der Landesfürsten stets übergangen, und 

l ) Cochläus I. c. p. 327, 19 fT.; 336, 18 ff.; 337, 39 ff.; 338, 
10 ff. Reichstagsakten II, 655, 3 ff.; 657, 15—29. 
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das wenigstens ließ sich auch dem Kaiser gegenüber damit 
rechtfertigen, daß auch sein Edikt außer der Vernichtung 
durch Feuer noch »andere Wege « dazu freistellte 1 ). Von 
der Einrichtung der kirchlichen Zensur ist nirgends die 
Rede, und wo sich die Fürsten später zu einer regelmäßigen 
Beaufsichtigung des Schriftwesens entschließen, tun sie 
es unter Einbeziehung politischer und persönlicher Ge- 
sichtspunkte 2 ). 

Die Prüfung dieser ständischen Maßnahmen gegen die 
von der alt kirchlichen Mehrheit verworfene religiöse Be- 
wegung liefert also wichtige Beiträge zum Verständnis 
der kirchenpolitischen Lage im Reiche bis zu der schrof- 
feren Scheidung der Geister und der festeren Organi- 
sation der Parteien, die erst im Jahre 1524 sich deutlicher 
ankündigt. Diese dem furchtbaren Verfolgungsgesetz 
Karls V. widerstrebenden Fürsten beharren einerseits in 
ihrer Opposition gegen die kirchlichen Mißstände und die 
Ubergriffe der Kurie, wollen aber eine Abweichung von 
den äußeren Einrichtungen des Gottesdienstes ebenso- 
wenig dulden wie einen Abfall vom katholischen Glauben. 
Doch lassen sie bei ihrem maßvollen Verhalten immer 
noch die Möglichkeit einer einheitlichen kirchlichen Ent- 
wicklung der Nation offen und begünstigen jedenfalls 
die allmähliche Verbreitung der evangelischen Uber- 
zeugungen in ihren später leicht für den Protestantismus 
zu gewinnenden Gebieten. Vor allem aber kam seiner 
Verbreitung zustatten, daß doch eben nur sehr wenige 
der noch auf dem Boden der katholischen Kirche stehen- 
den Reichsgewalten sich zu einem planmäßigen Vorgehen 
gegen die Neuerer entschließen konnten. Wo man sich 
nicht bemühte, das unausführbare kaiserliche Gesetz 
durch eigene bestimmte Vorschriften zu ersetzen, hatte 
man sehr oft im geheimen die Absicht, es überhaupt 
nicht zur Anwendung zu bringen und durch stillschwei- 

x ) Reichstagsakten II, 656, 8 ff.; 657, 20. 
*) Entstehung S. 227 ff. 
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gendes Gehenlassen die Festsetzung der evangelischen 
Lehre zu begünstigen: so geschah es unter Capitos Ein- 
fluß in den Erzbistümern von Mainz und Magdeburg. 
Oder man schreckte aus Ohnmacht , vor dem bloßen Ver- 
such einer Anwendung des Wormser Edikts zurück, wie 
in manchen kleineren Bistümern. In den großen süddeut- 
schen Sprengein überwog in diesen Jahren noch die über- 
zeugte Abneigung auch gut katholischer Kreise von 
wissenschaftlicher Bildung, der Theologen wie der Juristen, 
gegen die übel begründete Verketzerung Luthers, die 
Formlosigkeit und Gewaltsamkeit der römischen Pro- 
zesse und die reichsgesetzliche Nichtigkeit des kaiserlichen 
Edikts. 

Aber die hier gewonnene Klassifizierung dieser Man- 
date bietet zugleich ein Vorzeichen für den späteren Ver- 
lauf der Reformationsgeschichte. Stand der Erlaß des 
Kaisers in unversöhnlichem Widerspruch mit den Grund- 
lagen der Reichsverfassung, so gelang es zwar bald darauf 
den Künsten der burgundisch-spanischen Diplomatie und 
dem vereinten Einfluß der Kurie und des Hauses Oster- 
reich, diesen Schaden äußerlich und notdürftig zu ver- 
decken, indem die Genehmhaltung durch den Reichstag 
nachträglich fingiert, zugleich aber die Wirkungskraft des 
Wormser Edikts dem W T ortlaut nach nur eingeschränkt, 
tatsächlich aber aufgehoben wurde 1 ). Da sich nun aber 
für Karl V. das schon im Jahre 1521 bestehende Miß- 
verhältnis zwischen seinen zur Durchführung der Glaubens- 
verfolgung verfügbaren Machtmitteln und der Wider- 
standskraft der Nation als unverrückbar erwies, so bietet 
sich trotz der Anläufe der siegreichen Weltmacht Spanien- 



l ) Vgl. etwa das Urteil Rankes schon über die Nürnberger 
Beschlüsse von 1523 (a. a. O. II, 45), die »das gerade Gegenteil 
der Wormsischen waren«, so daß Luther finden konnte, Bann und 
Acht, die man über ihn verhängt habe, seien »dadurch eigentlich 
zurückgenommen«. Den Beschluß von 1524 hat Ranke (S. 98) in 
seiner Bedeutung nicht ganz zutreffend gewürdigt. 
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Habsburgs das Bild eines schrittweisen Zurückweichens 
aus der am 8. Mai in Worms urkundlich festgelegten 
Stellung. Und dieser Rückzug vollzieht sich in den durch 
die reichsständischen Erlasse angedeuteten Möglichkeiten. 

Schon zur Zeit des Reichstags von Speier (1526) 
verfiel das kaiserliche Kabinett angesichts der feindseligen 
Haltung des Papstes Klemens* VII. auf den Plan, durch 
Aufhebung der Strafbestimmungen des Wormser Edikts 
sich die Bewilligung einer Kriegshilfe durch die Reichs- 
stände zu erkaufen; wie der Kaiser seinem Bruder zu be- 
denken gab, werde der Papst gar nichts dagegen einwenden 
können, da man ja nur »die weltlichen, nicht auch die 
geistlichen Strafen« beseitigen wolle 1 ). Aber bei dem 
Rückhalt, den der Regensburger Konvent den gegen- 
reformatorischen Bestrebungen darbot, hielt Ferdinand 
dieses Zugeständnis vorerst noch nicht für dringlich, ja 
für bedenklich. Es würde damals schon den Standpunkt 
der Reichsgewalt dem jener einsichtigen katholischen 
Fürsten wie Georg von Sachsen angenähert haben, da das 
Recht der Territorialgewalten zur Auferlegung arbiträrer 
Bußen bei Verletzung der öffentlichen Kirchenordnung 
unangetastet geblieben wäre. In dem von Karl V. im 
Bunde mit der katholischen Mehrheit und unter Ausschal- 
tung der protestantischen Stände erlassenen Reichstags- 
abschied von Augsburg (1530) wurde zwar die Vollziehung 
des Wormser Edikts ernstlich angekündigt, aber jetzt ist 
jene tumultuarische Verfolgung der Andersgläubigen be- 
seitigt und ein geordnetes Verfahren des Reichsgerichts 
wird angeordnet, das jedoch nur die Bestrafung der 
dissentierenden Reichsstände sichern soll, also auf die 
Erfassung der einzelnen Sektierer verzichtet. Da das 
Kammergericht selbst eine ständische Einrichtung war, 
und der Strafvollzug im Rahmen der gleichfalls ständisch 
bedingten Landfriedensordnung vor sich gehen sollte, so 



*) Ranke a. a. 0. II, 257 f. 
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wurde damit der Staatsstreich vom 25. Mai 1521 völlig 
verleugnet und der gemeinsame Rechtsboden wieder ge- 
funden, von dem die altkirchlichen Erlasse der ersten Jahre 
sich nicht hatten lossagen wollen. Auch sollte die Reichs- 
acht jetzt nicht unterschiedslos, sondern nur als äußerstes 
Strafmittel verhängt werden. Die von Karl V. und den 
Katholiken einmütig erhobene Forderung eines Konzils 1 ) 
entsprach völlig dem schon 1522 vom Reichsregiment 
vorgezeichneten Wege zur Herstellung der kirchlichen 
Einigkeit. 

Als dann endlich die Kriegsmacht der Spanier und 
des Papstes den Widerstand des Schmalkaldischen Bundes 
gebrochen hatte, war der siegreiche Kaiser auf dem »ge- 
harnischten« Reichstage von Augsburg weiter als je von 
der Erreichung beider Ziele entfernt: weder die völlige 
Ausrottung der Ketzerei im Sinne der Urheber des 
Wormser Edikts, noch den konziliaren Ausgleich nach 
dem Wunsche der ständischen Mehrheit konnte er durch- 
führen, und so sah er sich noch über die von dem Reichs- 
regiment gezogenen Grenzen zurückgedrängt und mußte 
im Interim selbst die »von den Vorfahren viel hundert 
Jahr her gehaltenen Ordnungen« des Zölibats und des 
Priesterkelchs preisgeben, um bald darauf den Zusammen- 
bruch seiner gegenreformatorischen Politik und die reichs- 
gesetzliche Abschaffung seines Glaubensgesetzes noch zu 
erleben. 

») Ranke III. 210 f. 
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